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(Beginn: 13.35 Uhr) 

Vorsitzender Kay Gottschalk: Liebe Kolleginnen 
und Kollegen! Ich eröffne unsere 42. Sitzung, die 
zugleich tatsächlich unsere 26. Beweisaufnahme-
sitzung ist.  

Ich stelle fest - erkundige mich aber noch mal; 
Herr Fleischer nickt -, dass die Öffentlichkeit her-
gestellt ist und begrüße ganz herzlich die Zu-
schauerinnen und Zuschauer sowie die Vertrete-
rinnen und Vertreter der Presse. Außerdem heiße 
ich die anwesenden Vertreter der Bundesregie-
rung und des Bundesrates wie immer in alter Fri-
sche willkommen. War ja eine kurze Nacht.  

Ebenso begrüße ich die Zuschauerinnen und Zu-
schauer in den Streamingsälen. Bitte beachten 
Sie, dass die nachfolgenden Hinweise auch für 
Sie gelten.  

So sind eigene Ton- oder Bildaufnahmen von der 
Sitzung nicht gestattet. Zuwiderhandlungen kön-
nen nicht nur zu einem Sitzungsausschluss, son-
dern auch zu einem Hausverbot und zu straf-
rechtlichen Konsequenzen führen. 

Nach diesen einleitenden Hinweisen rufe ich 
nunmehr unseren einzigen Tagesordnungspunkt 
auf: 

Öffentliche Zeugenvernehmung 

Christine Lambrecht
(Beweisbeschluss Z-125) 

Dr. Jörg Kukies
(Beweisbeschluss Z-8) 

Wir werden die Zeugen auch in dieser Reihen-
folge vernehmen. 

Vernehmung der Zeugin 
Christine Lambrecht 

Unsere erste Zeugin hat schon Platz genommen. - 
Frau Bundesministerin Christine Lambrecht, ich 
begrüße recht herzlich im Namen unseres Aus-
schusses.  

Informationen zum Gegenstand der Vernehmung, 
zu Ihren Rechten und Pflichten als Zeugin und 

zur Strafbarkeit vorsätzlicher Verstöße gegen die 
Wahrheitspflicht wurden Ihnen vorab übersandt. 
Sie haben sich vor diesem Hintergrund mit ei-
nem Verzicht auf eine mündliche Zeugenbeleh-
rung einverstanden erklärt. Dafür, wie bei jeder 
Zeugin und jedem Zeuge hier, vielen, vielen 
Dank, weil ich glaube, in der Reihe der vielen 
Zeugen haben wir jetzt einen Tagungstag damit 
einsparen können. Vielen Dank.  

Daher kann ich mich an dieser Stelle auf einige 
technische Hinweise beschränken.  

Werden Ihnen bei der Vernehmung Vorhalte aus 
Akten gemacht, wird Ihnen der Fragesteller auf 
Ihren Wunsch hin die Unterlage vorlegen. 

Sollten Sie während Ihrer Vernehmung der Auf-
fassung gelangen, dass Sie als VS-Vertraulich 
oder höher eingestufte Informationen oder sons-
tige Dinge zur Sprache bringen müssen, deren öf-
fentliche Erörterung überwiegende schutzwür-
dige Interessen verletzen würde, bitte ich um ei-
nen kurzen Hinweis. Der Ausschuss hätte dann 
die Möglichkeit, den Ausschluss der Öffentlich-
keit sowie den Geheimhaltungsgrad dieser Sit-
zung festzulegen und zu beschließen. - Haben Sie 
zu diesen Hinweisen noch Fragen? 

(Die Zeugin schüttelt den 
Kopf) 

- Nein. - Dann möchte ich Sie bitten - aber ich 
glaube, auch da kennen wir uns schon so lange -, 
immer das Mikro einzuschalten, bevor Sie das 
Wort ergreifen, weil wir eben neben unserem Ste-
nografischen Dienst, den ich wie immer recht 
herzlich auch an dieser Stelle begrüße, auch ei-
nen Tonmitschnitt fertigen. Und ohne Mikro kein 
Tonmitschnitt. Aber das muss ich Ihnen nicht er-
klären, das kennen Sie eh. Sie sind da Vollprofi.  

Frau Lambrecht, ich würde Sie also zunächst zur 
Person vernehmen. Ich würde Sie daher bitten, 
sich kurz vorzustellen, indem Sie uns Ihren Vor-
namen, Nachnamen, Beruf, Alter, Wohn- oder 
Dienstort mitteilen. 

Zeugin Christine Lambrecht: Ja, mein Name ist 
Christine Lambrecht. Ich bin 55 Jahre alt. Beruf: 
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von der Ausbildung her Rechtsanwältin, ruhend 
gestellt, und zurzeit Bundesministerin der Justiz 
und für Verbraucherschutz, Dienstort Berlin.  

Vorsitzender Kay Gottschalk: Vielen Dank. - 
Frau Lambrecht, Frau Ministerin, Sie können, 
wenn Sie es nunmehr wünschen, im Zusammen-
hang darlegen, was Ihnen über den Gegenstand 
Ihrer Vernehmung bekannt ist. Sie haben das 
Wort.  

Zeugin Christine Lambrecht: Vielen Dank, Herr 
Vorsitzender. - Liebe Kolleginnen und Kollegen! 
Meine Damen und Herren! Ich würde sehr gerne 
ein paar einführende zusammenhängende Worte 
machen, weil ich glaube, damit kann man auch 
manche Fragestellungen eher einordnen.  

Ja, der Betrug der Wirecard ist über lange Zeit un-
entdeckt geblieben; darüber sind wir uns alle ei-
nig. Und es stellt sich natürlich die Frage: Wa-
rum ist das so, wenn mehrere Aufsichts- und 
Verfolgungsinstitutionen damit befasst waren, 
BaFin, APAS, Staatsanwalt München, Bezirksre-
gierung Niederbayern, aber eben auch die Deut-
sche Prüfstelle für Rechnungslegung? In Zukunft 
werde ich sie DPR nennen. 

In dem Zusammenhang muss man sich dann na-
türlich fragen: Was macht diese Prüfstelle, die ja 
in den Verantwortungsbereich BMJV fällt? Sie ist 
im Jahre 2005 das erste Mal vom BMJV, damals 
noch vom BMJ, anerkannt worden und betreibt 
seither dieses Bilanzkontrollverfahren, das soge-
nannte Enforcement, auf der ersten Stufe. 

Ich möchte gerne noch mal kurz über das Ver-
hältnis zwischen DPR und BMJV einiges berich-
ten. Die privatrechtlich organisierte Prüfstelle für 
Rechnungslegung hat die Aufgabe, im Bilanzkon-
trollverfahren auf der ersten Stufe die Bilanzen 
kapitalmarktorientierter Unternehmen zu prüfen, 
und erst auf der zweiten Stufe, wenn es dazu 
kommt, prüft die BaFin. Dieses Verfahren wurde 
im Jahr 2004 durch das Bilanzkontrollgesetz ein-
geführt durch den Gesetzgeber, und vorher gab es 
gar keine Bilanzkontrolle. Das ist vielleicht auch 
noch mal für den Hintergrund wichtig. 

Dieses Gesetz, das Bilanzkontrollgesetz, ist da-
mals im Deutschen Bundestag einstimmig be-
schlossen worden. Es war eine Reaktion auf die 
großen Unternehmensskandale, die Anfang der 
2000er-Jahre die Kapitalmärkte im In- und Aus-
land erschütterten. Da muss man nur so einen 
Namen wie FlowTex dann eben auch nennen. 

So, also, wie gesagt, das war ein Gesetz, das 
wurde einstimmig ohne Gegenstimme und ohne 
Enthaltung im Deutschen Bundestag beschlossen, 
und das hat dieses Verfahren vorgesehen. Mit 
diesem Bilanzkontrollgesetz hat der Gesetzgeber 
für Kapitalmarktunternehmen diese Möglichkeit 
geschaffen, Unstimmigkeiten über Bilanzierungs-
fragen zunächst auf privatrechtlicher Ebene zu 
lösen, und zwar mit einem Gremium von hoch-
qualifizierten Fachleuten. Der dahinterstehende 
Gedanke - weil heute überlegt man sich: wie kam 
man denn auf diese Idee, das in die Hände dieser 
DPR zu geben, also einer privatrechtlichen Insti-
tution? - war damals, 2004, Selbstregulierung der 
Wirtschaft. Darum ging es. Das war so die Idee, 
die dahintersteckte, weil eben davor überhaupt 
nichts geregelt war.  

Ja, und diese Zusammenarbeit zwischen DPR 
und auch BaFin - denn, wie gesagt, DPR erste 
Stufe, BaFin zweite Stufe - musste sich auch erst 
mal einspielen; denn da sind natürlich Mentali-
tätsunterschiede zwischen so einer Beteiligung 
aus der Wirtschaft, die ja auch bewusst auf Zu-
sammenarbeit, auf Selbstregulierung ausgelegt 
war, eben dazu dann die BaFin, die natürlich 
eine hoheitliche Verwaltung war. Das musste 
sich einspielen, hat sich aber auch eingespielt. 
Deswegen, wie gesagt, das ist der Hintergrund. So 
ist es zu diesem Verfahren gekommen. Mit dem 
Wissen von heute kann man natürlich vieles 
auch infrage stellen oder auch anders bewerten; 
aber das war 2004 die Vorstellung, wie man die-
sen Skandalen, die man damals erfahren hatte, 
beikommen wollte, mit dieser Selbstregulierung.  

Die DPR hat also auf der ersten Stufe die flächen-
deckende Bilanzkontrolle durch Stichprobenprü-
fungen zu gewährleisten und zudem auf Verlan-
gen der BaFin in Verdachtsfällen auch soge-
nannte Verlangensprüfungen durchgeführt. Also, 
das ist die erste Stufe: Stichprobe oder konkreter 
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Anlass, und, wie gesagt, zweite Stufe dann: 
BaFin-Verdachtsfälle, Verlangensprüfung. 

Die europäische Aufsichtsbehörde - - weil man ja 
auch fragt: Ja, aber war das denn alles wirklich so 
gelungen, wenn am Ende dann so was wie Wire-
card geschieht? Da muss man wissen, dass auch 
die europäische Aufsichtsbehörde ESMA im Jahr 
2017 ausdrücklich dieses System der Stichpro-
benprüfung durch diese DPR auf der ersten Stufe 
als vorbildlich, als Good Practice, bezeichnet hat, 
und deswegen gab es auch Forderungen nach ei-
ner grundlegenden Überarbeitung oder Reform 
dieses zweistufigen Bilanzkontrollverfahrens - - 
hat es eben auch bis zu dem jetzigen Zeitpunkt, 
wo wir ja jetzt auch eine Neuregulierung auf den 
Weg gebracht haben, nicht gegeben.  

Die DPR hat bislang über 1 500 Prüfverfahren 
durchgeführt. In circa 300 Fällen hat die DPR 
eine fehlerhafte Rechnungslegung festgestellt. 
Und in Einzelfällen hat sie auch Strafanzeigen 
bei der Staatsanwaltschaft wegen Betrugs erstat-
tet - in Einzelfällen! 

Allerdings: Den Betrug der Wirecard AG hat sie 
nicht entdeckt, obwohl sie mehrfach auch mit Bi-
lanzprüfungen befasst war. Und das macht deut-
lich, dass dieses zweistufige System gerade für so 
einen Fall dann auch an die Grenzen gestoßen 
ist. Ich glaube, dazu kann man auch relativ ein-
fach und klar sagen, was da auch der Hinter-
grund war. Der Hintergrund war, dass es hier mit 
mutmaßlich betrügerischen Strukturen zusam-
mengehangen hat bei Wirecard und auch mit ei-
ner mutmaßlich hohen kriminellen Energie gear-
beitet wurde. Aber da muss man ganz klar sagen: 
In diesem Fall ist dieses zweistufige System dann 
an die Grenzen gestoßen. 

Und jetzt die Frage: Welche Rolle hat denn das 
Bundesjustizministerium, das BMJV, in diesem 
Fall gespielt? Warum haben wir nicht in die Prü-
fung da eingegriffen? Und wenn man diese Frage 
beantworten will, dann hilft ein Blick ins Gesetz; 
denn da kann man die Aufgabe ganz klar erken-
nen, die der Gesetzgeber - ausdrücklich der Ge-
setzgeber - dem BMJV zugewiesen hat. Und die 
Aufgaben sind: Das BMJV erkennt eine Prüfstelle 

unter bestimmten Voraussetzungen an; es geneh-
migt die Änderungen ihrer Satzung und Verfah-
rensordnung; es ist bei personellen Veränderun-
gen in der Prüfstelle zu beteiligen; und es geneh-
migt die jährlichen Wirtschaftspläne. Und dabei 
handelt das BMJV jeweils im Einvernehmen mit 
dem BMF also im Einvernehmen mit dem BMF. 
Aber - und das ist auch wichtig, um dieses Kon-
strukt und dieses Vorgehen zu verstehen - das 
BMJV ist nicht selbst Teil des Enforcement-Ge-
schehens. Es hat keine Zugriffe auf Einzelfälle. 
Denn das Konstrukt ist so angelegt gewesen, dass 
die DPR ihre Prüfungen unabhängig und - ganz 
wichtig - auch vertraulich durchführt. Und des-
wegen übt das BMJV keinerlei staatliche Aufsicht 
aus, weder eine Rechts- noch eine Fachaufsicht, 
hat kein Weisungs- und auch kein Informations-
recht - ganz klar. Das kann man kritisieren mit 
dem Wissen von heute; aber so ist das Konstrukt 
gewesen, das der Gesetzgeber einstimmig 2004 
gewählt hat. Wir sind weder Rechts- noch Fach-
aufsicht, und wir haben auch kein Weisungs-
recht. Und dann wird vielleicht auch deutlich, 
warum viele Dinge eben nicht - - wo nicht einge-
griffen wurde.  

Die DPR hat Informationspflichten, aber aus-
schließlich gegenüber der BaFin - ausschließlich! 
Wenn dann diese Informationen an die BaFin ge-
geben würden, dann wäre die zweite Stufe unter 
den Voraussetzungen, die erforderlich sind, mög-
lich. 

Das BMJV hingegen darf über die Einzelheiten, 
also auch, um welches Unternehmen es sich han-
delt, eines DPR-Verfahrens gar nicht informiert 
werden; es darf nicht sein. So ist das Konstrukt 
aufgebaut. Und die Beschäftigten der DPR unter-
liegen einer umfassenden strafbewehrten Ver-
schwiegenheitspflicht. Also, selbst ein Anfragen 
würde erst mal - - Ich hätte überhaupt keine Be-
fugnis - - und würde darüber hinaus für die Mit-
arbeiter bedeuten, dass sie, wenn sie tatsächlich 
Antworten gäben, dann diese Verschwiegenheits-
pflicht verletzen würden. Und das ist auch der 
Grund, warum die DPR das BMJV nicht darüber 
informiert hat, dass seit Februar 2019 ein Prüf-
verfahren gegen Wirecard läuft. Informiert wur-
den wir, das BMJV, darüber erst im Mai* 2020 
durch das BMF.  
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So, und was wir allerdings tun konnten und 
dann auch die Möglichkeiten ergriffen haben, das 
war 2020. Wir haben nämlich 2020, am 29. Juni, 
den Vertrag mit der DPR gekündigt, im Einver-
nehmen auch mit dem BMF. Darüber haben wir 
uns ausgetauscht. Das haben wir gekündigt. Das 
war eine ordentliche Kündigung. Es war keine 
außerordentliche Kündigung; aber es war eine or-
dentliche Kündigung, denn es war geboten, zu 
handeln, weil wenn wir das nicht gemacht hät-
ten, dann hätte sich der Vertrag automatisch ver-
längert und wäre bis zum 31.12.2022 weiterge-
laufen. Und um uns bei den ganzen Informatio-
nen, die zu diesem Zeitpunkt bekannt wurden, 
Handlungsspielraum zu verschaffen - wie soll es 
denn weitergehen, wollen wir an dem System 
festhalten oder wie soll sich das Ganze denn ent-
wickeln? -, deswegen diese ordentliche Kündi-
gung am 29. Juni 2020. Es hat auch keinen 
Schuldvorwurf gegen die DPR zum damaligen 
Zeitpunkt gegeben. Vieles war gar nicht bekannt. 
Aber, wie gesagt, wir wollten ordentlich kündi-
gen, um Handlungsspielraum zu haben. So, die 
Kündigungsfrist habe ich auch schon beschrie-
ben. 

Dass wir mit dem Handeln richtig lagen, das ist, 
glaube ich, jetzt mittlerweile klar, weil jetzt mitt-
lerweile andere Vorstellungen vorliegen, wie ich 
finde, auch zu Rrecht, dass die Bilanzkontrolle 
grundlegend reformiert wird. Das Finanzmarkt-
integritätsstärkungsgesetz, also das FISG, sieht 
das vor, und das ist auch gut und richtig so. Da-
mit schaffen wir es, glaube ich, eher, diese ent-
sprechende Prüfaufgabe, diese Bilanzkontrolle 
dann auch so zu organisieren, dass sie eben auch 
staatlich-hoheitlich dann durchgesetzt werden 
kann. Sie soll so geprägt werden.  

Ich halte diesen Schritt weiterhin für konsequent, 
dass wir da gekündigt haben und dass wir das 
auch jetzt entsprechend verändern. Wir müssen 
jetzt gewährleisten - bis Ende dieses Jahres läuft 
der Vertrag mit der DPR -, dass wir dieses En-
forcement - - dass wir da keine Lücke entstehen 
lassen, dass weiterhin also da geprüft werden 
kann, und daran arbeiten wir ja gemeinsam mit 
Ihnen, dass wir da entsprechend dann auch eine 
Lösung finden über das FISG. Und da freue ich 

mich auf die Beratungen. - Bei den einführenden 
Ausführungen möchte ich es jetzt auch belassen. 

Vorsitzender Kay Gottschalk: Vielen Dank, Frau 
Ministerin. - Dann frage ich jetzt mal: Wenn ich 
so gegen 14 Uhr unterbrechen würde, schaffen 
wir es alle in einer Viertelstunde zur namentli-
chen Abstimmung? 

(Matthias Hauer 
(CDU/CSU): Wir können 
doch jetzt unterbrechen!) 

Oder wäre jetzt ein guter Schnitt? - Ich sehe über-
all Kopfnicken.  

(Dr. Florian Toncar (FDP): 
Dann können wir das erst 

mal sacken lassen! - Heiter-
keit) 

- Also jetzt wusste ich nicht, dass Sie so zart be-
saitet sind. Ich habe das jetzt alles so erwartet, 
aber okay. - Gut, dann schlage ich vor, dass wir 
jetzt danach fortsetzen und dann uns zur nächs-
ten Namentlichen hangeln. Das heißt, wir ma-
chen auch was für die Fitness. - Dann unterbre-
che ich jetzt die Sitzung, bitte, die namentliche 
Abstimmung dann durchzuführen, und danach 
setzen wir, wenn wir alle wohlbehalten wieder 
hier sind, fort. - Vielen Dank.  

(Unterbrechung von 
13.50 bis 14.13 Uhr) 

Vorsitzender Kay Gottschalk: So, dann würde 
ich fortsetzen und stelle fest, alle sind sportlich 
auf jeden Fall in ausgezeichneter Verfassung, 
auch die Frau Ministerin. Das ist exzellent.  

Dann würde ich jetzt nach dem einleitenden Teil 
erst mal zu den allgemeinen Fragen kommen. Das 
ist hier schon so Usus geworden, Ich räume so 
ein bisschen die allgemeinen Fragen ab, gehe 
dann zum Speziellen und reiche dann das Staf-
felholz an den Kollegen Hauer von der CDU/CSU 
weiter.  

Ich würde aber trotzdem noch mal fragen nach 
Ihrem doch sehr deskriptiven Bild, was Sie dort 
gezeichnet haben. Wie haben Sie sich ansonsten 
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auf die heutige Sitzung vorbereitet? Denn es sind 
ja auch viele Themen, die aus der alten Tätigkeit 
als Staatssekretärin für das Finanzministerium 
berührt werden, teilweise auch massiv berührt 
werden. Haben Sie Akten studiert, noch mal mit 
Kolleginnen und Kollegen sich ausgetauscht, 
oder sind Sie auch von anderen Kolleginnen und 
Kollegen angesprochen worden? Wie kann ich 
mir das vorstellen? 

Zeugin Christine Lambrecht: Also, ich habe mich 
natürlich intensiv vorbereitet. Das ist ein Unter-
suchungsausschuss, und ich bin mir über die Be-
deutung sehr wohl bewusst. 

Ja, was habe ich gemacht? - Ich habe mir natür-
lich noch mal insbesondere den Bereich, in dem 
ich jetzt momentan aktuell tätig bin, genau ange-
schaut, also Verfahrensordnungen, das Gesetz 
auch dazu, Protokolle, aber auch natürlich noch 
mal Kleine Anfragen, alles, wo ja auch der Sach-
verhalt noch mal ganz, ganz intensiv aufbereitet 
wurde. Ich habe mir auch noch mal - ich war ja 
schon zu Gast im Finanzausschuss auch zu die-
sem Komplex im Jahr 2020 - - Ich habe natürlich 
auch mit Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern aus 
meinem Haus jetzt, aus dem BMJV, gesprochen 
und da entsprechende Fragen auch noch mal ge-
klärt. Und dann, muss ich sagen, bin ich ja auch 
immer über Kolleginnen und Kollegen hier aus 
diesem Ausschuss tages-, stündlich, minuten-
aktuell informiert worden. Ich bedanke mich 
recht herzlich. Herr Hauer zum Beispiel bietet da 
einen wunderbaren Service. Man muss nur bei 
Twitter reinschauen, und dann ist man immer 
auf dem Laufenden.  

Vorsitzender Kay Gottschalk: Okay, jetzt werden 
Sie aber auch Herrn De Masi gerecht, sonst wird 
der gleich intervenieren, dass - - 

Zeugin Christine Lambrecht: Ich möchte nieman-
den jetzt da in irgendeiner Weise - - 

Vorsitzender Kay Gottschalk: Ich bin der Aus-
schussvorsitzende, da muss ich ja jetzt gerecht 
sein. Dann habe ich ja schon eine gewisse Spann-
breite abgedeckt. Aber das klingt doch gut.  

Frage ist jetzt noch mal: Hat Ihnen da auch so ein 
bisschen die Tätigkeit vorher als Staatssekretärin 
mitgeholfen? Denn da waren ja auch viele The-
menbereiche, in denen wir auch schon durchaus 
in Anhörungen im positiven Sinne im argumen-
tativen Bereich so die Klinge gekreuzt haben. Ist 
das so ein bisschen noch mit eingeflossen? 

Zeugin Christine Lambrecht: Das ist ja der erste 
Teil, der 2019 auch aktuell wurde, wo es dann ja 
auch Kleine Anfragen gab, wo ich dann wiede-
rum als Parlamentarische Staatssekretärin ja auch 
die Beantwortung weitergeleitet habe. Ist ja ins-
besondere auch das Thema 2019 um diesen Zeit-
raum ganz aktuell gewesen. Und natürlich war 
das auch ebenfalls Gegenstand der Vorbereitung. 

Vorsitzender Kay Gottschalk: Eine Frage, die wir 
allen Zeuginnen und Zeugen hier stellen, ist die 
Frage: Hatten Sie im Untersuchungszeitraum, 
also 01.01.2014 bis 08.10.2020, entweder Wire-
card-Aktien in Ihrem Eigentum oder Derivate 
oder andere Finanzinstrumente lautend auf Wire-
card AG? 

Zeugin Christine Lambrecht: Nein. 

Vorsitzender Kay Gottschalk: Nein. 

Zeugin Christine Lambrecht: Das sollte ich, 
glaube ich, mit Mikro sagen: Nein.  

Vorsitzender Kay Gottschalk: Gut. - Dann die 
Frage: Wann sind Sie das erste Mal auf den Wire-
card-Konzern jetzt im Doing sozusagen, in Ihrer 
Praxis, in Ihrer Tätigkeit, aufmerksam geworden? 

Zeugin Christine Lambrecht: Muss ich jetzt rück-
fragen: als Justizministerin oder - - 

Vorsitzender Kay Gottschalk: Ja, natürlich schon 
dann - das deckt ja den Untersuchungszeitraum 
ab - durchaus auch als Staatssekretärin. Weil wir 
sind ja im Finanzausschuss besonders betroffen 
von der Causa Wirecard. 

Zeugin Christine Lambrecht: Natürlich habe ich 
die Presseberichterstattung beobachtet, die zu 
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dem Fall öffentlich war, und habe mir das ange-
schaut. Das war also das erste Mal, als ich damit 
so konfrontiert wurde. 

Vorsitzender Kay Gottschalk: Einige Fragen ha-
ben Sie ja eben schon in Ihrem Statement abge-
räumt. Da mache ich mal hier schon ein Kreuz. - 
Deswegen würde ich zur Frage von mir jetzt 
überleiten: Am 29. Juli 2020 sagte der damalige 
DPR-Präsident Edgar Ernst im Finanzausschuss, 
dass die DPR für Bilanzbetrug nicht zuständig 
sei. Das ist ja ein Thema, was wir hier auch sehr 
intensiv diskutieren. Gemäß MAT A BT-Präs-
1.01, Blatt 281 sagte er - ich zitiere -: 

Die Prüfung durch die DPR ist auf 
die Festlegung von Fehlern in der 
Rechnungslegung ausgerichtet, 
nicht jedoch auf Bilanzbetrug. - Es 
bestand bei der Gründung der 
DPR 

- Sie haben das ja auch sehr gut geschildert - 

und heute auch noch die Einig-
keit, dass die DPR nicht für die 
Ausforschung des Sachverhalts 
zuständig ist, sondern für deren 
Abbildung in der Rechnungsle-
gung. 

Zitat Ende. - Hat nach Ihrer damaligen Auffas-
sung Herr Ernst die Aufgabenbeschreibung der 
DPR korrekt umrissen? 

Zeugin Christine Lambrecht: Also, es ist richtig, 
dass die Bilanzkontrolle die Aufgabe ist, und 
wenn sich aus dieser Bilanzkontrolle und den 
Arbeiten und den Prüfungen damit eben auch 
Anhaltspunkte dafür ergeben, dass der Verdacht 
besteht, dass Betrug gegeben sein könnte, dann 
ist die DPR auch verpflichtet, diese Hinweise an 
die Staatsanwaltschaft weiterzugeben, und das 
hat sie ja auch gemacht. Also, natürlich wird ein 
Betrug nicht von der DPR und auch nicht von an-
deren Institutionen verfolgt, sondern von den Er-
mittlungsbehörden, von der Staatsanwaltschaft. 
Aber darauf stoßen über die Kontrolle, das war 
durchaus auch eine Möglichkeit, die man auch 

erwartet hat, wenn dann dafür Anzeichen gege-
ben waren. Und, wie gesagt, es gab auch Anzei-
gen an die Staatsanwaltschaft.  

Vorsitzender Kay Gottschalk: Okay. - Nach ei-
nem Bericht, würde ich noch mal nachhaken, in 
der „Süddeutschen“ vom 29. Juni haben das Bun-
desjustizministerium und das Bundesministe-
rium der Finanzen im Sommer letzten Jahres 
eben - das haben Sie auch beschrieben - den Ver-
trag der Prüfstelle für Rechnungslegung zum Jah-
resende 2021 gekündigt. Könnten Sie uns da 
noch mal vielleicht nähere Hintergründe zu die-
ser Entscheidung geben? Sie haben ja eben von 
der Kündigungsfrist und vom 31.12.2022 gespro-
chen; aber ich gehe dann ja immer davon aus, 
dass auch eben entsprechend schon Überlegun-
gen im Hintergrund und Abstimmungen ablau-
fen. Welche waren das? 

Zeugin Christine Lambrecht: Ja, also, Hinter-
grund war natürlich, dass auch öffentlich wurde 
über KPMG-Berichte, dass Handlungsbedarf of-
fensichtlich besteht oder dass man zumindest 
den Verdacht hat, irgendetwas ist da bei Wire-
card nicht in Ordnung gewesen. Und da muss 
man sich ja schon die Frage stellen: Hat die Prüf-
stelle, die in diese Prüfung eingebunden war, al-
les Entsprechende aufgedeckt? Ist das der richtige 
Weg? Und so ist dann auch die Frage entstanden: 
Ist dieses zweistufige Verfahren dann das richtige 
Konstrukt in solchen Zusammenhängen? Und 
darüber habe ich mich dann natürlich mit mei-
nem Kollegen, mit dem Finanzminister, ausge-
tauscht, und wir haben dann auch geprüft: Was 
ist denn die rechtliche Situation? Und dann ist 
relativ schnell klar geworden, dass diese Kündi-
gungsfrist eben ansteht, wenn man denn kündi-
gen möchte, oder dass man ansonsten eben in 
Kauf nehmen muss, dass sich der Vertrag verlän-
gern würde. Und in dieser ganzen Gemengelage 
und bei der Abwägung, dass man eben Hand-
lungsspielräume sich erarbeitet, haben wir dann 
entschieden, es zu kündigen. 

Vorsitzender Kay Gottschalk: Okay. - Ich denke, 
darauf werden die Kollegen auch noch ein biss-
chen näher eingehen. Ich will erst mal so ein 
bisschen eröffnen.  
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Rechtsgrundlage - Sie haben das auch angerissen 
und beschrieben - für die Anerkennung der DPR 
als Prüfstelle für Rechnungslegung durch das 
BMJV im Einvernehmen mit dem BMF war im 
Untersuchungszeitraum § 342b - so habe ich 
nachlesen können - Absatz 1 HGB. Und demnach 
darf allerdings - Zitat -  

nur eine solche Einrichtung aner-
kannt werden, die aufgrund … ih-
rer personellen Zusammensetzung 

- Sie haben das ja mit „hochrangig“ auch um-
schrieben - 

… gewährleistet, dass die Prüfung 
unabhängig … erfolgt.  

Zitat Ende. - Wie hat das BMJV zumindest jetzt in 
Ihrer Zeit - und vielleicht haben Sie ja auch einen 
Blick in Vorbereitung auf den Ausschuss in die 
Zeit davor; das klang gestern auch schon in den 
Befragungen ein wenig an - diese vom Gesetzge-
ber geforderte personelle Unabhängigkeit inner-
halb der DPR während des Untersuchungs-
zeitraums sichergestellt und vielleicht auch über-
wacht? Haben Sie da auch vielleicht schon vor 
Ihrer Zeit, als Herr Maas das Amt noch innehatte, 
mal geschaut? Und wie können Sie es jetzt aus 
Ihrer Zeit schildern, bis zur Kündigung logischer-
weise? 

Zeugin Christine Lambrecht: Also, ich muss zu-
geben, ich habe mich mit der DPR, insbesondere 
auch mit ihrer Zusammensetzung, ihrer rechtli-
chen, mit diesem rechtlichen Konstrukt intensiv 
erst befasst als Ministerin der Justiz. Von daher 
war das eben jetzt dann auch für mich interes-
sant. Ich habe mir natürlich jetzt im Nachhinein 
auch angeschaut: Wie ist die ganz genau zusam-
mengesetzt. Und ich muss sagen: Wenn ich mir 
das anschaue, wer da alles mit dabei ist, dann 
war das hochkarätig besetzt. Man hat ja auch 
Wert darauf gelegt. Das war ja auch genau dieses 
Konstrukt, dass man gesagt hat: Wir wollen da 
Leute aus der Wirtschaft haben, weil die wissen, 
wonach sie schauen müssen. - Das war ja eigent-
lich der Gedankengang, zu sagen: Die können auf 
Augenhöhe dann auch prüfen, weil die wissen: 
Wo muss ich denn hingucken? - Deswegen ist 

diese DPR genauso hochrangig auch besetzt ge-
wesen. Das ist der Fall gewesen. Das ist ja auch 
immer dann bei den Genehmigungen so fest-
gestellt worden. Von daher gab es da auch nie 
Fragestellungen, ob das der Fall ist oder nicht. 

Vorsitzender Kay Gottschalk: Ich frage das vor 
dem Hintergrund, weil - da bin ich ja sehr stolz 
auf unseren gemeinsamen Untersuchungsaus-
schuss, der ja viel zutage gefördert hat - - Und er 
hatte ja auch zutage gefördert unter anderem, 
dass Herr Ernst die Verhaltensregeln nicht so 
ganz - um nicht zu sagen, ich sage es jetzt mal 
nicht hanseatisch - - sondern er hat die Verhal-
tensregeln einfach missachtet. Seit 2016 war es 
wohl den DPR-Chefs nicht mehr gestattet, Auf-
sichtsratsmandate ja anzunehmen. Und Ernst 
habe dies jedoch 2017 getan. Ich glaube, da war 
auch Frau Kiziltepe gut beim Fragen in dem Slot. 
Da kann ich mich auch noch gut dran erinnern. 
Da ging es ja um den Metro-Konzern. Zuvor sei er 
bereits in den Aufsichtsrat - so ist das wohl dann 
auch hier von Kolleginnen und Kollegen noch 
aufgebracht worden - von Vonovia und TUI ein-
getreten. Deswegen hatte ich auch bewusst ge-
fragt vielleicht, ob Sie sich noch mal mit dem Da-
tenmaterial Ihres Vorgängers befasst haben, weil 
das ja in die Zeit - Sie haben in 2019 das Justiz- 
und Verbraucherschutzministerium übernom-
men - - Und diese Aufsichtsratsmandate, das 
hätte ja dann im Zeitraum 2016/2017/2018 auf-
fallen müssen. Da bin ich sogar so, dass ich sage, 
2019 - wenn man ein Amt neu übernimmt, und 
dann kam ja auch schon 2020 die Wirecard-
Krise -, da ist sicherlich nicht gleich das Augen-
merk auf DPR gerichtet. Aber vielleicht im Zuge 
der Vorbereitung auf diese Sitzung, konnten Sie 
da mal Akten einsehen, die diesen Themen-
komplex streifen oder auch tatsächlich berühren? 

Zeugin Christine Lambrecht: Ja, selbstverständ-
lich. Deswegen hatte ich ja auch angeführt, dass 
ich mich mit der Verfahrensordnung beispiels-
weise auch auseinandergesetzt habe; denn in der 
Verfahrensordnung des Nominierungsausschus-
ses, da ist genau festgelegt - und diese Verfah-
rensordnung wurde mehrfach geändert, das letzte 
Mal 2016 -, da ist dann festgeschrieben, dass in 
Zukunft, also aus dem Blick der damaligen Zeit, 
kein Präsident mehr ein Aufsichtsratsmandat 
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innehaben soll, außer er hatte es schon, und dann 
kann genehmigt werden, aber auch, dass auch 
kein Auswechseln mehr möglich sein soll. Das 
war in der Verfahrensordnung 2016. Jetzt kann 
man zu Recht fragen: Wieso hat Herr Ernst denn 
dann weiterhin diese Aufsichtsratsmandate ge-
habt, bzw. warum hat er dann auch noch mal 
ausgewechselt? 

Vorsitzender Kay Gottschalk: Genau. 

Zeugin Christine Lambrecht: Und da kommt es 
auf die rechtliche Bewertung an, weil es gibt 
eben einmal den Dienstvertrag, der mit Herrn 
Ernst abgeschlossen wurde, und es gibt die Ver-
fahrensordnung des Nominierungsausschusses. 
Die wird uns als BMJV auch zur Kenntnis gege-
ben. Und das ist jetzt die Situation gewesen. Und 
da, muss ich sagen, teile ich die Einschätzung 
auch meines Hauses, dass in solchen Fällen dann 
der zugrunde liegende Dienstvertrag, der ge-
schlossen wurde, vorgeht. Und da war eben die 
Möglichkeit eingeräumt, bzw. sie war nicht aus-
geschlossen. Allerdings hat man dann - Sie haben 
ja Genese auch gefragt - 

Vorsitzender Kay Gottschalk: Genau. 

Zeugin Christine Lambrecht: -, nachdem dann 
auch 2017 bekannt wurde, dass es da noch mal 
dieses Aufsichtsratsmandat gab - ich glaube, 
Metro war es -, gesagt: Also, das widerspricht so 
auch dieser Verfahrensordnung. - Und deswegen 
hat man dann klargemacht: Wir werden einer 
Verlängerung nur noch zustimmen, wenn dieser 
veränderte Vertrag dann diese Voraussetzungen 
erfüllt. Und deswegen ist ja auch bei der - - Das 
ist ja die Aufgabe des BMJ, dann den neuen Ver-
trag* zu genehmigen, also die Verlängerung des 
Vertrages, aber unter den neuen Bedingungen. Da 
ist dann auch geregelt worden, dass das, was in 
der Verfahrensordnung steht, auch für den ak-
tuellen Präsidenten gilt, dass es also nicht so ist: 
„Das ist eine Regelung, die gilt irgendwann mal, 
wenn Herr Ernst nicht mehr hier tätig ist“, son-
dern das wurde dann geändert, und das war die 
Konsequenz - - war auch gar nicht so einfach, 
wenn ich mir das so noch mal alles richtig ange-
schaut habe; aber es ist dann durchgesetzt wor-
den, ja, 2018 mit Wirkung zum 1. Januar* 2019. 

Vorsitzender Kay Gottschalk: Ist die Wahrneh-
mung von mir, von uns, richtig, dass tatsächlich 
dieser beschriebene Prozess von Ihnen eben 
durch das, denke ich mal, engagierte Nachfor-
schen hier des Untersuchungsausschusses erst 
zustande gekommen ist? Oder war Ihnen das 
schon im Vorfeld bekannt geworden, was dann 
zu diesem doch, wie ich finde - das kann ich 
auch nur positiv werten - entschlossenen Han-
deln, was die Kündigung seitens DPR angeht - - 
Hat das einen Einfluss gehabt schon vorher? Oder 
sind Sie erst im Hause des BMJV durch die Ar-
beit des Untersuchungsausschusses auf diesen 
Vorgang um Herrn Ernst und das Abweichen 
oder Auseinanderfallen - muss man ja schon sa-
gen - von Dienstvertrag und entsprechender Ord-
nung des Hauses dort aufmerksam geworden? 

Zeugin Christine Lambrecht: Also, das Aufarbei-
ten dieser Genese, ja, das ist jetzt im Zusammen-
hang mit meiner Tätigkeit - nicht mit dem Unter-
suchungsausschuss, aber mit meiner Tätigkeit - 
und den ganzen Fragen, die in dem Zusammen-
hang aufgekommen sind, also: Wie ist das ganze 
Konstrukt überhaupt aufgebaut, was dürfen wir, 
wo müssen wir, wo können wir?

Vorsitzender Kay Gottschalk: Haben Sie jemals 
noch mal nachgefragt im Prozess, ich sage mal, 
dieser Genese, was die DPR dazu bewegt hat bzw. 
wer beteiligt war, diese doch abweichenden 
Klauseln innerhalb des Dienstvertrages vom Prä-
sidenten so zu fixieren, wie wir sie ja dann auf-
decken konnten? 

Zeugin Christine Lambrecht: Es gibt ja klare Ab-
läufe, wer was auch regelt, und in dem Zusam-
menhang wurde natürlich schon nachgefragt. 
Aber es ist auch offen geworden, dass Herr Ernst 
hier in diesen Fragestellungen seine Interessen 
schon sehr intensiv auch vertreten hat und deut-
lich gemacht hat, dass er auch erwartet, dass 
diese Möglichkeit für ihn gegeben ist. Das ist zu-
mindest beim Aktenstudium - ich habe mit Herrn 
Ernst nie persönlich gesprochen; von daher ist 
das alles nur, was ich eben auch so transportie-
ren kann aus Aktenstudium - - und dass er das 
transportiert hat und man offensichtlich auch 
seine Expertise sehr geschätzt hat und deswegen 
es auch, ich sage jetzt mal, so lange gedauert hat, 
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bis dann eben auch diese Entscheidung kam: Der 
Vertrag muss das erfüllen, ansonsten wird er 
nicht verlängert. 

Vorsitzender Kay Gottschalk: Okay, dann wäre 
ich jetzt erst mal mit meinem Teil so weit 
durch. - Und dann Matthias Hauer für die 
CDU/CSU-Fraktion. 

Matthias Hauer (CDU/CSU): Ja, vielen Dank, 
Herr Vorsitzender. - Sehr geehrte Frau Bundesmi-
nisterin, vielen Dank, dass Sie uns hier zur Ver-
fügung stehen zur Zeugenbefragung. - In Ihrem 
Eingangsstatement hatten Sie einiges zum Thema 
„Einführung des Enforcements“ zutreffend auch 
vorgetragen, auch zum Thema, wie es jetzt zum 
Abschluss durch die Kündigung des Vertrages ge-
kommen ist; aber die beiden wesentlichen 
Punkte, um die es mir geht und warum auch Sie 
heute hier sind, sind andere aus meiner Sicht. 
Nämlich, das ist zum einen die Frage, wie die 
Grundlagen der DPR-Arbeit geschaffen wurden 
und konstruiert wurden und überwacht wurden 
auch vom BMJ bzw. BMJV, also: Was sind die 
Grundlagen der Arbeit der DPR? Da komme ich 
gleich zu. Und das Zweite ist das Thema „Um-
gang mit Compliance-Regelungen“; Stichwort 
Edgar Ernst haben wir gerade schon erörtert. Ich 
will daran jetzt direkt anknüpfen. Das sind aber 
aus meiner Sicht die beiden maßgeblichen 
Punkte, zu denen Sie auch in dem Statement 
nichts gesagt hatten bisher; deshalb wollen wir 
das jetzt noch weiter vertiefen.  

Und zwar steige ich beim letzten Punkt direkt 
ein. Die Vernehmung von Edgar Ernst hier vor 
dem Untersuchungsausschuss: Es war so, dass in 
der Untersuchungsausschusssitzung wieder mal 
so ein Moment war, wo wir, denke ich, alle ge-
merkt haben, dass das ein besonderer Moment 
ist. Das hatten wir schon mal mit Herrn Bose, da 
hatte die Kollegen Kiziltepe ja nach den Aktien-
geschäften gefragt von Herrn Bose. Und das war 
bei dem Herrn Ernst dann auch so ein Moment. 
Und es war so, dass ich aus der Ministervorlage 
zitiert habe, weil uns nämlich die entsprechende 
Verfahrensordnung des Nominierungsausschus-
ses auch nicht vorliegt. Und ich will das hier 
jetzt noch mal tun und Ihnen vorhalten. In der 
Ministervorlage steht unter anderem: 

Die Zulässigkeit von Aufsichts-
ratsmandaten von Mitgliedern der 
Prüfstelle ist in der Verfahrensord-
nung des Nominierungsausschus-
ses geregelt … Die DPR hat die 
Vorgaben zur Zulässigkeit von 
Aufsichtsratsmandaten von Mit-
gliedern der Prüfstelle mit der 
letzten Änderung der Verfah-
rungsordnung des Nominierungs-
ausschusses am 12. Mai 2016 ver-
schärft ...  

Und dann steht weiter: 

Während der Amtszeit als Präsi-
dent bzw. Vizepräsident der Prüf-
stelle dürfen keine neuen Auf-
sichtsratsmandate übernommen 
werden, soweit es sich nicht um 
die Erneuerung eines Aufsichts-
ratsmandats handelt. 

Da hat der Zeuge Ernst geantwortet:  

Ja, das ist auch mein Stand. 

Und dann habe ich geantwortet:  

Genau. - Und da reden wir jetzt 
also über eine Verschärfung vom 
12. Mai 2016, wo das verschärft 
wurde. Und jetzt sind Sie  

- Herr Ernst - 

seit Juli 2011 DPR-Präsident und 
haben am 21.02.2017, so sagt es 
jedenfalls die Homepage der 
Metro, dort das Aufsichtsrats-
mandat übernommen. Und das 
verstehe ich jetzt eben nicht, wie 
das geht, dass Sie das seit dem 
12. Mai 2016 nicht dürfen, aber 
dann zum 21.02.2017 bei der 
Metro angefangen haben. Oder 
habe ich da jetzt einen Denkfehler 
dadrin? 

Und da antwortet dann Herr Ernst: 

Nee, nee nee; dass das mit irgend-
was kollidiert oder so was, denn 
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das wäre ja dann irgendwie schon 
mal hochgebracht worden. 

Und dann ist der Anwalt später eingeschritten, 
der Rechtsbeistand, und dann gab es eine Sit-
zungsunterbrechung. Dann hat er zugesagt, das 
nachzuliefern. Und so sind wir auf diesen Um-
stand aufmerksam geworden. Aber jetzt würde 
sich natürlich zunächst einmal die Frage stel-
len - ich fange erst mal leicht an -: - 

Zeugin Christine Lambrecht: Danke. 

Matthias Hauer (CDU/CSU): - Warum ist denn 
aus Ihrer Sicht so ziemlich alles, was die DPR be-
trifft, auf der Homepage der DPR, aber genau die-
ses Dokument, diese aktuelle Fassung der Verfah-
rensordnung des Nominierungsausschusses, das 
finden wir jetzt nicht auf der Homepage? Haben 
Sie sich damit schon mal befasst, mit dieser 
Frage? 

Zeugin Christine Lambrecht: Ja, da habe ich 
mich sogar intensiv mit befasst, und es gibt keine 
Pflicht, dass es veröffentlicht werden muss. Das 
ist der Hintergrund. Es gibt klare Regeln, dass - - 

Matthias Hauer (CDU/CSU): Aber es gibt auch 
keine Pflicht, dass sie es nicht müssen als DPR, 
ne? 

Zeugin Christine Lambrecht: Dass dieses ganze 
Konstrukt im Nachhinein wirklich - - wo man 
sich wundert, also muss ich auch zugeben. Ich 
weiß nicht, ob Sie auch schon dabei waren Ge-
setzgeber 2004. Ich war es. Ich gehöre zu den We-
nigen, die da wahrscheinlich zugestimmt haben, 
Herr Michelbach auch. Aber das ist das Kon-
strukt, dass es eben unabhängig ist, dass es eben 
nicht diese Öffentlichkeit auch haben soll. Und 
diese Verfahrensordnung des Nominierungsaus-
schusses, die ist eben nicht zu veröffentlichen. 
Das kann man heute im Nachhinein durchaus 
kritisieren. Es ist aber so gegeben.  

Matthias Hauer (CDU/CSU): Also, erst mal 
danke, dass Sie mir zutrauen, dass ich schon seit 
2004 im Bundestag bin. Das ist nicht der Fall. Ich 
habe also nicht dem zugestimmt. - Danke auch 
für das Lob für meinen Twitter-Account. Auch 

die Kolleginnen und Kollegen haben hier sehr 
anerkannte Twitter-Accounts, wo man auch im-
mer neue Informationen bekommt. Insofern 
danke für den Werbeblock.  

Diese Entscheidung, dass man einerseits eine 
Verschärfung vornimmt - der Punkt geht ja nicht 
auf Sie zurück, sondern das war, muss man auch 
fairerweise natürlich erwähnen, ein anderer Jus-
tizminister, das war unter Heiko Maas - - Da ha-
ben wir eine Verschärfung dieser Verfahrensord-
nung, aber gleichzeitig ja das Wissen bei der 
DPR: Was da an Sonderregelung für den Präsi-
denten geschaffen wird, das wird gar nicht um-
gesetzt, weil der Arbeitsvertrag ja offenbar - - Wir 
kennen ja hier den Inhalt des Arbeitsvertrages 
nicht. Uns wurde ja auch nicht die Verfahrens-
ordnung vorgelegt. Kennen wir nur indirekt aus 
der Ministervorlage. Gab es dazu Austausch mit 
der DPR? 

Zeugin Christine Lambrecht: Also, zum einen 
gab es, wie gesagt, die veränderte Verfahrensord-
nung 2016, wo das dann aufgenommen wurde, 
und dann ist im Nachgang dazu - - Also, das ist 
jetzt alles, was ich mir aus den Akten erarbeitet 
habe. Sie haben es zu Recht gesagt, ich war da 
nicht als Person mit eingebunden; aber das kann 
man aus den Akten eben auch sich erarbeiten - - 
dass es da eine Veränderung gab, die klare Regeln 
dann für diese Aufsichtsratsmandate vorgesehen 
hat. Aber die Rechtsauffassung war eben, dass es 
nicht für den laufenden Dienstvertrag von Herrn 
Ernst ging. Das war, auch in einem Schriftwech-
sel, auch in einem Austausch mit dem BMF noch 
mal so auch diskutiert und hinterfragt worden; 
denn es gab ja dann 2017 die öffentliche Bericht-
erstattung über dieses Metro-Mandat. Aber das ist 
der Hintergrund: weil eben diese Anwendung 
dieser Verfahrensordnung auf zukünftige Ver-
träge - - anzuwenden sein sollte. 

Dann allerdings irgendwann ist in diesem Aus-
tausch klar geworden, das kann so nicht weiter-
gehen. - Auch Transparenzfragen sind viel inten-
siver diskutiert worden in dieser Zeit. Und des-
wegen kam es dann, als um die Verlängerung des 
Vertrages von Herrn Ernst ging - und da musste 
das BMJV ja dann im Einvernehmen mit dem 
BMF zustimmen -, zu der klaren Ansage: So geht 
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es nicht weiter. Also, dieser Vertrag wird nur ver-
längert, wenn dann auch klar ist, dass die Verfah-
rensordnung darauf anzuwenden ist und es be-
schränkt ist auf diese drei Aufsichtsratsman-
date. - Das ist die Genese. 

Matthias Hauer (CDU/CSU): Ja. Nur, das Kuriose 
ist ja, dass man eine Verfahrensordnung ver-
schärft in einem Moment, wo es genau einen Prä-
sidenten gibt - da schreibt man was rein für die-
sen einen Präsidenten -, wo dieser eine Präsident 
sogar eine Sonderregelung bekommt, dass er 
nämlich weniger Compliance-Regelungen hat als 
die anderen. Die anderen dürfen nämlich kein 
Aufsichtsratsmandat haben; er darf zumindest 
welche haben, wenn das gewissen Regelungen 
unterworfen ist. Also, für ihn gilt ein Weniger, 
und dieses Weniger widerspricht seinem Arbeits-
vertrag, sodass diese Regelung offenbar ins Leere 
geht. Und da kann man natürlich schon den Ein-
druck gewinnen, ja, das ist so eine Art Placebo: 
Nach außen stellt man hin: „Wir regeln da ir-
gendwas und verschärfen irgendwas“, aber nach 
innen ändert sich einfach nichts, und er darf wei-
termachen, wie er will. - Er hat ja offenbar auch 
kein Unrechtsbewusstsein da gehabt. Ich vermag 
auch nicht zu beurteilen, wie das jetzt in dem Ar-
beitsvertrag - - ob das wirklich dem widerspricht. 

Ich finde es aber schon erstaunlich: Wenn man 
doch die Situation hat, der Arbeitsvertrag ihm 
das gegebenenfalls erlaubt, dann muss man doch 
auf den Arbeitsvertrag Einfluss nehmen. Also, 
entweder macht man sich dann ehrlich und 
schreibt es auch eins zu eins in die Verfahrens-
ordnung so, wie es Sache ist, oder man versucht 
zumindest, eine Änderung des Arbeitsvertrages 
herbeizuführen, was ja auch nicht völlig un-
üblich ist, dass man auch im Nachhinein noch 
Änderungsvereinbarungen zum Arbeitsvertrag 
schließt oder das vielleicht auch mal öffentlich 
thematisiert. Denn, wie gesagt, es gibt ja viele 
Unterlagen auf der DPR-Homepage, wo man sich 
da den Schein gibt, da ist alles super. Aber da ist 
man nicht in die Öffentlichkeit gegangen. Also, 
ich habe jedenfalls vorher keine entsprechende 
Berichterstattung zur Kenntnis genommen. Und 
wenn nicht mein Kollege Professor Hirte aus dem 
Rechtsausschuss da nachgehakt hätte und da 
auch nachgebohrt und mich auch informiert 

hätte und da eine Zusammenarbeit stattgefunden 
hätte, hätte ich das auch gar nicht so nachgefragt 
im Ausschuss. Sonst wäre ja wahrscheinlich 
auch nicht eine Beendigung von Herrn Ernsts 
Arbeitsvertrag hier sozusagen dann durchgeführt 
worden. Also, wieso ist da das BMJV nicht früh-
zeitiger auf die DPR zugegangen? 

Zeugin Christine Lambrecht: Also, ich mache es 
noch mal deutlich - das ist zumindest das, wie es 
sich mir dargestellt hat -: Man wollte nicht etwas 
ins Leere laufen lassen, sondern man hat als 
Nominierungsausschuss, dessen Verfahrens-
ordnung ja geändert wurde, etwas für die Zu-
kunft geregelt, bewusst für die Zukunft, also 
nicht für ein bestehendes Verhältnis, sondern - - 

Matthias Hauer (CDU/CSU): Aber es galt doch ab 
sofort; es galt doch nicht erst für die Zukunft. 

Zeugin Christine Lambrecht: Ja, aber es war ja 
dieser Dienstvertrag da. Der Dienstvertrag - - 

Matthias Hauer (CDU/CSU): Da wusste aber kei-
ner was von. 

Zeugin Christine Lambrecht: Der Dienstvertrag 
geht vor. Der Nominierungsausschuss wusste von 
einem Dienstvertrag. 

Matthias Hauer (CDU/CSU): Ja, das wusste aber 
die Öffentlichkeit - - Es wusste keiner. 

Zeugin Christine Lambrecht: Ja. 

Matthias Hauer (CDU/CSU): Es wusste Herr 
Ernst, es wusste wahrscheinlich die DPR, und es 
wusste das BMJV. 

Zeugin Christine Lambrecht: Nein, noch nicht 
mal das BMJV. Auch das ist deutlich geworden: 
Noch nicht mal das BMJV hat den Dienstvertrag - 
also, zumindest ist das meine Kenntnis - von 
Herrn Ernst gesehen. Ich sage es noch mal: Das 
ist dieses Konstrukt. Das ist eine unabhängige 
Prüfstelle, die auch für sich diese Verfahrensord-
nung, wenn es um diese Verträge geht, festlegt. 
Und, wie gesagt, 2016 gab es dann diese Verände-
rung auf dem Papier, und dann wurde aber auch 
klar in dieser Zeit, das ist nicht mehr auch länger 
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zu tragen, dass man auf Herrn Ernst auch einwir-
ken muss, dass für die Zukunft auch sein Vertrag, 
der da zugrunde liegt, entsprechend ausgestaltet 
sein muss, diese Verfahrensordnung übernimmt. 
Und deswegen gab es dann dieser Veränderungen 
bzw. die klare Ansage: Es gibt nur eine Zustim-
mung zur Verlängerung, wenn das dann auch 
gilt. Und so ist es dann auch geregelt worden. Es 
hat eine Weile gedauert. Es ist dann mit Wirkung 
zum, wie gesagt - - bei der Vertragsverlängerung 
dann aufgegriffen worden, weil da dann die klare 
Ansage gegeben wurde: So geht es nicht weiter. 

Matthias Hauer (CDU/CSU): Wie Sie schon rich-
tig sagen: auf dem Papier. 

Zeugin Christine Lambrecht: Nein, nein, nein, 
nein.  

Matthias Hauer (CDU/CSU): Auf dem Papier gab 
es - 

Zeugin Christine Lambrecht: Das ist dann tat-
sächlich.  

Matthias Hauer (CDU/CSU): - eine weiße Weste. 

Zeugin Christine Lambrecht: Dann gab es ja eine 
tatsächliche Veränderung 2016. Die Verfahrens-
ordnung des Nominierungsausschusses, die war, 
wie gesagt - - da hat man die Rechtsauffassung 
vertreten, dass sie für diesen Vertrag, weil der 
Dienstvertrag eben vorgeht - - Also, sie gilt ab 
jetzt. Das ist irgendwie so auch vielleicht - - 

(Abg. Matthias Hauer 
(CDU/CSU) spricht mit ei-

nem Mitarbeiter) 

- Ich warte vielleicht ganz kurz. 

Matthias Hauer (CDU/CSU): Nein, ich kann das 
schon.  

Zeugin Christine Lambrecht: Nein, das ist viel-
leicht in einem Untersuchungsausschuss besser. - 
Also, die Verfahrensordnung galt ab jetzt; aber 
der zugrunde liegende Dienstvertrag ging eben 
vor. Das war die Rechtsauffassung sowohl von 
Herrn Ernst - ich glaube, er hat dazu ja auch noch 

mal ein Gutachten vorgelegt -, aber es war auch 
die Rechtsauffassung des BMJV. Das muss ich sa-
gen, das war so. Und so ist das dann auch ge-
handhabt worden, allerdings mit der Ansage: So 
kann es nicht weitergehen. - Das war dann auch 
ein ruckeliger Prozess, bis dann akzeptiert 
wurde: So kann es wirklich nicht weitergehen. 
Und bei der Verlängerung wurde dann eben auch 
darauf bestanden, dass diese Regelungen, so wie 
sie in der Verfahrensordnung vorgesehen sind, 
auch für Herrn Ernst gelten.  

Matthias Hauer (CDU/CSU): Die Verlängerung 
war wann? 

Zeugin Christine Lambrecht: Die Wirkung war - - 

Matthias Hauer (CDU/CSU): Sie müssen das 
Mikrofon anmachen, bitte.  

Zeugin Christine Lambrecht: Die Wirkung war 
der 1. Juli 2019, und die Entscheidung darüber 
wurde getroffen Ende 2018.  

Matthias Hauer (CDU/CSU): Und dann ging die 
Amtsperiode bis Mitte 2023, richtig? 

Zeugin Christine Lambrecht: Genau, und für 
diese Periode von 2019 bis - - wäre dann die Ver-
fahrensordnung des Nominierungsausschusses 
anwendbar gewesen mit einer Begrenzung.  

Matthias Hauer (CDU/CSU): Und wann hat Herr 
Ernst seinen Aufsichtsrat bei der Metro niederge-
legt? 

Zeugin Christine Lambrecht: Sie meinen, wann 
es den Wechsel gab bei den Aufsichtsratsmanda-
ten? 

Matthias Hauer (CDU/CSU): Er ist doch immer 
noch im Metro-Aufsichtsrat, richtig? 

Zeugin Christine Lambrecht: Ja, er ist in drei 
Aufsichtsratsmandaten. 

Matthias Hauer (CDU/CSU): Genau, und deshalb 
betrifft es ja Herrn Ernst überhaupt nicht, diese 
Problematik, weil er dann ja schon das Aufsichts-
ratsmandat hatte.  
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Zeugin Christine Lambrecht: Genau. 

Matthias Hauer (CDU/CSU): Und deshalb geht 
auch das völlig ins Leere. 

Zeugin Christine Lambrecht: Aber kein Wech-
sel. - Nein, es geht nicht ins Leere, weil es - - 

Matthias Hauer (CDU/CSU): Jetzt darf ich ein-
mal - - Frau Bundesministerin. Sie hatten ja ge-
rade schon ausgeführt, hatten das auch schon 
zweimal ausgeführt, auch wenn es identisch 
war; - 

Zeugin Christine Lambrecht: Es wäre ja schlimm, 
wenn es anders wäre. 

Matthias Hauer (CDU/CSU): - aber Sie müssen ja 
mir die Möglichkeit geben, auch Fragen zu stel-
len. - Es ist so, dass auf dem Papier hier eine 
weiße Weste geschaffen wurde. So. Dann hat man 
gesagt: Ab der Wiederwahl greift es. - Aber natür-
lich nimmt er das Aufsichtsratsmandat der Metro 
jetzt nicht mehr zusätzlich dazu, weil er hat es ja 
schon. Insofern kann Herr Ernst einfach - - hätte 
so weitermachen können wie bisher, weil er ja 
schon dann die drei Aufsichtsratsmandate gehabt 
hätte.  

Und was mich jetzt interessiert - und das ist jetzt 
die nächste Frage -: Wie sind Sie denn als BMJV 
mit der Information umgegangen, dass jetzt plötz-
lich Herr Ernst dieses Metro-Aufsichtsratsmandat 
aufgenommen hat? Denn Sie haben ja gerade 
richtig festgestellt, Sie haben das aus der Presse - 
ob jetzt zusätzlich noch irgendwo anders her, ist 
jetzt auch irrelevant - - Aber Sie haben es ja min-
destens aus der Presse erfahren und wussten ja 
auch und wissen, dass das der DPR-Präsident ist. 
Dann haben Sie das doch sicherlich mit der Ver-
fahrensordnung auch abgeprüft, ob das irgend-
welchen Regelungen widerspricht. 

Zeugin Christine Lambrecht: Also, noch mal: 
Also, erst mal wäre es, glaube ich, problematisch, 
wenn ich mir hier dauernd widersprechen 
würde. Deswegen müssen Sie das akzeptieren, 
dass meine Aussagen auch, wenn ich sie wieder-
hole, dann eben auch übereinstimmen.  

Und jetzt noch mal: Ja, 2016 wurde die Verfah-
rensordnung geändert. Aber es ist dann klar gere-
gelt worden, dass kein Aufsichtsratsmandat, es 
sei denn, man hat es schon, diese drei - - Bis zu 
drei Mandate, das steht in dieser Verfahrensord-
nung. 

Matthias Hauer (CDU/CSU): Aber das hatte er 
dann ja schon. 

Zeugin Christine Lambrecht: Genau. Und deswe-
gen konnte er - - Er hätte aber nicht wechseln 
können. Das wäre jetzt der Unterschied gewesen: 
Er hätte nicht auswechseln können. Das ist das, 
was in der Verfahrensordnung des Nominie-
rungsausschusses 2016 drinsteht. Und deswegen 
war klar: Er hätte nicht mehr wechseln können. 

Matthias Hauer (CDU/CSU): Er durfte seins be-
halten. Er durfte sogar das behalten, was er aufge-
nommen hat entgegen der Verfahrensordnung, 
aber gegebenenfalls in Übereinstimmung mit sei-
nem Arbeitsvertrag. Also keinerlei Nachteil für 
ihn.  

Zeugin Christine Lambrecht: Aber er hätte - - 
Weil Herr Ernst hat auch großes Interesse daran 
gehabt, die Zahl der Aufsichtsratsmandate auch 
zu wechseln bzw. zusätzlich. Und das wäre nicht 
mehr möglich gewesen. 

Matthias Hauer (CDU/CSU): Na gut, dass er jetzt 
nicht noch zusätzlich welche annimmt, sind wir 
uns vielleicht einig, dass das keine gute Idee ist. 
Aber ich finde schon, dass - - 

Zeugin Christine Lambrecht: Vielleicht sind Sie 
da mit ihm einig. Also, ich glaube, er war nicht 
einig.  

Matthias Hauer (CDU/CSU): Also, ich nehme es 
erst mal ernst: Wenn es eine Verfahrensordnung 
des Nominierungsausschusses gibt, gehe ich erst 
mal davon aus, dass es Stellen gibt, die auch prü-
fen, dass die eingehalten wird, und nicht, dass es 
da eine Regelung gibt, die quasi ins Leere geht, 
weil man sagt: Ja, wir wissen ja eigentlich intern, 
dass das gar nichts bringt, weil der Arbeitsvertrag 
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was anderes sagt. - Also, da, finde ich, ist die Öf-
fentlichkeit schon an der Nase herumgeführt 
worden. 

Ich frage noch mal gleich weiter zu diesem The-
menkomplex; aber, mit Blick auf die Uhr für die 
erste Runde möchte ich noch mal zu einem ande-
ren Komplex kommen, und zwar zu der vertragli-
chen Grundlage für die Arbeit der DPR. Da gibt 
da ja diesen Anerkennungsvertrag. Da frage ich 
Sie zunächst einmal - - Ich meine, der ist auch 
schon ein bisschen älter. Das geht auf Ihre Vor-
gängerin Frau Zypries zurück; die hat diesen Ver-
trag geschlossen. Ist der mal geändert worden, 
dieser Anerkennungsvertrag? 

Zeugin Christine Lambrecht: Davon ist mir jetzt 
nichts bekannt. 

Matthias Hauer (CDU/CSU): Ja. - Halten Sie diese 
Regelungen, die da getroffen sind - da geht es ja 
um die Zusammenarbeit mit DPR und BMJV und 
BMF und zwischen DPR und BaFin, und viel 
mehr steht da auch schon nicht drin, sind eigent-
lich nicht so viele Regelungen - - Könnte man 
auch auf zwei knappe Seiten kriegen, wenn man 
normale Schriftgröße, normale Absätze macht. 
Halten Sie diese Regelungen für sachgerecht? 

Zeugin Christine Lambrecht: Mit dem Wissen 
von heute überhaupt über dieses ganze Kon-
strukt, da hätte ich mir gewünscht, es hätte viel 
präzisere, aber auch ganz andere Regelungen ge-
geben. Aber das Gesetz, das dem Ganzen zu-
grunde liegt, sieht eben nichts anderes vor, und 
das ist der Punkt. Und wenn der Gesetzgeber ge-
wollt hätte, dass man es anders aufstellt, dann 
hätte man es auch machen können. Es ist aber 
nicht geändert worden. Und das ist das Kon-
strukt. Deswegen ist es ja so gut, dass wir jetzt 
diese Bilanzkontrolle ganz anders und auch viel, 
viel konsequenter aufstellen. Das ist das Kon-
strukt.  

Matthias Hauer (CDU/CSU): Also, erst mal freue 
ich mich, dass wir einig sind, dass das jetzt nicht 
besonders tiefgehende Regelungen sind. Kann 
man, glaube ich, auch nicht ernsthaft anders be-
trachten. Aber wir haben ja in diesem Anerken-
nungsvertrag dann auch Regelungen, dass noch 

weitere Regelungen getroffen werden. Das wissen 
Sie ja auch. So, § 3, da geht es um die Zusam-
menarbeit zwischen der DPR und der BaFin. Da 
steht dann drin - ich zitiere aus dem Anerken-
nungsvertrag -: 

Die DPR setzt sich mit der BaFin 
in allen organisatorischen und in-
haltlichen Fragen ins Benehmen, 
um eine effektive und reibungs-
lose Zusammenarbeit im Rahmen 
der gesetzlich vorgesehenen zwei-
stufigen Enforcement-Konzeption 
zu gewährleisten. Dazu wird in 
Abstimmung mit dem BMJ und 
dem BMF eine gesonderte Verein-
barung zwischen beiden Institu-
tionen getroffen, die die Einzelhei-
ten regelt. 

Und da würde ich Sie bitten, mal zu sagen, wo 
diese Vereinbarung ist, die da getroffen wurde. 

Zeugin Christine Lambrecht: Na ja, da sind zwi-
schen - - Noch mal: Das Konstrukt ist eben, dass 
nicht das BMJV etwas vorgibt oder der Gesetzge-
ber es gemacht hat, sondern dass es diese Mög-
lichkeit gibt: „Ihr miteinander, organisatorisch, 
Inhalt“, aber natürlich nicht etwas, was dem Ge-
setz widersprechen würde. Also, ich kann nicht 
in so einer Regelung, in so einer Vereinbarung 
dann etwas klären, was dem Gesetzeszweck wi-
dersprechen würde. Und deswegen ist es auch 
nicht dazu gekommen, sondern es gab verschie-
dene Vereinbarungen darüber - wir haben da-
rüber ja auch schon einen Austausch gehabt, Herr 
Hauer -, wie man miteinander arbeitet, wie Prüf-
verfahren aufgebaut sind. So, und deswegen gab 
es § 3. Also, § 3 sieht ja diese gesonderte Verein-
barung vor. Und diese Regelung, die zwischen 
BaFin und DPR getroffen wurde, diese Absichts-
erklärung über die Zusammenarbeit, die ist dann 
auch nicht mehr verändert worden. Was mir al-
lerdings aufgefallen ist bei der Durchsicht - - 

Matthias Hauer (CDU/CSU): Was waren denn 
diese verschiedenen Vereinbarungen, wenn ich 
mal fragen darf.  

Zeugin Christine Lambrecht: Nein, nein, nein. 
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Matthias Hauer (CDU/CSU): Sie haben gerade ge-
sagt, es gab verschiedene Vereinbarungen, die 
man miteinander erarbeitet hat. Welche verschie-
denen? 

Zeugin Christine Lambrecht: Nein, nein, eine 
Vereinbarung über Organisatorisches und Inhalt. 

Matthias Hauer (CDU/CSU): Also, es gab eine 
Vereinbarung, eine. 

Zeugin Christine Lambrecht: Genau, die Verein-
barung über - - Aber in dieser einen Vereinbarung 
sind verschiedene Gegenstände.  

Matthias Hauer (CDU/CSU): Das ist diese Ab-
sichtserklärung? 

Zeugin Christine Lambrecht: Und was allerdings, 
was - - 

Matthias Hauer (CDU/CSU): Richtig? 

Zeugin Christine Lambrecht: Wo Sie allerdings 
recht haben - und das ist mir auch jetzt aufgefal-
len bei der Überprüfung -: dass das BMJV das 
hätte billigen müssen, hat es aber nicht. Es lag 
uns nicht vor. Ich kann Ihnen - - Und es war 
nicht mehr rekonstruierbar - es ist ja aus einer 
völlig anderen Zeit auch -, warum und wieso. Es 
ist nicht nachvollziehbar gewesen, warum es 
nicht diese Absichtserklärung - - warum die nicht 
vom BMJV gebilligt wurde.  

Matthias Hauer (CDU/CSU): Also, wir haben ja 
auch eine Unterlage, da steht dann drin das Wort 
„ziemlich dünn“ bezüglich dieser Regelungen. 
Da kommen wir gleich noch mal im Detail zu. - 
Aber jetzt für die erste Runde noch mal abschlie-
ßend die Frage: Was gemeint war, ist, dass es die-
sen Anerkennungsvertrag gibt, und zusätzlich 
gibt es eine gemeinsame Absichtserklärung über 
die Zusammenarbeit der BaFin, der DPR. Das 
sind die maßgeblichen Vereinbarungen, über die 
wir hier reden, ne? Das ist dann diese dreiseitige 
weitere Vereinbarung. Und andere Regelungen 
gibt es nicht. 

Zeugin Christine Lambrecht: Nein, andere Rege-
lungen gibt es nicht. 

Matthias Hauer (CDU/CSU): Gut. Das erst mal 
zur ersten Runde. - Danke sehr. 

Vorsitzender Kay Gottschalk: Okay. - Also, ich 
bitte sonst um Korrektur. Ich habe noch nicht die 
Durchsage gehört. Also, das ist immer noch die 
Vorankündigung der, glaube ich, Namentlichen. 
Davon gehe ich aus. Es kommt ja dann meistens 
die Durchsage: Die Urnen sind geöffnet von-bis. - 
Deswegen würde ich fast vorschlagen, dass wir 
noch Dr. Toncar machen und dass wir dann so 
oder so nach dem Frageslot wieder gemeinschaft-
lich zur Namentlichen gehen. - Bitte schön, Dr. 
Toncar.  

Dr. Florian Toncar (FDP): Genau. Ich glaube, es 
kann jederzeit losgehen, aber ist noch nicht los-
gegangen. 

Vorsitzender Kay Gottschalk: Halbe Stunde mi-
nus 7 sind 23. 

Dr. Florian Toncar (FDP): Schaffen wir. - Frau 
Ministerin, ich würde gerne noch mal auf die 
Kündigung des Anerkennungsvertrages zum 
Ende des ersten Halbjahres 2020 zurückkommen. 
Sie haben das damit begründet, dass sich ansons-
ten dieser Vertrag noch mal um ein Jahr verlän-
gert hätte und dass das im Hinblick auf die Hand-
lungsmöglichkeiten schlecht gewesen wäre. Was 
ich mich frage: Warum kann der Gesetzgeber das 
Bilanzkontrollverfahren nicht reformieren, 
wenn - - Nur mal angenommen, man hat eine gül-
tige Anerkennungsvereinbarung. Was hindert 
den Gesetzgeber daran, trotzdem das Gesetz zu 
ändern und damit auch das Verfahren so zu ge-
stalten, wie er es für richtig hält? Also, warum 
musste man so schnell jetzt kündigen da letztes 
Jahr? 

Zeugin Christine Lambrecht: Man musste deswe-
gen kündigen, weil so, wie das Konstrukt ange-
legt ist, und so, wie der Vertrag ausgestaltet war, 
hätte er sich verlängert bis zum Ende des Jahres 
2022. Deswegen war es mir ja auch wichtig, 
weil - - 
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Dr. Florian Toncar (FDP): Was wäre das Problem 
gewesen? Sagen wir mal, das kann ja den Gesetz-
geber nicht daran hindern, das Gesetz so zu ma-
chen, wie er es für klug hält. 

Zeugin Christine Lambrecht: Na ja gut, aber es 
liegt ja ein Vertrag vor. Und daraus hätten sich ja 
auch Ansprüche ergeben. Der Vertrag hätte sich 
ja verlängert. Das hätte ja nicht bedeutet, dass der 
Vertrag, dieser Anerkennungsvertrag, dann null 
und nichtig geworden wäre.  

Dr. Florian Toncar (FDP): Ja, aber genau da will 
ich ja drauf raus. Also, natürlich gibt es den Ver-
trag weiterhin. Wenn der Gesetzgeber das Bilanz-
kontrollverfahren modifiziert oder verändert, 
kann ja aus dem Vertrag nichts gegen das Gesetz 
hergeleitet werden, allenfalls irgendeine Art von 
Ersatzanspruch. Und dazu würde ich Sie bitten, 
dass Sie da noch mal ausführen. Was hätte denn 
gedroht sozusagen für das Jahr 2022, was die DPR 
da möglicherweise noch hätte geltend machen 
können? 

Zeugin Christine Lambrecht: Ich wollte mir die 
Handlungsoption freihalten, dass es unter Um-
ständen auch nicht mehr ein Verfahren, so wie es 
bisher war, gibt, auch, dass ich nicht mehr die 
DPR einschalten muss bzw. dass die DPR nicht 
länger im Spiel ist. Und diese Handlungsoption, 
die wollte ich mir sauber, ordentlich dadurch er-
arbeiten, dass wir die Kündigung ausgesprochen 
haben. Das hätte nicht bedeutet, dass es - - Wenn 
der Gesetzgeber zu der Auffassung gekommen 
wäre: „Wir wollen das weiterhin haben, aber an-
ders“, dann hätte man ja einen neuen Vertrag 
schließen können. Das wäre ja nicht ausgeschlos-
sen gewesen dann, einen anderen Vertrag zu 
schließen. Und deswegen ging es mir darum, das 
ordentlich dann auch zu beenden, in den Fristen, 
die dafür vorgesehen waren, weil auch - ich habe 
ja schon beschrieben - die öffentliche Berichter-
stattung auch über den KPMG-Bericht damals 
dann bekannt wurde. Und dann war die Frage: 
Wie geht das dann hier alles weiter? Und deswe-
gen die Ansage: Ich kündige jetzt. Und damit ist 
ja kein Schuldvorwurf gegeben, und alle Optio-
nen haben wir offen. Das war der Hintergrund. 

Dr. Florian Toncar (FDP): Also, es sah sehr spek-
takulär aus und ging sehr schnell und wurde 
auch teilweise als Schuldvorwurf gewertet. Das 
wurde immer betont, dass es das nicht sei. Viel-
leicht einfach, dass wir das mit dem Vertrag noch 
mal klarziehen können: Könnte die DPR aus dem 
Vertrag einen gewissen Mindestumsatz oder eine 
Mindestfinanzierung herleiten auch dann, wenn 
das Gesetz sie gar nicht mehr als Prüfinstanz vor-
sieht? 

Zeugin Christine Lambrecht: Also, es wären si-
cherlich Ansprüche geltend gemacht worden. In 
welcher Größenordnung, kann ich Ihnen jetzt 
auch gar nicht sagen, weil ich wollte es gar nicht 
darauf ankommen lassen, sondern ich wollte das 
klipp und klar kündigen, in Absprache auch, im 
Einvernehmen mit dem BMF, damit alle Hand-
lungsoptionen möglich sind, ohne dass es zu ir-
gendwelchen Ansprüchen daneben kommt.  

Dr. Florian Toncar (FDP): Okay. - Ist es denn aus 
Ihrer Sicht sachgerecht, dass man die Stichpro-
benprüfungen der DPR wegnimmt? Also, ich 
glaube, Konsens ist überall, dass man bei Verlan-
gensprüfungen, bei Anlässen, die BaFin stärken 
muss und auch entscheiden lassen muss, ob, wel-
che Instanz da am Ende richtig prüfen sollte. 
Aber bei den Stichproben hat die DPR ja durch-
aus immer wieder auch Sachen gefunden. War 
keine so schlechte Quote. Warum sollte man der 
DPR die Stichproben wegnehmen? 

Zeugin Christine Lambrecht: Also, es hat sich ja 
jetzt im Zuge auch dieses Untersuchungsaus-
schusses und der Debatte auch darüber ganz 
viel - - ist viel auch bekannt geworden, und unter 
anderem eben auch diese Schwierigkeit der Ab-
grenzung und der Zusammenarbeit. „Was macht 
die DPR, wenn sie bei einer Stichprobe be-
stimmte Informationen bekommt oder nicht, und 
wann darf die BaFin eingreifen, wann nicht?“, 
das sind ja alles Fragestellungen, die auch hier in 
diesem Raum ganz intensiv diskutiert wurden. 
Das hat mich dazu gebracht - und viele andere 
auch -, zu sagen: Dieses zweistufige Verfahren 
mit dieser Selbstverpflichtung, mit diesem Ge-
danken, da prüft die Wirtschaft die Wirtschaft, 
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das hat sich nicht bewährt, auch nicht bei Stich-
proben. - Sie haben recht, da sind auch entspre-
chende Ergebnisse erzielt worden. 

Und ich sage es noch mal: 2017 hat ESMA als 
Best Practice auch benannt. Aber ich glaube, es 
ist konsequenter, wenn man dann auch wirklich 
die Zuständigkeiten klar zuschreibt bei der 
BaFin, die hoheitlich tätig werden kann, und da 
auch dann eben diese Neuaufstellung ganz kon-
sequent durchführt. 

Dr. Florian Toncar (FDP): Okay. Also, da werden 
wir uns im Gesetzgebungsverfahren sicher noch 
drüber streiten - unterhalten sowieso. Soweit sug-
geriert wird, dass man nur die BaFin hätte ma-
chen lassen müssen, dann wäre alles bestens ge-
laufen, habe ich bisher dafür keine empirische 
Evidenz gesehen hier in diesem Ausschuss.  

Vielleicht noch mal, weil Sie ja dafür dann auch 
jetzt verantwortlich sind, wenn Sie da was än-
dern: Klappt denn dann die Überleitung des En-
forcement-Verfahrens auf das neue Regime? Das 
müssen Sie gut begründen können, weil die Feh-
ler, die morgen passieren, sind die Fehler, die 
nach Ihren Regeln passieren. Und ich, ehrlich ge-
sagt, habe bei der Eile gewisse Zweifel, dass Sie 
das bruchlos hinkriegen. 

Zeugin Christine Lambrecht: Der Vertrag endet 
Ende dieses Jahres, und deswegen muss sicherge-
stellt sein durch das Gesetzgebungsverfahren, 
aber dann auch die Umsetzung - das ist das 
Wichtige -, dass dieses Enforcement-Management 
auch gegeben ist, und da darf es keine Lücke ge-
ben, dass diese Prüfungen auch möglich sind. 
Und es wird neben dem Gesetzgebungsverfahren 
in so einem Wahljahr eine weitere große Heraus-
forderung geben: das entsprechend gut ausgebil-
dete Personal dann auch zu haben, um diese Auf-
gabe durchzuführen. Der Aufgabe sind wir uns - - 
Der Herausforderung sind wir uns bewusst. 

Dr. Florian Toncar (FDP): Ja. Okay. - Also, wir 
haben uns gestern mit der APAS beschäftigt, und 
da geht aus den Akten klar hervor, dass es dort 
ein chronisches Problem gibt, gute Wirtschafts-
prüfer zu kriegen und vorhandene Stellen zu be-
setzen. Ich wünsche uns allen viel Erfolg bei dem 

Vorhaben; aber ich will meine Skepsis schon hier 
auch zu Protokoll geben, dass das in dem Hau-
ruckverfahren die Lage besser machen wird.  

Vielleicht noch mal abschließend eine andere 
Frage. EY hat ja jetzt eine neue Rolle gefunden 
für Ihre Amtsvorgängerin Brigitte Zypries und 
das, obwohl die Rolle von EY im Kontext Wire-
card eigentlich noch nicht geklärt ist. Wie stehen 
Sie dazu? 

Zeugin Christine Lambrecht: Also, dazu werde 
ich als Zeugin hier in diesem Untersuchungsaus-
schuss keine Einschätzung abgeben.  

Dr. Florian Toncar (FDP): Vielleicht wollen Sie 
eine Einschätzung abgeben zur Rolle von Theo 
Waigel für dasselbe Unternehmen. 

Zeugin Christine Lambrecht: Ebenfalls nicht. 

Dr. Florian Toncar (FDP): Okay. - Dann werden 
wir uns jetzt - - Jedenfalls, was mich angeht, 
würde ich empfehlen, uns der Abstimmung zu 
widmen, Herr Vorsitzender. 

Vorsitzender Kay Gottschalk: Gut. Dann, denke 
ich, halten wir am Plan fest. Ich würde jetzt wie-
der unterbrechen. Ich bitte dann alle, ihre na-
mentliche Abstimmung vorzunehmen. Und dann 
treffen wir uns. Ich denke, 17 Minuten haben wir 
eben gebraucht. Das schaffen wir wieder. Bis 
gleich.   

(Unterbrechung von 
15.00 bis 15.25 Uhr) 

Vorsitzender Kay Gottschalk: Gut, Herr De Masi 
hat gesagt, ist kein Problem für Ihn, wenn wir 
dann schon ohne ihn beginnen. So tun wir dies 
dann auch. - Und da war meine Glaskugel richtig 
informiert, Dr. Zimmermann. 

Dr. Jens Zimmermann (SPD): Bin ich jetzt schon 
ein bisschen beleidigt, dass Herr De Masi da jetzt 
nicht zuhören will, aber - - 

Vorsitzender Kay Gottschalk: Das macht ihr auf 
Twitter aus. - Okay, dann, bitte schön, Dr. Zim-
mermann für die SPD-Fraktion. 
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Dr. Jens Zimmermann (SPD): Vielen Dank, Herr 
Vorsitzender. - Frau Ministerin, also, ich glaube, 
wir haben alle relevanten Punkte bereits in den 
drei Befragungsrunden schon angesprochen. Al-
lerdings würde ich gerne auf diese Aufsichtsrats-
geschichte von Herrn Ernst noch mal zurück-
kommen, weil auch, gebe ich zu, ich musste mir 
das auch zweimal, dreimal durchlesen, um zu 
verstehen, was eigentlich jetzt sozusagen die 
Sachlage und die Rechtslage ist. Und vielleicht 
könnten Sie das noch mal im Zusammenhang 
vortragen. Also sprich: Wir haben auf der einen 
Seite - ich habe es mir aufgeschrieben - die Ver-
fahrensordnung; diese Verfahrensordnung ist 
2016 angepasst worden. Wir haben auf der ande-
ren Seite einen schon sehr lange laufenden 
Dienstvertrag von Herrn Professor Ernst. Und die 
Frage ist jetzt, die sich mir ja stellt: Sind entwe-
der diese Verfahrensordnung oder der Dienst-
vertrag verletzt worden von Herrn Ernst? Weil 
ich glaube, das ist irgendwie so ein bisschen of-
fen geblieben eben. Vielleicht können Sie es noch 
mal aus Ihrer Sicht, wie es sich miteinander ver-
hält, erläutern. 

Zeugin Christine Lambrecht: Ja, mache ich noch 
mal gerne. - Unsere Rechtsauffassung im BMVJ - 
und ich habe ja mitbekommen, dass die sowohl 
von Herrn Ernst als auch von seinem Anwalt ge-
teilt wird - ist die, dass der zugrunde liegende 
Dienstvertrag die Regelung ist, die weitergeht als 
die Verfahrensordnung des Nominierungsaus-
schusses. Es geht um die Verfahrensordnung des 
Nominierungsausschusses. Diese Verfahrensord-
nung, die hat drei - - Ich glaube, da muss man 
drei wesentliche Daten beachten. Das ist einmal 
die Verfahrensordnung von 2005. Und da kann 
man nachlesen, dass es unabhängige, unbeschol-
tene Personen sein müssen, die Mitglieder der 
Prüfstelle usw. usf.. Und darüber hinaus steht da 
nichts drin. Und das ist die - - Also, da steht 
dann noch drin: Die Tätigkeit bei der Prüfstelle 
wird hauptberuflich ausgeübt. Für Nebentätigkei-
ten, wie zum Beispiel Aufsichtsratsmandate, be-
steht eine Genehmigungspflicht, nicht vom 
BMJV, sondern vom Nominierungsausschuss. 
Und das ist die 2005er-Regel. Die wurde dann an-
gepasst 2012 schon mal und dann 2016 noch 
mal.  

Und 2016 ist dann in dieser Verfahrensordnung 
geregelt worden: 

Mitglieder der Prüfstelle dürfen 
während der Amtszeit keine Auf-
sichtsratsmandate bei Unterneh-
men innehaben ... 

- keine usw. - Und dann gibt es allerdings noch 
die B 2. Da steht da nämlich drin: 

Bei bestehenden Aufsichtsrats-
mandaten kann abweichend  

- kann abweichend -  

von B 1 insofern vom Nominie-
rungsausschuss eine Ausnahme 
zugelassen werden, als der Präsi-
dent bzw. Vizepräsident der Prüf-
stelle höchstens drei Aufsichts-
ratsmandate innehaben darf, die 
er bereits bei der Wahl zum Mit-
glied der Prüfstelle innehat. Wäh-
rend der Amtszeit als Präsident 
dürfen keine neuen Aufsichtsrats-
mandate übernommen werden, 
soweit es sich nicht um die Erneu-
erung eines schon bestehenden 
Mandats handelt.(?) 

Und das ist diese Klausel, die eben deutlich 
macht. Und auf der Grundlage ist ja dann auch 
bei der Verlängerung des Vertrages von Herrn 
Ernst die Möglichkeit weiterhin gegeben, dass 
drei Aufsichtsratsmandate möglich sind, weil die 
waren ja. Und deswegen ist es auch kein Verstoß 
gegen die Verfahrensordnung, weil, wie gesagt, 
die Rechtsauffassung ist eben, dass der Dienstver-
trag, wo eben nichts geregelt ist, dann der weiter 
gehende ist.  

Und jetzt kommt die Verfahrensordnung 2016, 
die sagt: höchstens drei. Und da hat dann das 
BMJV gesagt: Dann müssen wir jetzt auch darauf 
drängen, dass es auch genau so eingehalten wird; 
ansonsten genehmigen wir keine weitere Verlän-
gerung. - Und das ist dann auch durchgesetzt 
worden.  
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Aber wie gesagt, da ist ein langer Vorlauf gewe-
sen und auch ein Austauschen von Vorstellun-
gen, was man neben einer hauptberuflichen Tä-
tigkeit bei der Prüfstelle alles so noch bewältigen 
kann. Aber das war der Weg, zu sagen: Der Ver-
trag, okay; aber dann müssen wir eben dafür sor-
gen, dass bei der Verlängerung des Vertrages das 
auch sichergestellt ist, dass wir nicht wieder 
zwar eine Verfahrensordnung haben, die vor-
sieht: „höchstens drei“, aber dann eben was an-
deres geschehen kann. - Das war der Punkt.  

Dr. Jens Zimmermann (SPD): Okay. - Sozusagen 
heißt aber im Klartext: Zuletzt hatte Herr Profes-
sor Ernst eben drei Altmandate, wenn ich das 
mal so bezeichnen darf, und das war von dieser 
Verfahrensordnung gedeckt. Was er nicht hätte 
machen können, ist, das Metro-Mandat abgeben 
und dafür irgendwas Neues einzugehen.  

Zeugin Christine Lambrecht: Genau so ist es zu-
treffend beschrieben. Also, drei schon beste-
hende Mandate sind auch durch die Verfahrens-
ordnung 2016 nach Genehmigung durch den No-
minierungsausschuss möglich, aber eben nur drei 
schon bestehende. Er hat ja 2017 Metro übernom-
men. Und bei der Verlängerung dann im Jahr 
2018 mit Wirkung 1. Juli 2019, Ende 21 - - also*, 
Ende 23, da war dann klar: nur diese drei, kein 
Wechsel, kein neues Mandat.  

Dr. Jens Zimmermann (SPD): Vielen Dank. - Ich 
glaube, das ist noch mal klar geworden, wobei 
ich auch sage - und ich habe den Eindruck, da 
sind wir uns hier auch einig -: Wir haben natür-
lich zwei Ebenen. Wir haben einmal sozusagen 
einfach die Rechtslage, wie sich dieser Dienstver-
trag und die Verfahrensordnung miteinander ver-
halten. Mir scheint es aber, sozusagen auch nur 
als Erfahrungsjurist, plausibel.  

Aber der andere Punkt, das ist einmal natürlich 
unsere politische Bewertung hier. Und ich habe 
ja auch - - Sozusagen von dem, was ich gehört 
habe - das ist natürlich auch jetzt sehr fundiert -, 
gab es offenbar ja auch innerhalb der DPR ein 
bisschen Knatsch im Sinne von, dass da offenbar 
im Nominierungsausschuss man schon das Ge-
fühl hatte: Also, sozusagen, es hat ja einen Sinn, 

weshalb man das in diese Verfahrensordnung ge-
schrieben hat. Und man war, glaube ich, nicht so 
glücklich mit der Art und Weise, wie Professor 
Ernst das quasi auch gelebt hat.  

Zeugin Christine Lambrecht: Ja, das ist diese Ent-
wicklung, wie ich sie beschrieben habe: Verfah-
rensordnung 2016 geändert, dann aber, wie alle 
hier auch zu Recht darauf hingewiesen haben, 
nicht auf den bestehenden Vertrag angewandt, 
weil Vertrag eben vorgeht. Und das hat da für 
Unruhe gesorgt, auch in der DPR. Und deswegen 
gab es dann ja auch Hinterfragen und diese Ent-
wicklung, auch zu sagen: Also, wenn Herr Ernst 
das verlängert haben will, dann geht das nur un-
ter der Maßgabe, dass die Verfahrensordnung 
dann bei der Verlängerung des bestehenden Ver-
trages auch Anwendung findet. - Das war diese 
Entwicklung, also, dass bekannt geworden ist das 
Metro-Mandat und dann diese Bewegung: Also, 
jetzt müssen wir doch wirklich dann auch dafür 
sorgen, dass - -  

Dr. Jens Zimmermann (SPD): Aber das heißt 
auch: Es gab für das BMJV jetzt keine Grundlage, 
um da irgendwie einzuschreiten.  

Zeugin Christine Lambrecht: Noch mal: Diese 
Verfahrensordnung des Nominierungsausschus-
ses, die wird vom BMJV weder genehmigt noch 
im Einvernehmen mit dem BMF - - sondern die 
erfolgt durch den Nominierungsausschuss. Sie 
wird auch nicht veröffentlicht. Dann ist aller-
dings, wie gesagt, dieses zusätzliche, also dieses 
neue Mandat bekannt geworden.  

Und in dieser ganzen Gemengelage, ja, Transpa-
renzanforderungen, ist dann zu Recht, wie ich 
finde, auch bei der Verlängerung darauf gedrun-
gen worden: Jetzt muss aber dann auch dieser 
Vertrag so angepasst werden, dass er den Maßga-
ben auch gerecht wird.  

Dr. Jens Zimmermann (SPD): Das heißt aber 
auch, um das auch noch mal zusammenzufassen, 
weil wir sehr viel auch im Kontext von APAS 
und auch der DPR, aber in einer anderen Rich-
tung - oder bei der BaFin, Entschuldigung - über 
Rechts- und Fachaufsicht reden: Hier haben wir 
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es mit einer dritten Konstellation zu tun, mit ei-
ner kompletten Unabhängigkeit.  

Ich meine, das ist mir eben auch dann vorhin 
noch mal sehr deutlich geworden: Das ist ja was - 
ich kann mir das auch gut vorstellen -, was wir ja 
alle erst mal per se unterschreiben würden. Un-
abhängigkeit wird ja erst mal, würde ich sagen, 
positiv konnotiert. Aber in diesem Ausschuss ha-
ben wir alle, glaube ich - oder nehme ich mich 
mal nur alleine - - hat man häufig das Gefühl: Na, 
da hätte man doch mal durchgreifen müssen. 
Und gleichzeitig sind wir, glaube ich, als Gesetz-
geber oft unterwegs und sagen: Ja, ja, Unabhän-
gigkeit ist ein hohes Gut.  

Das heißt aber auch jetzt, um es auf den Punkt zu 
bringen: Das einzige wirkliche Einfluss- und 
Druckmittel ist über die Verlängerung des Vertra-
ges.  

Zeugin Christine Lambrecht: Genau so ist es. Das 
war dann der Hebel, wo angesetzt werden konnte 
durch das BMJV mit dem BMF zusammen, zu sa-
gen: „Wenn es zu dieser Verlängerung kommen 
soll“, was ja angestrebt wurde, „dann bestehen 
wir darauf, dass jetzt dieser Vertrag dann auch 
entsprechend Anwend- - also dass diese Verfah-
rensordnung darauf dann auch Anwendung fin-
det und diese klare Begrenzung auf diese drei 
dann eben auch so gelebt wird.“ Das war der He-
bel, der dann auch sofort genutzt wurde.  

Dr. Jens Zimmermann (SPD): Mhm, okay. Vielen 
Dank. Ich glaube, das hat mir zumindest gehol-
fen, das noch mal klarzuziehen. - Ein anderes 
Thema, obwohl wir es auch schon angesprochen 
haben: Kündigung des Vertrages. Da würde mich 
noch mal einfach interessieren, sozusagen wie 
die Umstände des Ganzen waren. Wir führen 
auch hier eine Diskussion darüber, ob, wenn man 
schnell entschieden handelt, das dann ein 
Schnellschuss ist oder ob es eben schnelles und 
entschiedenes Handeln ist.  

Aber Sie haben ja gesagt, Sie haben die Kündi-
gung durchgeführt eben in dem Wissen, dass an-
sonsten der Gestaltungsspielraum mindestens 
mal über die Verlängerung des Vertrages ja dann 
nicht so vorhanden wäre. Aber mich würde noch 

mal interessieren: Was wurde damals diskutiert? 
Was war die Abwägung, um zu dieser Entschei-
dung zu kommen?  

Zeugin Christine Lambrecht: Ja, wir haben abge-
wogen: Was für Möglichkeiten haben wir denn, 
wenn es zu einer Verlängerung kommt, also 
wenn wir nicht kündigen? Und welche Möglich-
keiten haben wir, wenn wir kündigen?  

Und wenn wir kündigen, da war eben ganz klar: 
Dann stehen uns alle Optionen offen, das heißt, 
wir können etwas völlig neu gestalten, wir kön-
nen aber auch auf der Grundlage Veränderungen 
vornehmen. Und vor allen Dingen ganz klar: Es 
ist Rechtssicherheit. Denn wenn wir nicht gekün-
digt hätten und hätten dann aber gesagt: „Wir 
machen es doch ganz anders“, dann hätte unter 
Umständen es Ansprüche aus einem bestehenden 
Vertragsverhältnis gegeben.  

Und da war für mich als Justizministerin klar, 
dass diese Rechtsunsicherheit natürlich dann 
nicht geht. Das heißt, wenn es zu einer Verlänge-
rung gekommen wäre und dann Ansprüche gel-
tend gemacht worden wären, ich befürchte, dass 
es dann auch Rückfragen gegeben hätte, auch aus 
dem Parlament, warum man denn nicht diese 
Möglichkeit ergriffen hat.  

Und deswegen: Wir haben uns alle Möglichkei-
ten damit eröffnet. Wir hätten weiterarbeiten 
können mit der DPR, wir hätten es auf neue Füße 
stellen können mit der DPR, oder wir haben eben 
auch, so wie jetzt, die Möglichkeit, etwas ganz 
anderes zu machen. Und diese Handlungsoptio-
nen sich zu eröffnen - das war die Überlegung -, 
haben wir die auch, wenn es jetzt in die Verlän-
gerung geht?  

Wir hätten zwar etwas machen können, wir hät-
ten auch verändern können, aber dann hätten 
sich unter Umständen Ansprüche daraus erge-
ben. Und um nicht in diese Rechtsunsicherheit 
zu kommen, war klar: Jetzt nutzen wir diese Mög-
lichkeit.  

Dr. Jens Zimmermann (SPD): Also, es ist ja 
durchaus, glaube ich, sogar - - Wir haben das im 
Finanzausschuss auch schon gehört gehabt. Aber 
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wie haben Sie damals dann - - Oder wie war die 
Reaktion vonseiten der DPR darauf? Gab es da 
vielleicht auch, sage ich mal, ein bisschen Ein-
sicht für diesen Schritt?  

Zeugin Christine Lambrecht: Also, ich persön-
lich habe mit der DPR über diesen Schritt nicht 
gesprochen. Es gab da auch keine Kontakte, auch 
keine Rückfragen, sondern wir haben diese Ent-
scheidung im Einvernehmen mit dem BMF ge-
troffen, und dann ist es der DPR zur Kenntnis ge-
geben worden. Aber darüber ist nicht verhandelt 
worden, weil diese Entscheidung mussten wir 
treffen. Das war unsere Aufgabe, und wir haben 
sie bewusst eben auch, ohne noch mal Rückspra-
che zu halten - - Weil es ging nicht darum, zu sa-
gen: „Was habt ihr da gemacht?“ oder: „Wie ist 
das?“, sondern es ging darum, sich Handlungsop-
tionen zu eröffnen.  

Das war das Bestreben in dieser ganzen Gemen-
gelage: Wie gesagt, KPMG-Bericht wurde öffent-
lich. Dann kamen die ganzen Fragen: Ist dieses 
Konstrukt überhaupt das richtige? Wie soll es 
weitergehen? Und darum ging es.  

Dr. Jens Zimmermann (SPD): Vielen Dank.  

Vorsitzender Kay Gottschalk: Vielen Dank, Dr. 
Zimmermann. - Dann geht es weiter mit Fabio De 
Masi für die Fraktion Die Linke.  

Fabio De Masi (DIE LINKE): Vielen Dank. - Frau 
Ministerin, im Zeitraum unseres Untersuchungs-
auftrages waren Sie ja nicht nur Justizministerin, 
Sie waren ja vorher auch Parlamentarische 
Staatssekretärin im BMF. Deswegen will ich erst 
mal so offen fragen: Die Konfliktlagen, die exis-
tierten mit der DPR, waren die in der Zeit, wo Sie 
auch bereits Parlamentarische Staatssekretärin 
waren oder Justizministerin - - wann sind die das 
erste Mal Ihnen bewusst geworden?  

Zeugin Christine Lambrecht: Also, ich muss zu-
geben, die besondere Rolle der DPR, die ist mir 
bewusst geworden im Zuge der Bearbeitung von 
Kleinen Anfragen, die ja Anfang, ich glaube, 
April 2019 noch in meiner Rolle als Staats-
sekretärin im BMF meine Aufgabe waren. In dem 
Zusammenhang ist dann mal aufbereitet worden 

und mir auch klar geworden, wie dieses Kon-
strukt wirklich für den Einzelfall eben auch 
wirkt. Und dann habe ich mich damit beschäftigt.  

Fabio De Masi (DIE LINKE): Da konnten wir ja ei-
nen richtig guten Beitrag leisten sozusagen zur 
Befassung der Ministerin. - Ich frage auch deswe-
gen, weil der Kollege Zimmermann hat ja ange-
sprochen, dass es da ein bisschen - wie sagt man 
neudeutsch? - Beef gab in der DPR. Ich zitiere 
mal hier aus dem Buch von Felix Holtermann:  

Dies führte im Jahr 2014 zu einem 
ausgewachsenen Konflikt in der 
DPR-Führung. 

Der Berliner BWL-Professor Axel 
von Werder, der damalige DGB-
Vorstand Dietmar Hexel und der 
Corporate-Governance-Experte 
Theodor Baums zogen sich … aus 
den Organen der „Bilanzpolizei“ 
zurück. 

Ist Ihnen das jemals zur Kenntnis gebracht wor-
den, ich sage mal, auch als Sie dann Ihre Mi-
nistergeschäfte übernommen haben, dass jemand 
gesagt hat hier: „Das ist sozusagen eine Baustelle, 
die wir hier haben im Haus“?  

Zeugin Christine Lambrecht: Nein. Also, das ist 
mir bewusst geworden jetzt in der Vorbereitung 
eben auch auf den Untersuchungsausschuss, weil 
das war sowohl vor meiner Zeit im BMF als auch 
vor meiner Zeit im BMJV. Aber natürlich war die 
Frage: Wie war denn diese ganze Entwicklung, 
gerade auch in Bezug auf Herrn Professor Ernst? 
Wie kam es denn auch zu den Veränderungen 
der Verfahrensordnung? Das ist ja auch die Frage 
gewesen. Und welche Konsequenzen haben sich 
daraus ergeben?  

Und in dem Zusammenhang sind mir auch unter-
schiedliche Auffassungen und dann auch das Zu-
rückziehen von verschiedenen Prüfmitgliedern 
zur Kenntnis gekommen.  

Fabio De Masi (DIE LINKE): Und haben Sie 
wahrgenommen, dass es über diese Frage, ob das 
nun im Zusammenhang mit Prüfungszeiträumen 
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war, ob das im Zusammenhang mit der Wahrneh-
mung von Aufsichtsratsmandaten war, dass es da 
einen Konflikt gab zwischen Ihrem Haus und 
dem Finanzministerium?  

Zeugin Christine Lambrecht: Also, es ging um 
die Aufsichtsratsmandate. Aber da hat das BMJV 
und das BMJ immer die klare Position eben auch 
vertreten, dass der Dienstvertrag der Verfahrens-
ordnung dieses Nominierungsausschusses vor-
geht und deswegen auch Anfragen „Ja, was gilt 
jetzt?“ immer auch entsprechend klar so beant-
wortet wurden, -  

Fabio De Masi (DIE LINKE): Und darüber gab es 
dann - -  

Zeugin Christine Lambrecht: - auch vom BMF 
ans BMJV wurden so beantwortet.  

Fabio De Masi (DIE LINKE): Und ist das auf mi-
nisterieller Ebene, Ebene der Staatssekretäre be-
handelt worden?  

Zeugin Christine Lambrecht: Nein. Das ist auf 
Fachebene bearbeitet worden. 

Fabio De Masi (DIE LINKE): Auf Fachebene, 
okay. - Ich frage deswegen, weil die BaFin hier 
ausgeführt hat: Wir haben ja eigentlich schon im-
mer gesagt: Die DPR, das funktioniert nicht so 
richtig. - Und die BMF-Beamten haben uns ge-
sagt: Ja, irgendwie haben wir das auch gesagt, 
aber das BMJV war da so ein bisschen vernagelt. - 
Deswegen frage ich noch mal nach.  

Zeugin Christine Lambrecht: Na ja, die DPR 
wurde natürlich auch vom BMJV wahrgenommen 
als eine Prüfstelle, die Anerkennung gefunden 
hat. Ich habe es schon beschrieben: ESMA-Be-
richt, Best Practice. Ich weiß gar nicht, was für 
Begriffe da alle gefallen sind. Von daher gab es - - 
also, wenn ich das überhaupt wahrgenommen 
habe, dass es die eine oder andere Rückfrage gab. 
Aber dass dieses System insgesamt infrage ge-
stellt worden ist, habe ich jetzt zumindest nicht 
entnommen, auch nicht von BaFin.  

Fabio De Masi (DIE LINKE): Okay. - Weil ich zi-
tiere hier mal aus MAT A BMF-25.30, Blatt 54. 

Der geschätzte Dr. Kukies: „Vd!“ - weiß ich nicht, 
was er damit meint - „Hat DPR eigentlich inzwi-
schen seinen Tiefschlaf beendet und die Arbeit 
aufgenommen?“, fragt er seine Kollegin Eva Wim-
mer. Das klingt ja - - Also, der Jörg Kukies ist ja 
ein sehr höflicher Mensch. Der war ein bisschen 
sauer, habe ich den Eindruck. Das ist Ihnen aber 
nicht - -  

Zeugin Christine Lambrecht: Ich kenne auch die-
ses Schreiben nicht.  

Fabio De Masi (DIE LINKE): Okay. Ja, ist viel-
leicht auch besser so, wenn man das nicht alles 
mitbekommt.  

Zeugin Christine Lambrecht: Dann fühle ich 
mich ja noch mehr bestätigt in der Kündigung. 

Fabio De Masi (DIE LINKE): Und hat, als dann 
der Professor Ernst damit konfrontiert wurde, 
dass vielleicht Aufsichtsratsmandate kein Brief-
markenalbum sind, wo man möglichst viele rein-
klebt, als ihm das so - - Ich sage mal, die Reaktio-
nen im politischen Raum sind ihm ja dann si-
cherlich bewusst geworden. Wissen Sie aus Ihrer 
Kenntnis heraus, wie er darauf reagiert hat? Gab 
es einen Konflikt mit Ihrem Haus? Haben Sie das 
selber persönlich gegenüber ihm thematisiert?  

Zeugin Christine Lambrecht: Noch mal: Ich habe 
noch nie mit Herrn Professor Ernst gesprochen.  

Fabio De Masi (DIE LINKE): Ach so.  

Zeugin Christine Lambrecht: Ich habe noch nie 
mit Herrn Professor Ernst gesprochen, auch nicht 
über Aufsichtsratsmandate, ich nicht.  

Fabio De Masi (DIE LINKE): Wir schon.  

Zeugin Christine Lambrecht: Ja, das habe ich 
mitbekommen, aber ich nicht. Aber ich weiß, 
dass natürlich im Zuge dann der Verlängerung 
dieses Vertrages - es war vor meiner Zeit; ich bin 
ja erst im Juli 2019 ins BMJV gekommen - - ich 
habe es ja beschrieben: Verfahrensordnung 2016 
geändert, Ärger darüber, dass es nicht auf den 
Dienstvertrag anwendbar ist, und dann, dass man 
an Professor Ernst auch herangetreten ist bzw. an 
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die DPR, um klarzumachen: Das soll aber gelten, 
und wenn es zu einer Verlängerung kommen soll, 
dann muss das auch so gewährleistet sein. - Dass 
das nicht auch sofort auf Gegenliebe gestoßen ist, 
das ist mir zumindest so gespiegelt worden, aber 
dass am Ende des Tages diese Entscheidung so 
auch dann durchgesetzt wurde - - 

Fabio De Masi (DIE LINKE): Herr Vorsitzender, 
ich habe noch zwei Fragen, aber ich nehme die in 
die nächste Runde.  

Vorsitzender Kay Gottschalk: Das ist ein Deal. 
Da schlage ich ein. - Dann habe ich jetzt Frau 
Paus für Bündnis 90/Die Grünen.  

Lisa Paus (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Hallo, 
Frau Lambrecht! - In der Tat sind Sie jetzt ja noch 
nicht so lange im Amt als Justizministerin. Einige 
Aspekte wurden da jetzt ja schon beleuchtet. Sie 
haben gesagt, Sie haben auch die Akten sich des-
wegen angeschaut. Deswegen frage ich Sie eben 
auch insbesondere danach.  

Es hat ja bereits - - Moment, Moment. Es gibt bei 
uns ein Dokument, das heißt MAT A DPR-1.03, 
Blatt 2. Und das ist ein Protokoll eines Arbeits-
treffens zwischen der BaFin und der DPR von 
2016, vom 19.05.2016. Und das ist drei Monate, 
nachdem der Zatarra Report veröffentlicht wor-
den ist. Und da steht drin: 

Die BaFin bittet die DPR, solche 
Unternehmen in die Kategorie 
„Risikoorientierte Auswahl“ bei 
der Stichprobenziehung aufzuneh-
men, bei denen ein öffentliches 
Interesse an der Klärung bestehen-
der Vorwürfe besteht … 

- und dann ist eben explizit die Wirecard AG ge-
nannt; und dann geht es eben weiter -  

bzw. Hinweise auf sonstige Risi-
kofaktoren (… schlechte Qualität 
des Rechnungswesens) vorliegen 
… 

So, es gab einen expliziten Wunsch der BaFin, 
die DPR aufzunehmen, und das ist aber dann 

nicht passiert. Und deswegen wollte ich Sie ein-
fach fragen, weil, wie gesagt, das war ja nicht Ihre 
direkte Verantwortung, aber: Inwieweit sind Sie 
da auf was in den Akten gestoßen?  

Zeugin Christine Lambrecht: Ich muss mich da 
wiederholen: Es gibt keine Rechts- und Fachauf-
sicht des BMJV gegenüber der DPR, und es gibt 
sogar die strafbewehrte Verschwiegenheitspflicht 
der Prüfer in der DPR. Und deswegen ist das Jus-
tizministerium über so was nicht informiert wor-
den. Wir haben darüber keine Kenntnis bekom-
men. Und gerade über einzelne Unternehmen 
hätte sowieso nicht informiert werden dürfen; 
das wäre strafbewehrt gewesen. Das mag man, 
wie gesagt, aus der heutigen Sicht - -  

Lisa Paus (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Nein, 
nein. Okay. Nein, das mit dem Operativen ist ja 
sowieso klar, aber ich dachte, dass - - Okay, das 
habe ich jetzt noch mal in der Klarheit wahrge-
nommen. 

Herr De Masi hat ja aber gesagt: Das war sozusa-
gen ein Fall von mehreren, der eben dann dazu 
geführt hat, dass in der BaFin es eben doch Un-
mut gab in der Zusammenarbeit mit der DPR. 
Und da wollte ich dann jetzt noch mal konkret 
fragen: Sie hatten ja gesagt sozusagen, in Ihrer 
Zeit als Ministerin kam es Ihnen erst mal nicht 
auf den Tisch. Aber Sie haben jetzt die Akten 
sich angeschaut. Haben Sie denn Akten gefun-
den, einen Austausch zwischen Ihrem Haus und 
dem BMF, zu der Frage der schlechten Zusam-
menarbeit zwischen der DPR und der BaFin und 
ob es da Reformbedarf gibt? 

Zeugin Christine Lambrecht: Also, darüber gibt 
es keinen Austausch. Und ich habe auch nicht 
den Eindruck, dass es so eine grundsätzliche Un-
zufriedenheit gegeben hat. Das war vielleicht in 
der einen oder anderen Frage, aber zumindest ist 
es bei uns nicht in dem Ausmaß angekommen, 
dass man das grundsätzlich infrage stellt, son-
dern es wurde auf Fachebene ziemlich geräusch-
los, wenn es solche unterschiedlichen Einschät-
zungen gab, da eine Lösung gefunden.  
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Lisa Paus (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Aber Sie 
haben in Ihren Akten da nichts, in den Vorberei-
tungen haben Sie dazu nichts gefunden.  

Zeugin Christine Lambrecht: Nein.  

Lisa Paus (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): So, jetzt 
hatten Sie den ESMA-Bericht von 2017 erwähnt. 
Hatten Sie den damals wahrgenommen als Parla-
mentarische Staatssekretärin, oder hatten Sie den 
jetzt in den Akten gefunden?  

Zeugin Christine Lambrecht: Also, das habe ich 
jetzt erst - - Ich war ja auch Staatssekretärin erst 
von März 2018 bis Juni 2019, und den habe ich 
jetzt im Zuge der Aufbereitung eben auch - - Wie 
ist denn die DPR wahrgenommen worden? Gab 
es denn da vorher schon große Kritik? Gab es 
denn da Anstöße, was zu verändern? In dem Zu-
sammenhang habe ich eben auch dann Kenntnis 
erlangt von diesem Bericht und der Einschätzung 
über die Arbeit der DPR.  

Lisa Paus (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Okay. - 
Also, ich habe den Bericht auch gelesen. Da ha-
ben wir definitiv unterschiedliche Einschätzun-
gen, weil in dem Bericht 2017 steht ja bereits 
drin - - Da stehen auch positive Bemerkungen, 
aber da steht auf jeden Fall auch drin, dass die 
ESMA sehr wohl große Schwierigkeiten sieht 
beim Thema Compliance, bei der Frage der Rota-
tion und auch beim Thema Ausstattung. Ja, also, 
das ist jetzt nicht einfach nur ein „Super!“-Zettel, 
sondern die zentralen Fragen, die jetzt hier in 
dem Zusammenhang eine Rolle spielen, sind in 
diesem ESMA-Bericht bereits aufgetaucht. Aber 
das ist jetzt sozusagen eine inhaltliche Bewer-
tung. Da brauche ich Sie als Zeugin nicht dazu.  

Zeugin Christine Lambrecht: Nein, also meine - - 
Das, was ich zitiert habe, bezog sich auch auf die-
ses zweistufige Verfahren, ja, also dass da die 
ESMA gesagt hat: „Das ist ein Best Practice“, 
nicht ob die ausgestattet sind oder so, sondern es 
ging um dieses zweistufige Verfahren. 

Lisa Paus (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): So. - Ha-
ben Sie denn in den Unterlagen was gefunden zu 
der Frage der Selbsteinschätzung der DPR? Dass 
sie ja eben gesagt haben: 

Die Prüfung 

- und das findet sich übrigens auch in den FAQs 
der DPR - 

durch die DPR ist auf die Feststel-
lung von Fehlern in der Rech-
nungslegung ausgerichtet, nicht 
jedoch auf Bilanzbetrug. In sol-
chen Fällen muss ein gänzlich an-
derer Prüfungsansatz gewählt wer-
den. 

Die DPR hat uns ja hier auch Rede und Antwort 
gestanden und hat mehrfach betont, dass sie na-
türlich erst mal dann anfangen sozusagen zu ar-
beiten, wenn sie grundsätzlich davon ausgehen, 
dass die Unterlagen vollständig und richtig sind. 
So.  

Haben Sie dazu in Ihren Unterlagen etwas gefun-
den, in den Akten, inwieweit das Justizministe-
rium zu dieser Frage - also: Aufgabe der DPR ist 
es auch, Bilanzbetrug aufzudecken -, ob es da Be-
wertungen gab oder E-Mail oder Dokumente?  

Zeugin Christine Lambrecht: Na ja, es ist öffent-
lich zugänglich, dass es seitens der DPR dann, 
wenn sie den Verdacht auf Betrug wahrgenom-
men hat, dass sie dann beispielsweise Strafanzei-
gen erstattet hat. Also, von daher ist es so, dass 
die Aufgabe der DPR - - Das ist ja so eine - - Wie 
gesagt, das Konstrukt ist auf Kooperation - - Also, 
ich frage nach, bekomme Antwort und versuche, 
aufzuklären. Aber dann, wenn ich entweder fal-
sche Angaben bekomme oder keine oder auch ge-
fälschte Angaben, dann drängt sich ja dieser Ver-
dacht auf. Und dann kann nicht die DPR einen 
solchen Betrug aufklären, das ist dann tatsächlich 
nicht ihre Aufgabe. Aber die Weitergabe an die 
Staatsanwaltschaft, das ist dann ihre Aufgabe. 
Und das hat sie auch in einigen wenigen Fällen 
so gemacht. 

Lisa Paus (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Es gab 
einfach unterschiedliche Einschätzungen in der 
operativen Umsetzung dieses Gesetzes zwischen 
unter anderem der BaFin und der DPR. Und des-
wegen frage ich Sie - - Das, was da öffentlich 
steht, das habe ich natürlich alles wahrgenom-
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men, aber deswegen frage ich Sie: Hat da das Jus-
tizministerium die Position der DPR sozusagen 
vollständig übernommen, und ist das das, was 
Sie mir hier darlegen? Oder gab es sehr wohl im 
Justizministerium eine Abwägung zwischen ei-
nerseits sozusagen der Auslegung seitens der 
DPR und andererseits der Auslegung vom Fi-
nanzministerium bzw. der BaFin?  

Zeugin Christine Lambrecht: Also, für die Ein-
schätzung, was die Aufgabe der DPR ist, ist ganz 
klar das Gesetz die Grundlage. Und daraus kann 
ich eben entnehmen, dass sie zuständig sind für 
Bilanzkontrollen, für Stichproben. Und immer 
dann, wenn - -  

Lisa Paus (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Das war 
nicht meine Frage. Ich wollte wissen, -  

Zeugin Christine Lambrecht: Ja.  

Lisa Paus (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): - ob Sie 
in den Akten etwas gefunden haben, inwieweit 
es im Justizministerium zu dieser Frage der ope-
rativen Umsetzung des Gesetzes eine Diskussion 
gab.  

Zeugin Christine Lambrecht: Im Justizministe-
rium? Nein, dazu habe ich nichts gefunden.  

Lisa Paus (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Nein. 
Okay. - Danke schön. 

Vorsitzender Kay Gottschalk: Danke, Frau 
Paus. - Dann würde ich da noch mal so ein biss-
chen weiterbohren wollen, wo Herr De Masi war. 
Ich zitiere mal:  

Vor zehn Jahren wurde die Deut-
sche Prüfstelle für Rechnungsle-
gung geschaffen. 

… Damit war ein völlig neues 
Konzept für … Bilanzkontrolle 
verbunden. Heute wissen wir: Die-
ser Weg war richtig. Er hat für 
mehr Qualität und Transparenz 
bei der Rechnungslegung gesorgt. 
Er hat das Vertrauen in die Kapi-
talmärkte erhöht und unsere Wirt-
schaftsordnung gestärkt. Das ist 

eine große Leistung und ich gratu-
liere allen, die mit Ihrer Arbeit 
diesen Erfolg geschaffen haben! 

Zitat Ende. Wissen Sie, von wem das stammt?  

Zeugin Christine Lambrecht: Ich weiß es. Es 
kommt von einer Jubiläumsveranstaltung. Und 
wenn ich richtig informiert bin, ist es ein Zitat 
des damaligen Justizministers.  

Vorsitzender Kay Gottschalk: Brillant, ja.  

Zeugin Christine Lambrecht: Kann man auch, 
glaube ich, bei Youtube nachsehen.  

Vorsitzender Kay Gottschalk: Das stimmt, genau. 
Wow. - Haben Sie denn mal mit Ihrem Vorgänger 
bei der Amtsübergabe zur Bilanzkontrolle gespro-
chen oder vielleicht auch in den letzten Wochen? 
Weil das ja nun sehr virulent ist, das ist ja jetzt 
allen aufgefallen. Haben Sie da mal ein Gespräch 
mit Heiko Maas geführt?  

Zeugin Christine Lambrecht: Also, meine Amts-
vorgängerin ist Katarina Barley.  

Vorsitzender Kay Gottschalk: Dann Vorvorgän-
ger.  

Zeugin Christine Lambrecht: Genau, davor war 
Heiko Maas. Aber nein, ich habe mit ihm nicht 
über die DPR gesprochen.  

Vorsitzender Kay Gottschalk: Kann ja mal sein, 
dass da was ist. Ich frage das auch deshalb so in-
tensiv, weil wir am vorvergangenen Montag Frau 
Dr. Lausch hier zu Gast hatten. Und da will ich 
noch mal ein bisschen tiefer einsteigen, was Herr 
De Masi gesagt hat. 

Und die hat uns sinngemäß, aber auch laut Proto-
koll berichtet, dass seitens der BaFin - und hier 
haben wir ja auch gewisse Berührungspunkte aus 
der Vergangenheit - sehr wohl auf Arbeitsebene 
bekannt war, dass es Schwächen in diesem zwei-
stufigen Verfahren gibt. Man hat auch da tatsäch-
lich - - Wörtlich hat Frau Lausch da auch gesagt: 
Wir haben da auch immer wieder drauf aufmerk-
sam gemacht. - Am Ende des Tages hat sie aber 



Endgültiges Stenografisches Protokoll 19/42 I

3. Untersuchungsausschuss 

Nur zur dienstlichen Verwendung 

19. Wahlperiode Deutscher Bundestag - Stenografischer Dienst Seite 34 von 60 

dann gesagt: Na ja, man habe sich damit abgefun-
den, dass eben auf die Anmerkungen und Be-
schwerden der BaFin nicht eingegangen werde, 
um, so wörtlich - Zitat - „das Beste daraus“ zu 
machen - Zitat Ende. 

Ist Ihnen da mal zum einen in Ihrer Tätigkeit als 
Staatssekretärin entsprechend aus den Arbeits-
ebenen so etwas zugetragen worden, dass Sie 
deshalb auch sehr - das sage ich ja auch ganz be-
wusst - zügig dann den Vertrag mit der DPR ge-
kündigt haben?  

Zeugin Christine Lambrecht: Nein, in dieser Zeit 
ist mir darüber nichts bekannt geworden. Aber 
wie gesagt, jetzt im Zuge der Aufbereitung, da, ja, 
nehme ich das wahr. Allerdings, wie Sie auch be-
schrieben haben: Auf der Arbeitsebene ist dann 
immer eine Lösung gefunden worden. Und Hin-
tergrund ist einfach der, dass der Gesetzgeber 
dieses System so entschieden hat und es auch 
keine Bestrebungen gab seitens des Gesetzgebers, 
daran etwas zu ändern. Und das ist der Hinter-
grund.  

Vorsitzender Kay Gottschalk: Mhm. - Nee, ich 
bin da ja noch fast traurig, weil ich hatte Herrn - - 
Er hatte das ja noch bestätigt. Das hat er sogar 
dann verinnerlicht, sagt er, und das hat er so fürs 
Leben mitgenommen, was ich ihm mal in einer 
Ausschusssitzung gesagt habe, warum sich die 
BaFin eben nicht dann und wann auch als Ser-
vicepartner der Regierung sieht. Und eben hier 
an der Stelle tatsächlich macht die BaFin, zumin-
dest das Finanzministerium seit 2014 - so hat es 
Frau Dr. Lausch - - in unregelmäßigen Abständen 
drauf aufmerksam: Da ist was ineffizient.  

Sie haben ja auch vollkommen richtig gesagt: Ja, 
man hat das auf dem Hintergrund 2004, 2005 - - 
So steht es ja auch auf der BaFin-Seite vermerkt: 
als Reaktion auf Enron. Und da stand aber dann 
auch komischerweise, was mir eben so komisch 
vorkommt, immer mit dem Wort „Bilanzbetrug“. 
Und Herr Ernst - wir haben es ja auch schon tau-
sendmal zitiert - hat ja gesagt: Na ja, Bilanzbetrug 
ist nicht unsers. - Sie haben es ja dann auch aus-
geführt, dann würde eben die Staatsanwaltschaft 
informiert werden.  

Aber es stößt natürlich dann auf der anderen 
Seite sauer auf, wenn gerade wegen Bilanzmani-
pulationsverdacht die BaFin sagt: „Liebe DPR, 
lauf mal los!“, dann dauert das fast anderthalb 
Jahre, dann kam ja das, was auch Herr De Masi 
gesagt hat: „Mensch, jetzt wacht doch mal aus eu-
rem ziemlich langen Winterschlaf auf, und legt 
mal etwas Dynamik an den Tag!“, und man dann 
auf der anderen Seite sogar noch den Eindruck 
gewinnt, alle warten auf KPMG, und dann wird 
es schon irgendwie gut gehen, und alles löst sich 
wie im Märchen - das ist ja dann auch immer 
wunderbar - in Wohlgefallen auf. Nun war es 
diesmal brutal anders. Alle sind aus den rosaro-
ten Wolken gefallen, und der Aufprall war ja 
ziemlich hart.  

Deshalb noch mal eine Frage zur BaFin - da ha-
ben wir ja auch oft im Finanzausschuss sehr 
sportlich miteinander diskutiert -: In der Sonder-
sitzung des Finanzausschusses im vergangenen 
Sommer teilte eben DPR-Präsident Ernst mehr-
fach mit, dass die BaFin das Wirecard-Prüfver-
fahren auch vorher hätte an sich ziehen können, 
also wieder die BaFin. Und wir haben es jetzt 
auch mit vielen Kolleginnen und Kollegen disku-
tiert. Wir hatten es sogar vor einer Woche in der 
Anhörung. Da hatten wir Professor Dr. Veil von 
der Maximilians-Universität zu München, der 
auch ganz klar den Standpunkt vieler Kollegen 
hier aus der Runde, so auch meinen, stützt wie 
auch andere Literatur, die man dazu lesen kann. 
Er beruft sich da auf die § 106 ff. Wertpapierge-
setz.  

Ist Ihnen das mal in der BaFin oder auch viel-
leicht jetzt im Austausch mit den Ministerien - - 
diskutiert worden, wie man hier diese Rechtsaus-
legung fortführen kann? Ist Ihnen das als Staats-
sekretärin im Untersuchungszeitraum mal gegen-
wärtig geworden, dass es da schon Disput viel-
leicht auch gibt oder Diskussionen zwischen 
BMF, BaFin und jetzt vielleicht BMF, BMJV?  

Zeugin Christine Lambrecht: Die BaFin hat die 
Möglichkeit, in diesem Konstrukt eine Verlan-
gensprüfung zu fordern. Und das hat sie ja auch 
getan. Die hat dann sehr lange gedauert, das ist ja 
auch mittlerweile öffentlich bekannt. Ja, es hat 
auch was damit zu tun, dass ein Prüfer in der 
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DPR dann ein paar Monate damit betraut war, 
dann gab es einen Wechsel, dann musste wieder 
quasi von vorne angefangen werden. Also, dieses 
lange Verfahren ist durchaus auch richtig.  

Aber über diese Verlangensprüfung hinaus hätte 
die BaFin das Verfahren erst dann an sich ziehen 
können, wenn die DPR gesagt hätte: Kooperation 
Wirecard wird verweigert. - Erst wenn keine Ko-
operation - - weil das ist das System - - 

Vorsitzender Kay Gottschalk: Ja, aber das ist ja 
genau strittig, dass eben Professor Veil sagt, das 
würde ja geradezu alles auf den Kopf stellen. 
Man hätte ja dann 2005 - so auch die Interpreta-
tion vieler - eigentlich sogar die Möglichkeiten 
der BaFin der Missbrauchskontrolle auch beim 
Verdacht von Bilanzmanipulation eher noch ein-
geschränkt, indem man sagt: „Wir machen ein 
zweistufiges Verfahren“ - ich sage jetzt mal etwas 
übertrieben sicherlich - „mit einer privatwirt-
schaftlich organisierten DPR, die irgendwo zwi-
schen sechs und zehn Leute hat und auch noch 
ein ziemlich anderes sportliches Programm ja ab-
zuleisten hat.“ Und das wundert mich schon.  

Ist also jetzt kein Austausch, um da auch mal 
eine Klarstellung zu bekommen? Manchmal nützt 
es ja auch, wenn man sagt: Wir haben uns jetzt 
ins Benehmen gesetzt, BMF und BMJV, und wir 
sind schon der Meinung, dass das, was große 
Rechtsgelehrte da sagen: Sogar selbst, wenn diese 
DPR-Prüfung läuft, kann über die § 106 ff. Wert-
papierhandelsgesetz die BaFin selbstverständ-
lich - - Und das war so deutlich, so klar. Und 
wenn man die Aufsätze dazu liest, kann man 
auch zu keiner anderen - ist meine Ansicht - Auf-
fassung kommen. Gab es da mal einen Aus-
tausch, um auch hier vielleicht für Rechtssicher-
heit und Handlungssicherheit in den Ministerien 
und damit auch bei der BaFin zu sorgen?  

Zeugin Christine Lambrecht: Also ich finde, das 
Gesetz ist ziemlich klar in dieser Frage, es ist klar 
geregelt. Und man hat ja auch immer Lösungen 
gefunden. Und deswegen zu sagen: „Herr Ernst, 
das hätte die BaFin an sich ziehen können“, die 
Einschätzung ist mir jetzt nicht bekannt, dass er 
die gehabt hat, denn dann hätte er ja auch - - Na 
ja, hätte, hätte. Aber wie gesagt.  

Vorsitzender Kay Gottschalk: Na klar. Gut. - 
Dann geht es weiter mit den Kollegen der Union. 
Fritz Güntzler, bitte schön.  

Fritz Güntzler (CDU/CSU): Ja, vielen Dank, Herr 
Vorsitzender. - Frau Ministerin, Sie haben ja da-
rauf hingewiesen, dass dieses Konstrukt bereits 
2005 entstanden ist mit der DPR. Wir haben ja 
die Regelung dazu im § 342b HGB und dort - das 
ist, glaube ich, vorhin auch schon mal angespro-
chen worden vom Kollegen Hauer - geregelt, wel-
che Voraussetzungen für die Anerkennung erfüllt 
sein müssen. Da spricht man von personeller Zu-
sammensetzung, und die Verfahrensordnung 
muss gewährleisten, „dass die Prüfung unabhän-
gig, sachverständig, vertraulich und unter Einhal-
tung eines festgelegten Verfahrensablaufs er-
folgt“. Das verstehe ich. Also, um anerkannt zu 
werden, muss das erfüllt sein. Und jetzt frage ich 
mich die ganze Zeit: Ist da nicht irgendwie eine 
Regelungslücke, weil gar nicht geregelt ist, dass 
man das prüfen muss?  

Also, der Kollege Zimmermann hat schon auf un-
sere umfassenden Debatten und Diskussionen 
hingewiesen, die wir hier führen. Und wir sind ja 
jetzt alle Erfahrungsjuristen und wissen, was 
Rechtsaufsicht ist und was Rechts- und Fachauf-
sicht ist. Und ich glaube, er hat eben gesagt: Hier 
gibt es gar keine Aufsicht.  

Das ist auch de jure so, aber es kommt einem ir-
gendwie einfach komisch vor, also dass ich das 
anerkenne, und jemand macht es sozusagen ge-
danklich in meinem Auftrag, und es wird gar 
nicht mehr hingeguckt. Ist das so? 

Zeugin Christine Lambrecht: Man muss sich 
noch mal vor Augen führen, dass es bis zu die-
sem Zeitpunkt, als dieses zweistufige Verfahren 
eingeführt wurde, als diese Bilanzkontrolle gere-
gelt wurde, nichts gab. Von daher war das jetzt 
wirklich eine Veränderung 2004 mit Wirkung 
2005, dass es dieses Verfahren gab. Und deswe-
gen wurde es dann auch vom Gesetzgeber ein-
stimmig - das war noch unter Rot-Grün, 2004 - 
einstimmig - -  

Fritz Güntzler (CDU/CSU): Aha!  
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Zeugin Christine Lambrecht: Ja. Das war noch 
unter - - Ich will es nur noch mal sagen: Aber da 
haben sogar die Unionsfraktionen dem zuge-
stimmt aus der Opposition heraus. Die FDP hat 
dem zugestimmt aus der Opposition heraus. Ich 
will es nur noch mal deutlich machen: einstim-
mig.  

(Matthias Hauer 
(CDU/CSU): Wir sind klü-

ger geworden!) 

- Ja, wir ja auch. Deswegen habe ich es ja gekün-
digt.  

Also, ich will es nur deutlich machen: Also, es 
gab gar nichts. Dann gab es diese Vorfälle. Und 
dann hat man dieses Verfahren da entwickelt. 
Und das ist wirklich auf diese Kooperation aus-
gerichtet. Es war auch dieser Zeitgeist. Da sind 
dann ganz clevere Leute aus der Wirtschaft, und - 
ich habe es schon mal beschrieben - die wissen 
dann, wo sie hinschauen müssen bei Bilanzkon-
trolle, weil die haben die Ahnung, und die ken-
nen sich aus, und das ist dann die Gewähr dafür, 
dass diese Bilanzkontrolle auch tatsächlich fun-
diert ist. Das war so der Spirit dieser Prüfung. 
Dass das in solchen Fällen wie jetzt bei Wirecard 
dann sich nicht bestätigt hat, das wissen wir 
jetzt. Aber das war der Hintergrund 2004, 2005.  

Und um diese Unabhängigkeit zu erreichen - - 
So: Die Wirtschaft kooperiert und ist auf Koope-
ration ausgesetzt, ist nicht auf hoheitliches Han-
deln und Eingriffsmöglichkeiten ausgerichtet, 
und deswegen gibt es weder Rechts- noch Fach-
aufsicht noch Weisungsrecht. Das kann man 
heute falsch - - oder für falsch empfinden, aber 
das war damals der Geist: Die müssen völlig un-
abhängig sein; dann kriegen die auch die entspre-
chenden Unterlagen, und dann funktioniert es 
auch mit dieser Kooperation.  

Und, wie gesagt, es gab ja die Möglichkeit, wo - - 
Die Aufgaben des BMJV habe ich ja beschrieben, 
was möglich war, aber in diesen einzelnen Prüf-
schritten: Nein, keine Rechts-, keine Fachauf-
sicht, kein Weisungsrecht.  

Fritz Güntzler (CDU/CSU): Also, mir ist schon 
klar, dass Sie sich - das hat Kollegin Paus ja auch 
gefragt - nicht eine einzelne Prüfung anschauen. 
Aber ich komme noch nicht über - - Ich verstehe 
die Historie, und das ist ja auch schön, wenn der 
Deutsche Bundestag einheitlich was beschlossen 
hat damals. Dann muss es ja schon gut sein, weil 
der Kollege Michelbach hat ja auch zugestimmt. 
Also, von daher.  

Aber es sind ja 16 Jahre vergangen, und ich stelle 
mir immer das - - Vielleicht bin ich da zu naiv. 
Aber da gibt es eine Aufgabe, die gesetzlich gere-
gelt ist. Dafür gibt mir der Gesetzgeber an die 
Hand, dass ich da eine Stelle einstellen kann. Mit 
der schließe ich einen Vertrag. Und dann guckt 
man 16 Jahre nicht hin, was die machen, weil 
man sagt: Ich habe ja keine Möglichkeiten, dann 
lasse ich die da mal so laufen.  

Also, dieser Eindruck verfestigt sich bei mir, dass 
das BMJV gesagt hat: „Wir haben da was,“ - böse 
würde man formulieren: Feigenblatt -, „da gibt es 
ja welche, die sich die Bilanzen angucken. Und 
für uns ist die Nummer dann durch.“ 

Zeugin Christine Lambrecht: BMJV hat alle Auf-
gaben wahrgenommen, die wir haben in diesem 
Zusammenhang, ne? Das habe ich ja beschrieben, 
welche Aufgaben das BMJV hat. Ich kann es 
gerne aber noch mal machen.  

Fritz Güntzler (CDU/CSU): Nee, das habe ich 
schon verstanden. Aber die Frage - -  

Zeugin Christine Lambrecht: Das haben Sie ver-
standen. Aber darüber hinaus, nein, wurden tat-
sächlich keine Initiativen ergriffen außer dem, 
was der gesetzliche Auftrag war. Darüber hinaus 
wurden keinen Initiativen ergriffen. Das heißt, es 
wurde der gesetzliche Auftrag erfüllt, der aber 
auch so - - Das war eben dieses Konstrukt. Ich 
kann das verstehen, dass das heute jemand - -  

Fritz Güntzler (CDU/CSU): Nein, nein, ich will 
ja - - 
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Zeugin Christine Lambrecht: Aber wir hätten, 
wenn wir angefragt hätten, keine Antwort bekom-
men, zu Recht, Vertraulichkeit, zu Recht, keine 
Fach- und keine Weisung- - 

Fritz Güntzler (CDU/CSU): Verstehe ich, Frau 
Ministerin. - Aber meine Frage wäre - Sie sind 
noch nicht so lange im Amt; also, Sie haben aber 
sich ja sehr gut vorbereitet, wie ich merke -, die 
Frage ist, ob es im BMJV mal den Wunsch gab. 
Also das, was 2005 vereinbart wurde, hätte man 
jederzeit ja ändern können. Man hätte Ihnen ja 
eine Rechtsaufsicht geben können und andere 
Möglichkeiten geben können. Gab es den 
Wunsch beim BMJV, weil man gesagt hat: „Hm, 
da passiert ja irgendwas, aber ich habe ja gar 
keine Möglichkeiten“?  

Zeugin Christine Lambrecht: Also, es gab diesen 
Wunsch aus dem BMJV heraus nicht. Und es gab 
ihn auch nicht - zumindest habe ich ihn in dieser 
Zeit nicht wahrgenommen - aus den Reihen des 
Gesetzgebers, denn der wäre ja dann dafür zu-
ständig gewesen. Es ist ja nicht so, dass das BMJV 
die Gesetze beschließt. Das macht ja immer noch 
der Gesetzgeber.  

Fritz Güntzler (CDU/CSU): Ja, das habe ich auch 
geglaubt. Also, es ist ja aber so, dass man oft Ent-
würfe der Bundesregierung vorfindet, über die 
wir dann diskutieren. Und von daher gibt es ja 
ein gewisses Initiativrecht auch der Bundesregie-
rung.  

Im Anerkennungsvertrag ist ja im § 2 Absatz 4 
dann geregelt, dass die DPR das BMJ und - da-
mals, so steht es noch drin, also das BMJV jetzt - - 
über „Beratungen auf dem Gebiet des Enforce-
ment“ unterrichtet. Hat das mal stattgefunden? 
Oder ich frage mal allgemeiner: Auch wenn das 
rechtlich so war, wie wir das jetzt sozusagen und 
Sie noch mal geschildert haben: Gab es da einen 
Austausch? Wie muss ich mir das vorstellen? 
Oder gibt es auf der Fachebene Gespräche mit der 
DPR?  

Zeugin Christine Lambrecht: Also, es gibt die 
Verpflichtung, dass jährlich Berichte abgegeben 
werden, aber die sind anonymisiert. Das heißt, 
aus diesen Berichten können Sie erkennen: „Wie 

viel Stichprobenprüfungen werden gemacht? Wie 
viel Vorhaben- - Verlangensprüfungen sind 
durchgeführt worden?“ und, und, und. Aber die 
sind immer alle anonymisiert, und die müssen es 
auch so sein. Also das ist das, was wir wissen. 
Das bekommen wir auch, aber nicht in Bezug auf 
die einzelnen Unternehmen. Das dürften sie uns 
gar nicht bekannt geben.  

Fritz Güntzler (CDU/CSU): Und ist denn in die-
sen Berichten auch enthalten die Verfahrens-
dauer der Prüfung im Durchschnitt? Also, wir ha-
ben hier verschiedene Zahlen mal gehört. Ich 
habe das jetzt nicht genau vorliegen. Ich meine, 
13 Monate oder so was habe ich mal gehört. Ist 
das in diesen Berichten enthalten? 

Zeugin Christine Lambrecht: Also, ob sie in den 
Berichten jetzt enthalten sind, kann ich Ihnen 
nicht sagen. Aber ich kann Ihnen sagen, dass wir 
darüber Zahlen haben. Von daher gehe ich davon 
aus, dass es entweder im Bericht ist oder - -  

Fritz Güntzler (CDU/CSU): Sie haben Ihr Mikro-
fon, glaube ich, nicht an.  

Zeugin Christine Lambrecht: Ob es im Bericht 
drin ist, kann ich jetzt gar nicht sagen. Aber wir 
haben die Informationen bekommen, aus denen 
wir dann ableiten konnten, wie viel Monate wel-
che Verf- - also nicht welche, sondern wie die 
durchschnittliche Zeit dann auch - -  

Fritz Güntzler (CDU/CSU): Und kam Ihnen das 
nicht lang vor? Also mir kommt das ziemlich 
lang vor, weil das sind ja keine kompletten Jah-
resabschlussprüfungen, sondern das sind ja dann 
oftmals Stichproben, die gezogen werden, über 
Einzelfälle.  

Zeugin Christine Lambrecht: Na ja, schauen - -  

Fritz Güntzler (CDU/CSU): Hätte das nicht ein 
Anlass zum Nachfragen sein können: „Was 
macht Ihr da eigentlich? Habt Ihr genug Perso-
nal?“? 

Zeugin Christine Lambrecht: Also, erstens mal, 
wenn Sie sich mal anschauen die durchschnittli-
che Verfahrensdauer, die war im Zeitraum 2012 
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bis 2020 laut der DPR acht Monate. Also das er-
scheint mir jetzt nicht überdimensional lange. 
Von daher ist das bei - - Die durchschnittliche, 
die durchschnittliche. Bei einer fehlenden Rech-
nungslegung dann zwölf Monate, weil dann müs-
sen sie nachfragen; das ist dann auch wieder zu 
erklären. Und 40 Prozent der Verfahren wurden 
aber zwischen 2016 und 2019 innerhalb von 
sechs Monaten abgeschlossen. Über was wir hier 
reden mit Wirecard, das ist schon eine besondere 
Verfahrensdauer.  

Aber ich mache es deutlich: Die durchschnittli-
che Zahl, die hat eben auch keinen Anlass dazu 
gegeben, darüber, ja, jetzt zu stolpern oder da ei-
nen Anlass zu sehen.  

Fritz Güntzler (CDU/CSU): Okay. Nehme ich mal 
so hin. - Wir haben in den Unterlagen gesehen, 
dass der schon vorhin erwähnte Staatssekretär 
Herr Dr. Kukies sich an die Staatssekretärin Frau 
Dr. Sudhof gewandt hat mit der Bitte, sich dafür 
einzusetzen - und ich zitiere -, „mögliche Unzu-
länglichkeiten der Rechnungslegung von Wire-
card zeitnah“ aufzuklären. Jetzt habe ich das so 
vernommen: Dazu können Sie ja gar nichts fra-
gen, weil die eigentlich gar nichts sagen dürfen 
bei der DPR und von daher auch kein rechtlicher 
Anspruch davon ausgeht. 

Das BMJV hat aber aufgrund des Schreibens des 
Staatssekretärs Kukies dann Initiative ergriffen, 
ist auf die DPR zugegangen und hat im Rahmen 
eines Telefonates vom 9. Juni 2020 auf Fach-
ebene auch Auskünfte von der DPR zum Stand 
des Verfahrens erhalten. Warum geht denn das in 
dem Einzelfall dann doch? War das jetzt ein 
Rechtsverstoß oder - - 

Zeugin Christine Lambrecht: Na ja, zu dem Zeit-
punkt war das Verfahren öffentlich, das heißt, 
dass hier kann auch kein Verstoß mehr gegen die 
Verschwiegenheitspflicht - - hat stattgefunden. 
Und es ist von unserer Seite auch deutlich ge-
macht worden, dass wir erwarten, dass da mehr 
Zug reinkommt, dass es beschleunigt wird. Aber 
es ist jetzt nicht so, dass es da einen Austausch 
gab über ganz konkrete Maßnahmen, die ergriffen 
wurden, und, und, und. 

Fritz Güntzler (CDU/CSU): Ich finde, da ist ein 
gewisser Widerspruch, dass Sie zunächst sagen: 
„Eigentlich können wir gar nichts machen“, und 
jetzt gibt es einen Fall, und jetzt machen Sie 
doch. Also hätten Sie ja früher auch schon mal 
fragen können, oder? 

Zeugin Christine Lambrecht: Also, wir haben ge-
sagt, was wir erwarten. Ja? Und das können 
wir - - Was wir erwarten, können wir natürlich 
sagen. Die Frage ist ja, ob Sie einen Anspruch da-
rauf haben, dass etwas geschieht, dass Sie eine 
Information bekommen oder nicht. Und das ist 
eben die Rechts- und Fachaufsicht; und die ha-
ben wir nicht.  

Fritz Güntzler (CDU/CSU): Okay. - Ich habe dann 
noch zu einem anderen Thema, der Kündigung, 
noch mal die Frage: Die Kündigung ist ja vom 
29. Juni, wenn ich es richtig erinnere, 2020. War 
die DPR - - Gab es vorher Gespräche mit der 
DPR?  

Zeugin Christine Lambrecht: Von mir nicht, das 
habe ich ja schon beschrieben.  

Fritz Güntzler (CDU/CSU): Also, sie sind kalt er-
wischt worden.  

Zeugin Christine Lambrecht: Wie bitte?  

Fritz Güntzler (CDU/CSU): Die DPR ist also kalt 
erwischt worden sozusagen.  

Zeugin Christine Lambrecht: Die DPR hat die 
Kündigung per Mail und damals - das ist tatsäch-
lich noch so - per Fax zugestellt bekommen am 
29. Juni. Die haben natürlich mitbekommen, dass 
eine Diskussion darüber geführt worden ist. Das 
haben Sie alle auch. Da gab es ja Presseberichter-
stattungen auch: Wie geht es denn weiter? Und 
welche Überlegungen sind?  

Und von daher war man, glaube ich, vorgewarnt. 
Aber ich habe mit niemandem von der DPR im 
Vorfeld dazu Kontakt aufgenommen.  

Fritz Güntzler (CDU/CSU): Das ist auch meine 
Vermutung, dass die DPR vorbereitet war, denn 
sie haben ja mit Schreiben vom 28. Juni sich an 
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Sie persönlich und auch an Herrn Bundesminis-
ter Scholz gewandt mit dem Hinweis, dass man 
die Kündigungsfrist ja verkürzen könnte.  

Also, Sie haben ja vorhin dargestellt, dass zum 
30.06. gekündigt werden musste, um die Hand-
lungsoptionen zu haben, damit man zum 
31.12.21 aus dem Vertrag herauskommt. Jetzt hat 
der andere Vertragspartner - so habe ich das 
Schreiben jedenfalls verstanden - angeboten, dass 
man sozusagen diese Kündigungsfrist verschiebt 
auf den 31. Dezember 21. Also wäre doch aus 
dem Grunde die Kündigung gar nicht mehr not-
wendig gewesen.  

Zeugin Christine Lambrecht: Na ja, gut. Aber die 
Frage ist ja: Was wäre die Konsequenz daraus ge-
wesen? Es hätte eben weiterhin diese vertragliche 
Verbindung, diese vertragliche Bindung gegeben. 
Und das, was wir uns an Handlungsspielraum 
damit erarbeitet haben, war ja auch, zu sagen - 
ich habe ja deutlich gemacht, das war ja nicht 
von Anfang an klar -: Wie geht es denn weiter in 
der Zusammenarbeit? Aber wir haben uns die 
Handlungsmöglichkeit eröffnet, eben auch keine 
Verlängerung zu haben.  

Fritz Güntzler (CDU/CSU): Ja, die hätten Sie aber 
doch auch gehabt, wenn der Vertragspartner zu-
gestimmt hätte, dass Sie bis zum 31.12.2020 kün-
digen können. Also, was hätten Sie sich vertan? 
Also, das Problem ist ja - auch da hat der Kollege 
Zimmermann schon drauf hingewiesen - mal 
diese beiden Fragen: Ist es ein Schnellschuss? 
Oder ist es ein konsequentes Handeln? So. 

Und das versuchen wir hier ja auch zu erarbei-
ten, hatten wir ja auch schon, ich glaube, im Rah-
men des Finanzausschusses mal besprochen. 
Und mir kommt es eben halt so vor, dass es hier 
ein ziemlicher Schnellschuss war und auch ein 
Bauernopfer zu einer gewissen Zeit gesucht 
wurde; denn man hätte, jedenfalls um die Hand-
lungsoptionen - ich glaube, da sind wir uns ja ei-
nig - aufrechtzuerhalten, nicht kündigen müssen, 
wenn dieses Schreiben so vorliegt.  

Zeugin Christine Lambrecht: Die Entscheidung 
war aber, zu sagen: Wir kündigen jetzt, - 

Fritz Güntzler (CDU/CSU): Ja, das akzeptiere ich 
ja.  

Zeugin Christine Lambrecht: - wir haben jetzt die 
Möglichkeit. - Und, wie gesagt, es ging da auch 
nicht um ein Bauernopfer, weil ich habe auch in 
dieser ganzen Berichterstattung - - Da werden Sie 
auch von meiner Seite und auch von Herrn 
Scholz nichts dazu finden. Wir haben keine 
Schuldzuweisung in Richtung DPR abgesetzt, 
sondern wir haben gesagt: Jetzt ist der Moment. 
Und da nutzen wir diese Möglichkeit und lassen 
uns jetzt auch nicht mehr auf Verhandlungen 
noch ein und Verlängerungen, sondern wir ent-
scheiden das jetzt. Und dann schauen wir, wie 
die Zusammenarbeit - -  

Denn es ist ja nicht von heute auf morgen, son-
dern es gilt ja bis Ende 21. Es war ja nicht so, 
dass ich im Juni gekündigt habe und im Septem-
ber war dann Schluss mit der Zusammenarbeit, 
sondern es war ja klar, dass die Zusammenarbeit 
bis 21 weitergeht. Und von daher haben wir uns 
dann eben auch den Spielraum erarbeitet, zu ent-
scheiden.  

Fritz Güntzler (CDU/CSU): Aber Sie hätten auch 
zum 31.12. erst kündigen können nach dem 
Schreiben.  

Zeugin Christine Lambrecht: Ich habe mich so 
entschieden.  

Fritz Güntzler (CDU/CSU): Ja, das werfe ich 
Ihnen ja gar nicht vor. Ich will nur wissen, weil 
ich vorhin es so vernommen habe, dass Sie gar 
keine Alternative hatten, als wenn - - zum 30.06. 
zu kündigen. Man hätte auch später kündigen 
können, um Ende des Jahres 21 aus dem Vertrag 
ohne Vertragsstrafen, Schadensersatz, was Herr 
Toncar angesprochen hat, rauszukommen.  

Zeugin Christine Lambrecht: Ich muss ehrlich sa-
gen, wir hätten dann erst mal genau prüfen - - 
Das wäre ja dann die Konsequenz gewesen: wirk-
lich zu prüfen, ob so eine Verkürzung dieser Ver-
tragslaufzeit - - welche Voraussetzungen dazu 
hätten erfüllt sein müssen und ob das so einfach 
möglich gewesen wäre, ob Herr Ernst das so auf 
Zuruf machen kann und wir auch auf Zuruf. Und 
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um da Rechtssicherheit zu haben, haben wir die 
Möglichkeit genutzt.  

Fritz Güntzler (CDU/CSU): Okay. - Ist denn bei 
Ihnen im Hause auch über eine außerordentliche 
Kündigung nachgedacht worden?  

Zeugin Christine Lambrecht: Darüber ist geredet 
worden. Aber es war relativ klar, dass man diese 
Option - - dass wir zumindest die Einschätzung 
hatten, diese Option ist nicht gegeben -  

Fritz Güntzler (CDU/CSU): Okay.  

Zeugin Christine Lambrecht: - zu dem damaligen 
Zeitpunkt.  

Fritz Güntzler (CDU/CSU): Noch mal zurück zu 
dem Enforcement: Sie haben ja auch sehr deut-
lich gemacht, dass Sie, jedenfalls zum jetzigen 
Zeitpunkt, eine Befürworterin eines einstufigen 
Verfahrens sind. Wir diskutieren derzeit noch ei-
nen Gesetzentwurf, da ist noch ein zweistufiges 
Verfahren vorgesehen. Also, wir sind am Disku-
tieren, das abzuschaffen. Die Frage ist: Warum 
hat die Bundesregierung uns dann noch so ein 
zweistufiges Verfahren vorgelegt, wenn Sie ei-
gentlich für ein einstufiges sind, wenn ich Sie 
richtig heute verstanden habe?  

Zeugin Christine Lambrecht: Also, bei der Vor-
stellung des Entwurfs, wenn Sie da noch mal 
nachlesen oder nachschauen, haben Olaf Scholz 
und ich ganz klar gesagt, dass wir wollen, dass in 
Zukunft die BaFin durchgreifen kann. Das ist das 
A und O, denn das ist ja auch die Kritik gewesen: 
Hätten die das können? Haben die das nicht - - 
Warum konnten die das nicht? - Und dass das 
klar ist, deswegen war für uns ganz klar, dass in 
bestimmten Fällen die BaFin zuständig sein muss 
mit allen sich daraus ergebenden Konsequenzen, 
hoheitlich tätig werden zu können.  

Ob man dann für Stichprobenprüfungen noch 
mal diese zweite, diese andere - - dieses andere 
Konstrukt und wie es dann auch ausgestaltet ist, 
das haben wir offen - - Beziehungsweise das war 
zumindest zum damaligen Zeitpunkt noch die 
Idee, ob man nicht für diese Stichprobenprüfung, 
wo ja auch - wie gesagt, keine Schuldzuweisung, 

keine Kritik - gute Arbeit bei den Stichproben ge-
leistet wurde, dass man es dabei vielleicht be-
lässt. Das war damals der Gedankengang.  

Fritz Güntzler (CDU/CSU): Aber Sie würden 
jetzt - - Ach nee, das ist ja außerhalb des Untersu-
chungszeitraums. - Herr Hauer will noch fortset-
zen.  

Matthias Hauer (CDU/CSU): Ja, ich würde gerne 
da einsteigen, wo der Kollege Güntzler gerade 
schon angefangen hat, und zwar diese Frage: Es 
gab diesen Anerkennungsvertrag. Und dann habe 
ich Sie verstanden, Sie haben alle Aufgaben 
wahrgenommen, die Sie haben. Und jetzt über 
diesen gesetzlichen Auftrag, da so einen Aner-
kennungsvertrag zu schließen, hinaus sind Sie 
nicht da aktiver geworden. Kann ich das so zu-
sammenfassen? Oder sonst können Sie es gern 
noch mal etwas klarstellen.  

Zeugin Christine Lambrecht: Wir haben unsere 
gesetzlichen Aufgaben als BMJV erfüllt.  

Matthias Hauer (CDU/CSU): Ja. - Und da frage 
ich mich dann eben: Da bin ich dann bei der 
Schlussfolgerung vom Kollegen Güntzler, dass 
man sagt, dass man so einen Anerkennungsver-
trag seitens des BMJV schließt und dann die Au-
gen zumacht ab da. Und da frage ich: Wieso ha-
ben Sie nicht, und damit - - Das richtet sich an 
Herrn Maas und Frau Barley genauso. Aber wir 
haben ja Sie hier, insofern frage ich jetzt Sie; für 
Ihren Zeitraum kann ich das ja genauso fragen: 
Wieso hat man diesen Anerkennungsvertrag sei-
tens des BMJV nicht mit Leben gefüllt?  

Zeugin Christine Lambrecht: Ich teile Ihre Ein-
schätzung auch nicht, dass man die Augen ver-
schlossen hat, sondern wir haben unsere gesetzli-
chen Aufgaben erfüllt. Und dazu gehört bei-
spielsweise, dass wir die Wahl von Prüfern, von 
Mitgliedern der Prüfstelle, genehmigen mussten, 
die Genehmigung des jährlichen Wirtschafts-
plans, aus dem sich ja auch ergibt: „Ist die Prüf-
stelle handlungsfähig? Und was ist an Bedarf 
da?“, die Zustimmung und Entlastung des Vor-
stands der DPR. Alles das sind Aufgaben, die wir 
haben und die wir alle, alle gesetzlichen Aufga-
ben, auch erfüllt haben.  
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Deswegen: Wir haben keineswegs die Augen ver-
schlossen, um Himmels willen, und haben ge-
sagt: Nach dem Anerkennungsvertrag geschieht 
nichts mehr. - Nein. Nach dem Anerkennungs-
vertrag ist dann das, was eben sich aus dem Ge-
setz ergibt als Aufgabe des BMJV, auch immer 
wahrgenommen worden.  

Matthias Hauer (CDU/CSU): Hätten Sie denn die 
Möglichkeit gehabt, für einzelne Sachfragen Ab-
sprachen zu treffen auch mit der DPR?  

Zeugin Christine Lambrecht: Sachfragen, die im 
Widerspruch zum Gesetzes- - zum Auftrag sind, 
nicht, nein. Aber man hat natürlich, wie gesagt, 
Absprachen dahin gehend auch getroffen, dass 
gesagt wurde: Wenn jetzt eine Verfahrensord-
nung vorliegt, die eine Beschränkung für diesen 
Fall vorsieht, dann erwarten wir, dass das auch 
für die Zukunft für Herrn Ernst gilt. Und deswe-
gen, sagen wir jetzt schon, werden wir die Ge-
nehmigung der Verlängerung nur unter dieser 
Voraussetzung machen. Und das war beispiels-
weise so eine Vereinbarung dann.  

Matthias Hauer (CDU/CSU): Gibt es denn Ab-
sprachen oder Vereinbarungen, die schriftlich ge-
troffen wurden, außer dieser Vereinbarung nach 
§ 3 Anerkennungsvertrag? 

Zeugin Christine Lambrecht: Es gab, glaube ich, 
einmal die Vereinbarung, dass die DPR auch prä-
ventiv schon, also auf präventive Anfragen, tätig 
werden kann, dass, wenn Unternehmen sagen: 
„Wir wissen hier nicht genau, ob das in Ordnung 
ist. Wie schätzt ihr das ein?“, so etwas möglich 
sein soll.  

Matthias Hauer (CDU/CSU): Ich frage noch mal 
konkret, weil es sich ja aus dem Anerkennungs-
vertrag ergibt, dass Sie Handlungsmöglichkeiten 
gehabt hätten, die aus meiner Sicht nicht ausge-
schöpft wurden. Sie haben einmal nach § 3 die 
Möglichkeit, Vereinbarungen zu schließen. Das 
Einzige, was darauf geschlossen wurde, ist eine 
Absichtserklärung, also noch nicht mal eine Ver-
einbarung oder ein Vertrag, sondern nur eine Ab-
sichtserklärung, auch inhaltlich maximal dünn 
gehalten.  

Und § 4 des Anerkennungsvertrages sieht Son-
dervereinbarungen vor. Und auch da liegt zumin-
dest nichts Schriftliches vor. Also da, nach § 4 
des Anerkennungsvertrags, haben Sie die Mög-
lichkeit - ich zitiere -:  

Unbeschadet der Gültigkeit dieses 
Vertrages können für einzelne 
Sachfragen besondere Absprachen 
oder Vereinbarungen zwischen 
dem BMJ und der DPR getroffen 
werden.  

So. Das heißt, Sie hätten schon über diesen Aner-
kennungsvertrag hinaus tätig werden können sei-
tens des BMJV, und Sie hätten zu Sachfragen 
auch Vereinbarungen schließen können. Aber das 
ist ja nicht passiert. Also, Sie hätten ja auch Ein-
fluss nehmen können auf organisatorische und 
inhaltliche Fragen der Zusammenarbeit. Das ha-
ben Sie ja auch nicht gemacht. 

Zeugin Christine Lambrecht: Ich hätte aber nicht 
den Geist des Gesetzes mit so einer Vereinbarung 
aushebeln können.  

Matthias Hauer (CDU/CSU): Das will ich ja gar 
nicht.  

Zeugin Christine Lambrecht: Und deswegen habe 
ich ja schon gesagt: Es gab keine Sondervereinba-
rung nach § 4; die gab es nicht. Es gab zum Bei-
spiel diese Absprache, wie ich sie eben beschrie-
ben habe, dass die DPR unter bestimmten Vo-
raussetzungen also auch diese fallbezogenen Vor-
anfragen - - also präventiv tätig werden kann, 
also wenn es keine Stichprobenprüfung ist; aber 
wenn hier von einem Unternehmen heraus die 
Anfrage gestellt wird, dann hätte man unverbind-
lich tätig werden können.  

Aber nein, es gab keine Sondervereinbarung. Die 
wurden auch über die ganze Zeit offenbar nicht 
für erforderlich gehalten. Ich sage es noch mal: 
Sie hätten auf keinen Fall dergestalt sein können, 
dass sie den Geist des Gesetzes, auch wenn man 
den infrage stellt, aber dass sie das aushebeln 
hätten können.  

Matthias Hauer (CDU/CSU): Es fordert doch 
auch niemand, dass Sie vertragliche Regelungen 
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treffen, die dem Geist des Gesetzes widerspre-
chen. So. Aber dass man die Zusammenarbeit der 
DPR und der BaFin, ich sage mal, optimieren 
muss, das ist doch ganz offensichtlich geworden 
auch durch diesen Wirecard-Fall. Und dass es 
vorher da schon geknirscht hat zwischen diesen 
beiden Institutionen, das haben wir ja auch 
durch diesen Untersuchungsausschuss herausge-
funden.  

Und da hätte ich erwartet, dass es dazu Vereinba-
rungen gibt, um diese Kompetenzprobleme, die 
es da untereinander gibt, zu reduzieren oder 
möglichst komplett zu vermeiden. Und da hätte 
ich, ehrlich gesagt, auch mal erwartet, dass Sie da 
mal zum Telefonhörer greifen und vielleicht 
auch mal mit einem DPR-Präsidenten Ernst das 
vielleicht mal bilateral klären. Das wäre viel-
leicht ein erster guter Schritt gewesen.  

Zeugin Christine Lambrecht: Das Gesetz gibt ab-
schließend darüber Auskunft, was Aufgabe ist, 
wie das zweistufige Verfahren ausgestaltet ist. 
Von daher hat es gar keinen Klärungsbedarf dar-
über gegeben. Das war dann immer - -  

Matthias Hauer (CDU/CSU): Sie haben Ihre Mög-
lichkeiten aus dem Anerkennungsvertrag nicht 
genutzt. Sie haben doch diese Vereinbarung nicht 
geschlossen.  

Zeugin Christine Lambrecht: Weil keine Verein-
barungen erforderlich waren.  

Matthias Hauer (CDU/CSU): Das haben Sie aber 
am Anfang anders gesagt. Da haben Sie mir zuge-
stimmt, dass es auch sehr dünne Regelungen 
sind, die hier drinstehen.  

Zeugin Christine Lambrecht: Habe ich also ganz 
bestimmt nicht.  

Matthias Hauer (CDU/CSU): Jetzt ist leider die 
Zeit, wo es gerade so spannend ist, abgelaufen. 
Aber wir kommen ja noch mal zusammen.  

Vorsitzender Kay Gottschalk: Mhm. - Aber ich 
setze da mal auf, weil mir kommt das, so diese 
Dialogbereitschaft, auch etwas merkwürdig vor. 
Kann das vielleicht sein, dass Sie, ich nenne es 

mal, ein Kompetenzwirrwarr, Kompetenzgeran-
gel oder -krieg zwischen BMF und BMJV verhin-
dern wollten? Weil ich komme da deshalb drauf: 
Am 11. Mai schrieb Felix Hufeld Jörg Kukies in 
Reaktion auf den Zusatz zum KPMG-Bericht über 
die Sonderberichterstattung bei Wirecard fol-
gende Zeilen - ich zitiere wörtlich -:  

Im Kern geht es um 

- Streitigkeiten und - 

streitige Fragen der Rechnungsle-
gung, die tief ins Unterholz von 
rechtlichen und tatsächlichen 
Feststellungen im Bereich Rech-
nungslegung gehen. Das kann von 
uns selbst 

- aber - 

nicht aufgeklärt werden, wir ha-
ben … bereits im Februar 2019 
erstmalig die DPR aufgefordert, 
initiativ zu werden, anbei als klei-
nes Schlaglicht eine kurze Chro-
nologie und Einschätzung der 
Lage dort, deren Bewertung ich 
mich hier enthalten möchte. Da 
die DPR dem Geschäftsbereich des 
BMJV zugeordnet ist und privat-
rechtlich strukturiert ist, müssen 
wir hier offensichtlich zu härteren 
Mitteln greifen, um den gebotenen 
Fortschritt zu erreichen. Das wird 
ohne Rückendeckung von Euch 

- Klammer auf: dem BMF -  

nicht funktionieren, Reaktionen 
des BMJV … 

Und das finde ich jetzt mal diskussionswürdig, 
und das passt so ein bisschen in das; deswegen 
setze ich da auf, was Herr Hauer sagt: 

Reaktionen des BMJV 

- immer noch wörtlich zitiere ich hier - 

aus früheren Fällen, in denen wir 
(angeblich) die Autarkie der DPR 
angetastet haben, sprechen für 
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eine hohe Sensibilität in diesem 
Thema.  

MAT A BMF-5.21, Blatt 474 ist das. - Was wuss-
ten Sie denn hier von dem von Herrn Hufeld an-
gesprochenen Konfliktterrain zwischen BaFin 
und Ihrem Ressort in puncto DPR zum damaligen 
Zeitpunkt, also 11. Mai 2020? 

Zeugin Christine Lambrecht: Mir ist weder das 
Schreiben bekannt, das Herr Hufeld da - 

Vorsitzender Kay Gottschalk: Ups. Okay. 

Zeugin Christine Lambrecht: - zur Kenntnis gege-
ben hat. Ich kenne das nicht. Und mir ist - - Ich 
habe auch keine Kenntnis über den zugrunde lie-
genden Sachverhalt.  

Was ich allerdings weiß, ist - deswegen hat sich 
ja dann auch unser Haus an die DPR gewandt -, 
dass diese Verlangensprüfung, die BMF 20- - 
doch, 2019 ja beantragt hat, dass die sehr, sehr 
lange gedauert hat, eben nicht in diesem Zeit-
raum, so wie ich es ja beschrieben habe, und dass 
das eben auch ein Punkt war, wo man offensicht-
lich nachgehakt hat - das ist mir auch von der 
Fachebene so widergespiegelt worden -, aber wo 
auch deutlich wurde, was - -  

Es wurde nachgefragt, das habe ich ja beschrie-
ben, ne? Wir haben ja auch gesagt: Das müsste 
aber jetzt vielleicht doch ein bisschen beschleu-
nigt, deutlich beschleunigt gehandhabt werden. 
Aber die ganzen Informationen, die dann tatsäch-
lich auch für eine weitere Entwicklung gesorgt 
haben, die kamen ja durch den Bericht von 
KPMG im Auftrag des Aufsichtsrats von Wire-
card. 

Vorsitzender Kay Gottschalk: Mhm. - Ich würde 
da aber noch einhaken. Und jetzt schließe ich die 
Schleife zu Matthias Hauer, weil am 11. Mai 
2020 schrieb Felix Hufeld diese Zeilen an Jörg 
Kukies, und Jörg Kukies hat dann tatsächlich rea-
giert. Am 28.05.2020 schrieb Jörg Kukies an Ihre 
Staatssekretärin Frau Sudhof mit der Bitte, sich 
dafür einzusetzen, „dass mögliche Unzulänglich-
keiten der Rechnungslegung“ der Wirecard AG 
durch die DPR „zeitnah aufgeklärt werden. “ Das 

ist wiederum zu finden auf MAT A BMF-25.28, 
Blatt 32.  

Und soweit schließt sich hier lupenrein die 
Schleife zu dem, was Matthias Hauer eben gesagt 
hat. Sind Sie denn über dieses Schreiben und 
den Ausdruck „zeitnah“ informiert worden von 
Ihrer Staatssekretärin? 

Zeugin Christine Lambrecht: Also, ich muss 
mich da wiederholen - ich habe dazu schon Stel-
lung genommen -, denn wir haben dann ja un-
sere - -  

Vorsitzender Kay Gottschalk: War das denn auf-
grund dieser Reaktion und dieses Schreibens?  

Zeugin Christine Lambrecht: Es gab einen Aus-
tausch, in diesem Zeitraum gab es einen Aus-
tausch auf der Fachebene, auf Staatssekretärs-
ebene. Und dann später auch auf Ministerebene 
gab es natürlich zu diesen - - als diese ganzen Be-
richte bekannt wurden, gab es einen Austausch. 
Und dann - ich habe es ja schon beschrieben - 
gab es von uns die Erwartung an DPR, dass es 
entsprechend beschleunigt oder dass es zeitnah 
auch bearbeitet wird. Also, von daher: Da muss 
ich mich wiederholen. Das habe ich vorhin schon 
gesagt.  

Vorsitzender Kay Gottschalk: Okay. - Haben Sie 
denn schon im Jahr 2019 - - Wir hatten das ja im 
Kontext noch mal gefragt - - Sie hatten ja auch ge-
sagt, Sie sind etwas später dann - - Sie sind 2019 
nun auch jetzt - - haben Sie das Ministerium 
übernommen. Und davor war auch wirklich 
nichts Ihnen bekannt, dass man hinsichtlich DPR 
wirklich mal - ich nenne es mal etwas salopp - 
die Zügel - wie sagt man? - anziehen müsste?  

Zeugin Christine Lambrecht: Nein.  

Vorsitzender Kay Gottschalk: Nein.  

Zeugin Christine Lambrecht: Das war mir nicht 
bekannt.  

Vorsitzender Kay Gottschalk: Mhm. - Frau Sud-
hof hat Herrn Kukies dann geantwortet, dass es 
hilfreich gewesen wäre, wenn sich das BMF in 
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Sachen Wirecard und Prüfdauer der DPR schon 
früher an das BMJV gewandt hätte. Waren Sie da 
überrascht entsprechend, warum dem BMF diese 
Angelegenheit dann so plötzlich eilig geworden 
ist?  

Und anscheinend aufgrund der Mail von Frau 
Sudhof scheint ja das BMF etwas länger in der 
Sache stillgehalten zu haben, was sehr stark für 
die Interpretation von Frau Dr. Lausch, was ich 
eingangs in meinem anderen Slot zitierte, 
spricht, dass das BMF sich aufgrund der BaFin-
Interventionen, dass das DPR-Verfahren doch et-
was sperrig, etwas langsam - - Akten werden 
nicht herausgegeben; da beruft man sich auf Da-
tenschutz jetzt hier wieder. Das spricht ja sehr 
stark für die These.  

Haben Sie da eine Wahrnehmung oder vielleicht 
auch eine Vermutung, warum das BMF so lange 
dann - Frau Sudhof hat es ja geschrieben - oder 
so spät sich erst an das BMJV gewendet hat? 
Denn dann scheint ja das BMJV eher - das ist 
auch so die Erscheinung, die ich gerade habe - 
das schnelle Ministerium gewesen zu sein, wäh-
rend das BMF, ja, sehr honorig agierte.  

Zeugin Christine Lambrecht: Ich glaube, diese 
Antwort ist damit zu begründen, dass die DPR 
gegenüber der BaFin Auskunft geben muss, ge-
genüber uns aber nicht. Und wenn wir natürlich 
dann viel früher erfahren hätten, dann hätten wir 
früher nachhaken können. Und das ist damit zu 
begründen.  

Aber nicht, dass es Gerangel gegeben hätte oder 
Unzufriedenheit, sondern - - Ich weiß auch jetzt 
nicht, wann das BMF ganz konkret dann gesagt 
hat: Jetzt schreiben wir mal das BMJV an. - Aber 
früher ist in dem Zusammenhang im Nachhinein 
immer besser.  

Vorsitzender Kay Gottschalk: Ich sehe das aber 
wie Sie, Frau Lambrecht, bin ich völlig Ihrer Mei-
nung. Und das entspricht so ein bisschen dem, 
was für mich eine Feststellung aus dem Untersu-
chungsausschuss generell ist - wir haben das glei-
che Problem mit der APAS gehabt -: Ich glaube, 
mehr Transparenz und die Zuordnung, auch 
wenn das dann vielleicht manchmal wehtut, der 

Ministerien, dass sachdienliche Dinge und Dinge, 
die sinnhaft zusammengehören, dann auch unter 
einem Ministerium zusammengefasst sind - -  

Und ich glaube, genau das ist das, was ich eigent-
lich auch vermutet habe, was Sie jetzt gesagt ha-
ben: Es wäre wahrscheinlich, egal wie es recht-
lich dann hätte sein müssen, besser gewesen, die 
DPR wäre unter dem Finanzministerium aufge-
hängt gewesen, wie ich auch heute noch der 
Überzeugung bin: Auch das war ein Fehler - weil 
das hat gestern Herr Altmaier beschrieben -, die 
APAS wie eine heiße Kartoffel hin und her zu 
werfen, weil die wollte auch keiner, dieses Kon-
strukt, weil man ist irgendwie rechtlich die Fach-
aufsicht, hat aber keine richtigen Durchgriffs-
rechte.  

Insoweit: Immer wenn, nennen wir es mal, so ein 
Annex in einer Behörde suboptimal operiert, 
dann fällt das dummerweise natürlich dem Wirt-
schaftsministerium oder hier ein bisschen dem 
BMJV und auch ein bisschen dem BMF auf die 
Füße. Aber sinnhaft wäre doch dann wirklich ge-
wesen, wenn quasi die BaFin das BMF als Mit-
telsmann einsetzen muss, um die Unzulänglich-
keiten der DPR, wo sie hakt und wo sie torft und 
wo sie auch durchaus sich Zeit lässt, quasi über 
diesen Umweg erst an Sie adressieren muss.  

Denn nochmals - das finde ich auch mal positiv -: 
Wir meckern hier ja auch viel über die Ministe-
rien, aber Sie haben da aus meiner Sicht - das 
sage ich auch ganz offen - entschlossen gehan-
delt. Und Sie hätten noch schneller handeln kön-
nen, hätte das BMF Ihnen nur viel, viel früher 
Bescheid gesagt: Mensch, die DPR, die braucht 
hier aber ziemlich ein Jahr, und da kommt nichts 
zustande.  

Und das ist eine Feststellung, die vielleicht für 
die Öffentlichkeit wichtig ist, in Zukunft mal zu 
begleiten: Wie werden solche Geschäftsbe-
reichsbehörden, aber auch deren Annex, die un-
abhängig operieren sollen, eigentlich völlig in-
transparent - - Und für Sie muss es intransparent 
gewesen sein, wenn das der Entscheidungsweg 
war. - Nun ist meine Zeit leider auch rum. Ärger-
lich.  
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Zeugin Christine Lambrecht: Und deswegen ist 
es umso besser, dass wir jetzt im laufenden Ge-
setzgebungsverfahren eine klare Zuständigkeit 
eben auch haben werden, dass auch von diesem 
Konstrukt, erst mal eine private Prüfstelle dem 
vorzuschalten, dann auch zumindest für solche 
gelagerten Fälle aber insgesamt auch abweichen, 
und dass klar ist, dass dann eben auch mit ho-
heitlichen Mitteln durchgegriffen werden kann. 
Aber zum damaligen Zeitpunkt war das - 

Vorsitzender Kay Gottschalk: ... nicht möglich.  

Zeugin Christine Lambrecht: - das Konstrukt, das 
auf dem gültigen Gesetz beruht.  

Vorsitzender Kay Gottschalk: Gut. - Dann: Wer 
möchte von der SPD? - Frau Kiziltepe.  

Cansel Kiziltepe (SPD): Vielen Dank, Herr Vorsit-
zender. - Frau Ministerin, liebe Kolleginnen und 
Kollegen, ich verstehe eigentlich die ganze Dis-
kussion hier seit einigen Stunden schon gar 
nicht, ob es jetzt ein Schnellschuss wäre oder ein 
konsequentes Handeln, auch die Frage von Herrn 
Toncar, warum der Vertrag nicht einfach so be-
lassen wird und man als Gesetzgeber oder als 
Exekutive sich darum kümmert, dass die BaFin 
hier Biss kriegt über ein einstufiges Verfahren. 
Ich weiß gar nicht, wohin Ihre Frage  

(Dr. Florian Toncar (FDP): 
Haben Sie den Regierungs-

vertrag mal gelesen?) 

abzielt, Herr Toncar. Also, hätte der Vertrag ein-
fach weiterlaufen sollen -  

Vorsitzender Kay Gottschalk: Keine bilateralen 
Gespräche, Herr Toncar.  

Cansel Kiziltepe (SPD): - mit den Ansprüchen 
aus den Verträgen und mit den Kosten, die sich 
daraus für den Staat ergeben? Also: Nein, sorry. 
Diesen Rotary Club wollte ich nicht noch länger 
finanzieren. Und ich finde, die Aufarbeitung hier 
in diesem Ausschuss hat auch gezeigt, im Nach-
hinein bestätigt, dass es eben kein Schnellschuss 
war, sondern konsequentes Handeln.  

Frau Ministerin, der Wirecard-Skandal hat ja al-
les zu Recht auch aus der Bahn geworfen, und 
wir sind - -  

(Lisa Paus (BÜNDNIS 
90/DIE GRÜNEN): Ist Fran-
ziska Giffey nicht Mitglied 

des Rotary Clubs?) 

- Wie bitte?  

(Zurufe der Abg. Lisa Paus 
(BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-

NEN) und Dr. Florian Ton-
car (FDP)) 

Vorsitzender Kay Gottschalk: Liebe Kollegen, 
liebe Kollegen, bitte.  

(Glocke des Vorsitzenden) 

Cansel Kiziltepe (SPD): Das kann ich nicht beant-
worten! 

Vorsitzender Kay Gottschalk: Bitte, keine bilate-
ral- - Nochmals - bitte Zeit kurz stoppen; es ist ei-
gentlich die Zeit von Frau Kiziltepe -: Dialoge 
können durchaus draußen geführt werden. Sie 
können gleich, insbesondere Dr. Toncar, sehr 
zeitnah sozusagen parieren. Frau Paus geduldet 
sich da noch einen Moment. - Und Frau Kizil-
tepe, Sie fahren jetzt bitte fort.  

Cansel Kiziltepe (SPD): Genau. Ich dachte auch, 
das wäre jetzt meine Runde. Jeder kommt noch 
mal dran. - Wir haben ja auch den Wambach-Be-
richt seit letztem Freitag vorliegen, Frau Ministe-
rin. Hier hat die Wirtschaftsprüfungskanzlei Rödl 
& Partner noch mal die Prüfungspraxis von EY 
durchleuchtet. Und leider sieht es so aus, dass 
unsere Befürchtungen hier sich bestätigen. Es ist 
ein vernichtendes Urteil, sage ich mal so. Und 
das erwähne ich jetzt auch, weil wir im Rahmen 
des FISG, Finanzmarktintegritätsstärkungsgeset-
zes - wir sind ja mitten in den Verhandlungen - - 
das auch noch mal betrifft und wir auch natür-
lich die Erkenntnisse, die wir haben, mit in die 
Gesetzgebung einfließen lassen wollen.  
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Ich möchte zurückkommen auf ein Papier aus 
dem Untersuchungszeitraum - das haben wir ges-
tern noch mal festgestellt - der APAS, das APAS-
Thesenpapier. Das ist vom Juli 2020. Ist Ihnen 
dieses Papier bekannt?  

(Die Zeugin schüttelt den 
Kopf) 

Die APAS ist ja die Abschlussprüferaufsichts-
stelle und unterliegt dem Wirtschaftsministe-
rium. Und die APAS hat aufgrund des größten 
Bilanzbetruges eben Vorschläge erarbeitet, was in 
Zukunft anders sein muss, sowohl in der Wirt-
schaftsprüferordnung, aber auch in anderen Be-
reichen, zum Beispiel die Haftungsbeschränkung, 
die ja bei uns gilt.  

Die APAS fordert in ihrem Thesenpapier, dass 
die Behörden untereinander stärker zusammenar-
beiten müssen. Wir haben ja gestern hier gese-
hen, dass sogar der oberste Dienstherr keinerlei 
Informationen oder Eingriffsrechte auch sogar bei 
Compliance-Geschichten hat. Die APAS schlägt 
vor, sofern ein Aufsichtsverfahren gegenüber Un-
ternehmen mit einem öffentlichen Interesse ge-
führt wird, dass Namen, Ross und Reiter, be-
nannt werden. Die APAS schlägt mehr Transpa-
renz vor und äußert sich eben auch zu der Haf-
tungsbeschränkung, die wir haben in Deutsch-
land, die ja leider im internationalen Vergleich 
etwas zu kurz greift. Und hier geht es ja auch, in 
diesem Fall, um eine Haftung und um die Wirt-
schaftsprüfung.  

Wie finden Sie diese Vorschläge im Gesetzent-
wurf? Im Aktionsplan bereits hatten wir diese 
Vorschläge auch angesprochen. Im Aktionsplan 
ist von einer stärkeren Haftung, unbeschränkten 
Haftung die Rede. Leider ist der Teil, der die 
APAS betrifft, bis zum Gesetzentwurf ver-
schwunden in der Ressortabstimmung, merkwür-
digerweise. Aber die Haftung war noch dringe-
blieben. Wie sehen Sie diese Punkte, die auch die 
APAS fordert?  

Zeugin Christine Lambrecht: Also, wir haben ja 
sehr schnell aufgezeigt, dass wir zum einen die-
sen Skandal, der ja öffentlich auch diskutiert 
wird, aufarbeiten müssen - das geschieht über 

den Untersuchungsauftrag, Untersuchungsaus-
schuss -, dass sich darüber hinaus aber politisch 
auch Handlungsbedarf ergibt. Und deswegen ha-
ben wir dann ja auch einen entsprechenden Ent-
wurf erarbeitet und dann als Regierung auch be-
schlossen.  

Und da, glaube ich, ist ganz wichtig, dass diese 
Rotation, dass diese lange Zeit, in der ich eben 
prüfen kann als Wirtschaftsprüfer - - dass ich 
diese Frist verkürze, dass das deutlich verkürzt 
wird; das ist ja einer der Vorschläge. Ich glaube, 
das ist so mit eine der ganz, ganz wichtigen Ent-
scheidungen, zu sagen: mehr Unabhängigkeit, 
und nicht dadurch, dass man so lange immer 
prüft, vielleicht auch betriebsblind zu werden. 
Will ich niemandem unterstellen; aber bei diesen 
langen Fristen finde ich das richtig.  

Diese Trennung zwischen Steuerberatung und 
Prüfung, dass das auch gegeben ist, ein wichtiger 
Vorschlag, und eben auch in Bezug auf die Haf-
tung - wir haben sie ja noch drin; also es ist ja 
auch ein gewichtiger Punkt -, dass eben auch je-
dem bewusst wird, welche Konsequenzen sich 
ergeben. Ich glaube, das muss auch ein ganz kla-
res Zeichen sein. Und deswegen teile ich Ein-
schätzungen in diese Richtung absolut. Und des-
wegen haben wir sie dann auch in dieses Eck-
punktepapier und dann auch später im Gesetz, in 
den Regierungsentwurf, aufgenommen.  

Ja, und jetzt bin ich gespannt, ob wir dann auch 
den Worten Taten folgen lassen. Denn was ich ja 
hier höre, ist, dass so, wie es ist, es nicht bleiben 
kann - das ist auch völlig richtig -, dass wir klare 
Zuständigkeiten brauchen, dass wir hoheitliche 
Befugnisse haben müssen und eben auch klare 
Regeln dafür, wie wir diese Prüfverfahren uns 
vorstellen. Und ich finde, mit dem Gesetz, so wie 
es momentan diskutiert wird, haben wir eine 
gute Grundlage. Und ich bin gespannt, welche 
Ergebnisse in den Berichterstattergesprächen 
dazu gefunden werden.  

Cansel Kiziltepe (SPD): Vielen Dank.  

Vorsitzender Kay Gottschalk: Dann Zeit für 
Dr. Toncar, zu parieren. Bitte schön.  
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Dr. Florian Toncar (FDP): Vielen Dank. - Frau 
Kollegin Kiziltepe, normalerweise nutze ich 
meine Fragezeit nicht, um hier Dinge klarzustel-
len oder klarzurücken. Aber da Sie ja Ihre Frage-
zeit dazu auch genutzt haben, nur die kurze Be-
merkung: Meine Frage nach dem Inhalt des Ver-
trages war nicht, wie Sie insinuiert haben, die 
Forderung, dass man der DPR länger Geld gibt als 
nötig, sondern sie bezog sich auf die Glaubhaf-
tigkeit des Arguments, dass man so schnell da 
raus muss, um Tatsachen zu schaffen.  

Deshalb habe ich die Ministerin auch gefragt, ob 
der Gesetzgeber nicht sowieso die Regeln über-
schreiben kann; denn mein Gefühl - und das 
habe ich ja auch den Medien heute gesagt - ist, 
dass man da sehr schnell einen Schuldigen prä-
sentieren wollte. Das zur Einordnung. Ich bitte 
Sie, nicht weiter in den Raum zu stellen, dass ich 
gefordert hätte, der DPR länger als nötig irgend-
welche Gelder zukommen zu lassen.  

Jetzt noch mal zu Ihnen, Frau Ministerin. Ich 
möchte Sie noch mal etwas fragen, was eher Ihre 
Zeit im Bundesfinanzministerium betrifft. Sie 
waren ja immer wieder auch befasst mit der Fi-
nancial Intelligence Unit. Da gab es verschiedene 
Beratungen und Fachgespräche und auch parla-
mentarische Anfragen.  

Ich möchte Sie fragen: Haben Sie Kenntnis da-
von, dass es bei der Bearbeitung von sogenannten 
Fristfällen, also bei Geldwäscheverdachtsanzei-
gen, die so dringend sind, dass innerhalb von 
zwei Arbeitstagen eine Abgabe erfolgen muss, 
dass es bei sogenannten Fristfällen durch die FIU 
zu verspäteten Abgaben gekommen ist? Haben 
Sie da Kenntnis von?  

Zeugin Christine Lambrecht: Der FIU? 

Dr. Florian Toncar (FDP): Ja. Die FIU ist ja die 
Financial Intelligence Unit.  

Zeugin Christine Lambrecht: Ja, ja, ich weiß, was 
die FIU ist. Aber ich - -  

Dr. Florian Toncar (FDP): Genau. Die empfängt 
die Verdachtsmeldungen. Und da gibt es die 
Fristfälle, die sind eilig. Ich frage das deshalb, 

weil wir das - also, nur dass Sie den Hintergrund 
der Frage verstehen - - weil wir eine Auflistung 
der Verdachtsmeldungen bekommen haben, die 
da eingegangen sind, und da es so aussieht - ich 
kann Ihnen die Tabelle auch gerne vorlegen -, 
dass da ein, in der Tat ein relevanter Treffer bei 
Wirecard, der ein Fristfall war, nicht so schnell 
abgegeben worden ist wie eigentlich gesetzlich 
verlangt.  

Deswegen der Hintergrund meiner Frage: Hatten 
Sie Kenntnis als Parlamentarische Staatssekretä-
rin im BMF davon, dass Fristfälle bei der FIU 
nicht fristgerecht abgearbeitet worden sein könn-
ten? 

Zeugin Christine Lambrecht: Dass es solche Fälle 
gab, meine ich, mich daran zu erinnern. Aber mit 
Wirecard habe ich keine Kenntnis.  

Dr. Florian Toncar (FDP): Aber, also, sozusagen 
jenseits von Wirecard, war das mal Thema im 
BMF? 

Zeugin Christine Lambrecht: Es war ja zu dieser 
Zeit Dauerthema, -  

Dr. Florian Toncar (FDP): Ja.  

Zeugin Christine Lambrecht: - weil das war ja 
auch die Zeit, als bei der FIU gerade auch die di-
gitale Ausstattung noch nicht so war, wie man es 
sich vorgestellt hat, dass viele Vorgänge noch 
händisch und per Fax bearbeitet worden, und, 
und, und. Also, da gab es selbstverständlich - ja, 
das war bekannt - Anlaufschwierigkeiten.  

Dr. Florian Toncar (FDP): Aber speziell Kenntnis 
darüber, dass Fristfälle verspätet bearbeitet wor-
den sind, hatten Sie die mal, jenseits dass es Dis-
kussionen gab über das Thema, die Information, 
dass Fristfälle verspätet bearbeitet worden sind? 

Zeugin Christine Lambrecht: Kann ich jetzt nicht 
beantworten.  

Dr. Florian Toncar (FDP): Okay. - Ja. Vielen 
Dank, Herr Vorsitzender.  
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Vorsitzender Kay Gottschalk: Gerne, Dr. Ton-
car. - Dann geht es weiter mit Fabio De Masi für 
die Fraktion Die Linke.  

Fabio De Masi (DIE LINKE): Ja, vielen Dank. - 
Frau Lambrecht, ich glaube, ich kann mich rela-
tiv kurzfassen, da meine Kollegen einige Dinge 
abgeräumt haben. Ich würde gern noch mal fra-
gen: Haben Sie Kenntnis von etwaigen Konflikten 
zwischen der BaFin und der DPR, wenn es um 
die Frage von Strafanzeigen geht? Und zwar: War 
die DPR berechtigt, Strafanzeigen auch zu stellen, 
wenn ihr Erkenntnisse zuteilwerden über zu prü-
fende Unternehmen? Haben Sie davon Kenntnis? 

Zeugin Christine Lambrecht: Also, ich weiß, dass 
die DPR Strafanzeigen erstattet hat, dass das er-
folgt ist. Aber dass es darüber Streit gegeben hat: 
Nein, darüber habe jetzt keine Kenntnis.  

Fabio De Masi (DIE LINKE): Okay. Ich habe diese 
Frage bewusst noch mal gestellt, weil Sie ja diese 
Aussage getätigt haben. Und ich könnte jetzt im 
Wege eines stillen Vorhalts Ihnen ein eingestuf-
tes Dokument zeigen, aus dem - ich kann das 
jetzt nur abstrakt beschreiben, weil ich nicht 
draus zitieren darf - meines Erachtens hervor-
geht, dass die DPR der Auffassung war, dass sie 
solche Strafanzeigen gar nicht stellen kann. Ich 
will das jetzt erst mal so stehen lassen im Raum.  

Ich kann Ihnen das Dokument noch mal zur 
Kenntnis geben und fände es gut, wenn sich Ihr 
Ministerium noch mal mit diesem Sachverhalt 
befasst, denn ich will einfach nur feststellen, 
ohne jetzt das hier der breiten Öffentlichkeit mit-
teilen zu können, dass das offenbar nicht so ist.  

Zeugin Christine Lambrecht: Mhm.  

Fabio De Masi (DIE LINKE): Zweitens würde ich 
gerne auf einen Sachverhalt eingehen, der hier 
im Zuge einer Zeugenbefragung aufgetreten ist. 
Federführend ist natürlich das Innenministe-
rium. Ich frage trotzdem, weil Sie vielleicht den-
noch, Ihr Ministerium, Kenntnis davon hat: Ich 
habe den Zeugen Stephan von Erffa - das war der 
Head of Accounting; der ist sozusagen jetzt auch 
Beschuldigter - befragt zur Frage, ob es Transakti-

onen, ich sage mal, im Dunkelfeld im Zusam-
menhang mit Kinderpornografie bei Wirecard 
gab, und zwar auch Testtransaktionen des Bun-
deskriminalamtes.  

Und ich würde Ihnen gerne mal vorlesen, was er 
dazu gesagt hat. Ich muss die entsprechende 
Stelle finden im Protokoll. Ich habe ihn gefragt:  

Haben Sie Kenntnis davon, dass 
jemals Risiken aus Zahlungsab-
wicklungen im Bereich der Porno-
grafie auch im Hinblick auf kin-
derpornografische Angebote the-
matisiert wurden bei Wirecard?  

Und dann fragt er zurück:  

Dass wir Kinderpornografie abge-
wickelt hätten?  

Ich erwidere:  

Ja.  

… Nein. Es gab einen - - Ich weiß, 
dass ganz am Anfang, als ich da 
war, ein Ermittlungsverfahren 
ging, wo wir mit einem BKA-Be-
amten zusammengearbeitet hatten, 
um herauszubekommen, ob in ei-
nem ganz speziellen Fall es poten-
ziell um Kinderpornografie geht. 

Und so weiter und so fort. Und dann habe ich 
noch um Aufklärung des Sachverhalts gebeten. 
Und dann sagte er - - Ich fragte ihn:  

Ko ̈nnen Sie erläutern, was Sie 
meinten mit „im Auftrag des BKA- 
Beamten“? … 

Es sollte eine Testtransaktion auf 
einen Kundenaccount gemacht 
werden, … und irgendwie hatten 
die keine eigenen Kreditkarten 
und baten uns, das zu machen. 
Wir haben eine Firmenkreditkarte 
gemacht, die rein namentlich auf 
diesen armen Sachbearbeiter lief. 
Und dadurch - - drehte sich dann 
der Kreis. Aber das wurde erst 
drei Jahre später durchs Compli-
ance dann aufgeklärt …  



Endgültiges Stenografisches Protokoll 19/42 I

3. Untersuchungsausschuss 

Nur zur dienstlichen Verwendung 

19. Wahlperiode Deutscher Bundestag - Stenografischer Dienst Seite 49 von 60 

Ich fasse das mal zusammen: Es wurden dann 
über seine Firmenkreditkarte wohl im Dunkelfeld 
solche Transaktionen durchgeführt, und es soll 
eine Durchsuchung gegeben haben.  

Warum thematisiere ich das? Weil es ja immer 
wieder auch Vorhalte gab gegen Wirecard im Zu-
sammenhang mit Zahlungsabwicklungen Online-
glücksspiel, was eigentlich außerhalb Schleswig-
Holsteins illegal ist, aber eben auch mit, ich sage 
mal, Transaktionen im Bereich der Pornografie.  

Und ich habe dann nachgefragt bei der Bundesre-
gierung, ob das BKA jemals solche Kreditkarten 
genutzt hat für solche Transaktionen. Wir wissen 
ja jetzt auch, es gab eine stärkere, sozusagen eine 
Kooperation zwischen BKA und Wirecard. Und 
dann antwortet die Bundesregierung:  

Das Bundeskriminalamt hat keine 
Kreditkarten von Beschäftigen der 
Wirecard AG bzw. der Wirecard 
Bank AG für Transaktionen in Zu-
sammenhang mit Ermittlungen zu 
Kinderpornografie genutzt. 

Und:  

Das Bundeskriminalamt hat kein 
Ermittlungsverfahren im Sinne 
der Anfrage geführt. 

Ich wollte Sie jetzt fragen, ob Ihr Haus von sol-
chen Ermittlungsverfahren Kenntnis hat oder ob 
Sie diese Antwort des Innenministeriums bestäti-
gen können.  

Zeugin Christine Lambrecht: Also, ich habe da-
von Kenntnis, was in meinen Zuständigkeitsbe-
reich fällt. Das ist immer dann, wenn der GBA 
zuständig ist. Und deswegen kann ich jetzt zu 
dieser Aussage dann auch keine Stellung neh-
men.  

Fabio De Masi (DIE LINKE): Okay.  

Zeugin Christine Lambrecht: Darf ich noch viel-
leicht zu der ersten Frage noch mal kommen? Ich 
habe mir das jetzt noch mal genau angeschaut. 
Also, wenn ich das Gesetz richtig verstehe - es 

geht um die Frage: können die überhaupt Strafan-
zeige erstatten? -, also, wenn ich das Gesetz rich-
tig lese, § 342b Absatz 8 Satz 1 HGB, § 110 Ab-
satz 1 WpHG, dann ist das da klar geregelt, dass 
sowohl die DPR als auch die BaFin  

Tatsachen, die den Verdacht einer 
Straftat im Zusammenhang mit 
der Rechnungslegung … begrün-
den, 

der Staatsanwaltschaft anzeigen müssen.  

Fabio De Masi (DIE LINKE): Im Jahr 20- - Na, ich 
darf es ja nicht zitieren. Okay. Es war offenbar 
ein Konflikt. Und die DPR hat das anders darge-
stellt. Aber gut. Lassen wir jetzt mal so stehen.  

Ich will noch mal zurück zu dem Sachverhalt mit 
der Kinderpornografie. Das ist natürlich relevant, 
weil ja jetzt auch im öffentlichen Raum diskutiert 
wird: Wie weit ging die institutionelle Koopera-
tion des Bundeskriminalamts mit einem Unter-
nehmen, das offenbar eine Riesengeldwasch-
anlage auch war. Herr Toncar hat ja auf die FIU 
usw. hingewiesen.  

Und ich fände es einfach gut, wenn wir diesen 
Sachverhalt noch mal aufklären können. Denn es 
waren ja sehr detailgenaue Schilderungen. Er hat 
sogar Namen benannt hier. Also, er hat von ei-
nem Herrn Zapf gesprochen als Mitarbeiter; er 
kannte Namen des BKA-Mitarbeiters. Und wir 
kriegen ständig Antworten zu Sachverhalten aus 
dem sicherheitsrelevanten Bereich.  

Ich verstehe vollkommen: Sie sind nicht feder-
führend dafür zuständig. Aber das betraf genauso 
Ermittlungen Generalbundesanwalt. Also, wir 
kriegen da immer widersprüchliche Angaben zu. 
Und vielleicht kann ja im Wege der Ressort-
abstimmung dieser Sachverhalt noch mal aufge-
klärt werden; denn ich finde, das ist auch etwas, 
was Ihren Geschäftsbereich zumindest mit tan-
giert.  

Aber soweit erst mal von meiner Seite. Ich bin 
über der Zeit und habe keine weiteren Fragen 
mehr.  
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Vorsitzender Kay Gottschalk: Vielen Dank. - 
Dann geht es jetzt weiter mit Lisa Paus für Bünd-
nis 90/Die Grünen.  

Lisa Paus (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Ich habe 
noch anderthalb Fragen, und dann bin ich auch 
durch. Und zwar zum einen eine Frage zum 
Thema Compliance: Ihr Haus ist ja bei praktisch 
allen Gesetzen mitberatend. Und deswegen 
würde ich davon ausgehen, dass immer wieder ja 
Mitarbeiterinnen aus Ihrem Hause an Insider-
informationen kommen, da sie ja einen Eindruck 
darüber erhalten, welche Gesetze in der Mache 
sind und welche Passagen sich durchsetzen und 
welche nicht in der ganzen Abstimmung mit den 
anderen Häusern. Und deswegen einfach meine 
Frage, inwieweit Ihr Haus Compliance-Vorschrif-
ten zu Mitarbeitergeschäften hat.  

Zeugin Christine Lambrecht: Für unsere Beamten 
gilt natürlich das Gleiche wie für alle anderen 
auch, dass bei der Verletzung von beamten- oder 
arbeitsrechtlichen Vorschriften dann auch eine 
Ahndung zu prüfen ist. Also, das ist, glaube ich, 
ganz klar. Das ist auch bei uns im Haus ja jedem 
Juristen sowieso klar.  

Aber nichtsdestotrotz ist es richtig, darüber zu re-
den, ob man darüber hinaus Compliance-Regeln 
braucht. Ich weiß, dass es jetzt auch aus dem 
BMF einen Vorschlag gibt, und wir haben den 
auch bei uns im Haus jetzt schon mal, ja, zur Prü-
fung gegeben.  

Lisa Paus (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Könnten 
Sie ihn kurz skizzieren?  

Zeugin Christine Lambrecht: Wie bitte? 

Lisa Paus (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Könnten 
Sie ihn kurz skizzieren? 

Zeugin Christine Lambrecht: Na ja, dass man mal 
überlegt: Also, welche Abteilungen kommen 
denn da zum Beispiel infrage? Das ist ja bei uns 
klar. Also, da kann man drüber reden: alle Leute, 
die irgendwie was mit Wirtschaft, sage ich jetzt 
mal, sozusagen zu tun haben, die vielleicht auch 
was mit Markenrecht, Patentangelegenheiten zu 
tun haben.  

Aber, ich finde, das muss sehr genau geprüft wer-
den, weil wir natürlich auch abstrakte Regeln 
zum Teil mit begleiten, die aber sich sehr konkret 
in bestimmten Wirtschaftszweigen auswirken. 
Und deswegen: Alleine zu sagen, jetzt die III, also 
die Abteilung III, ist davon jetzt betroffen alleine, 
das ist, glaube ich, zu kurz gesprungen.  

Deswegen werden wir das jetzt intern sehr zügig 
beraten und auch zu einer Lösung finden, weil 
ich glaube, dass dieser Verdacht, der ist so ge-
fährlich, dass es da Verstöße gibt. Also, ich kann 
das jetzt für mein Haus, würde ich jetzt mal sa-
gen, für meine Leute ausschließen. Aber ich 
finde, das muss ein klares Signal auch sein, dass 
man das auch noch mal deutlich macht und sen-
sibilisiert, dass dieser Grundsatz bei uns auch ge-
lebt wird. Und das werden wir auch machen.  

Lisa Paus (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Also, 
derzeit gibt es sozusagen jetzt keine verschärften 
Extra-Compliance-Regeln, -  

Zeugin Christine Lambrecht: Nein.  

Lisa Paus (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): - son-
dern Sie haben die allgemeinen Beamtenregeln 
wie andere auch. - Wir haben gestern auch ein 
bisschen mit Herrn Altmaier diskutiert über das 
Grundrecht, Aktien zu halten. Wie ist da die Be-
wertung derzeit zu den Vorschlägen aus dem 
BMF aus Ihrem Hause? 

Zeugin Christine Lambrecht: Na ja, Aktien zu 
halten: Das ist ja die Frage, ob es in irgendeiner 
Weise im Zusammenhang mit der beruflichen Tä-
tigkeit steht, dann sicherlich zu diskutieren; 
denn ich glaube auch, dass es nicht möglich sein 
wird, zu verbieten, Aktien zu halten.  

Lisa Paus (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Das ist ja 
klar.  

Zeugin Christine Lambrecht: Ja. Das ist aber 
dann die Frage: Wie genau kann ich das wirklich 
abgrenzen? War ich mit dem Zusammenhang, mit 
dem wirtschaftlichen Zusammenhang irgend-
wann mal - - Und wie lange sind die Fristen, dass 
ich nicht damit beschäftigt - - 
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Lisa Paus (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Und 
dazu gibt es jetzt noch keinen konkreten Vor-
schlag, -  

Zeugin Christine Lambrecht: Nein, nein.  

Lisa Paus (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): - wie 
man das Thema fasst. - Gut. Dann hatten Sie ja 
eben angesprochen, dass Sie eben alles, wofür 
der Generalbundesanwalt - - was der Generalbun-
desanwalt macht, dass Sie davon auch Kenntnis 
haben. Könnten Sie uns denn Ihren aktuellen 
Kenntnisstand mitteilen zu den Sachverhalten 
rund um Wirecard, die derzeit beim Generalbun-
desanwalt noch offen sind? 

Zeugin Christine Lambrecht: Es gab den Hinweis 
oder Informationen in dem Zusammenhang mit 
Wirecard. Jetzt muss ich es mir grad mal suchen, 
dass ich es dann auch wirklich ganz konkret be-
nennen kann, weil GBA ist natürlich auch immer 
sehr - -  

(Die Zeugin blättert in 
ihren Unterlagen)  

Noch einen ganz, ganz kleinen Moment. - Ja. 
Also, es gibt - - Im Referat III bei uns existiert ein 
Prüfvorgang. Da geht es um die Frage der nach-
richtendienstlichen Tätigkeit. Und dieser Prüf-
vorgang ist aber mittlerweile abgeschlossen. Er-
mittlungen haben nicht ergeben, dass sich diese 
Informationen bestätigen und damit einen An-
fangsverdacht begründen. Das ist diese nachrich-
tendienstliche Tätigkeit.  

Und es gibt einen Vorgang, noch mal einen Vor-
gang, mit einer geheimdienstlichen Tätigkeit im 
Auftrag des österreichischen* Nachrichtendiens-
tes. Und da wurden Ihnen aber auch, glaube ich, 
alle Vorgänge, alle Informationen dazu dem Un-
tersuchungsausschuss vorgelegt. Ja, ich weiß: ge-
schwärzt. Aber Sie wollen auch nicht Fahn-
dungs- und Ermittlungserfolge gefährden, 
dadurch, dass dann auf dem Markt oder bei Twit-
ter darüber berichtet wird. Also, wir sind ja alle 
daran interessiert, dass wir allen Informationen 
auch sehr gewissenhaft und, wenn es geht, auch 
sehr konsequent nachgehen können.  

Deswegen: Beim einen Fall, da ging es um die 
Frage russischer* Geheimdienst. Da haben Anfra-
gen, BKA usw., nichts ergeben, was diesen Ver-
dacht bestätigen würde. Deswegen ist das abge-
schlossen. Und bei der anderen Sache - habe ich 
ja beschrieben - ist das noch nicht abgeschlossen.  

Lisa Paus (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Ich habe 
keine weiteren Fragen.  

Zeugin Christine Lambrecht: Ich bitte um Ver-
ständnis, dass ich tatsächlich mehr dazu auch 
nicht sagen kann.  

Vorsitzender Kay Gottschalk: Vielen Dank. - 
Dann - -  

Lisa Paus (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Ich wäre 
dann durch.  

Vorsitzender Kay Gottschalk: Danke. - Dann 
schaue ich zur CDU/CSU. Matthias Hauer.  

Matthias Hauer (CDU/CSU): Herr Vorsitzender. - 
Frau Bundesministerin, ich bin vorhin stehen ge-
blieben bei dem § 3 des Anerkennungsvertrages 
der Zusammenarbeit zwischen der DPR und der 
BaFin. Und da ist meine erste Frage: Die Ab-
sichtserklärung, die dann 2010 erfolgt ist, ist das 
eine solche Vereinbarung nach § 3 Anerken-
nungsvertrag?  

Zeugin Christine Lambrecht: Würde ich so wer-
ten, ja.  

Matthias Hauer (CDU/CSU): Wann hat das BMJV 
Kenntnis von der Absichtserklärung erhalten?  

Zeugin Christine Lambrecht: Ich glaube, ich habe 
dazu vorhin schon Stellung genommen, dass wir 
da auf - - dass das auf Fachebene - -  

(Die Zeugin blättert in 
ihren Unterlagen)  

dass es nicht mehr rekonstruierbar ist. Dazu habe 
ich schon Stellung genommen, dass es nicht 
mehr rekonstruierbar war, wann diese genannte 
Absichtserklärung aus dem Juli, August 2010 - - 
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inwieweit das in Abstimmung mit dem BMJV er-
folgt ist. Das habe ich aber schon gesagt.  

Matthias Hauer (CDU/CSU): Na ja, aber Sie wer-
den ja wissen, ab wann Sie davon Kenntnis ha-
ben als Ministerium. Also, dass die Aktenlage 
dünn ist, das haben wir ja bestätigt bek- -  

Zeugin Christine Lambrecht: Also, ich habe 
Kenntnis davon jetzt in der Aufarbeitung dieses 
ganzen Vorganges.  

Matthias Hauer (CDU/CSU): Davon haben Sie zu 
diesem Zeitpunkt - - Aber wann Ihr Ministerium 
davon Kenntnis erlangt hat, das wissen Sie nicht 
mehr.  

Zeugin Christine Lambrecht: Das kann ich jetzt 
nicht beantworten.  

Matthias Hauer (CDU/CSU): Sie können auch 
nicht sagen, ob es eine Abstimmung mit dem 
BMJV im Vorfeld dieser Vereinbarung gegeben 
hat.  

Zeugin Christine Lambrecht: Das habe ich ja ge-
rade ausgeführt, dass das nicht mehr rekon-
struierbar war. Das ist ein Vorgang aus dem Jahr 
2010, und das ist nicht möglich gewesen.  

Matthias Hauer (CDU/CSU): Das ist aber eine 
laufende, immer noch geltende Vereinbarung, 
dieser Anerkennungsvertrag. Insofern ist es ja si-
cherlich im Zuge einer sachgerechten Vertrags-
begleitung auch normal, wesentliche Vorgänge, 
die mit dem laufenden Vertrag zu tun haben, 
auch aufzubewahren. Und Ihr eigenes Ministe-
rium spricht ja von einer dünnen Aktenlage.  

Und mir ging es noch mal darum, auch deutlich 
zu machen, dass eben hier voraussichtlich keine 
Abstimmung zwischen dem BMJV und dem BMF 
stattgefunden hat, obwohl es genau so vom Aner-
kennungsvertrag gefordert ist. Das heißt, hier ist 
eben nicht der Anforderung nachgekommen, die 
im Anerkennungsvertrag dargelegt ist.  

Zeugin Christine Lambrecht: Ich sage es noch 
mal: Ob es dazu gekommen ist oder nicht 2010, 
konnten wir nicht mehr rekonstruieren.  

Matthias Hauer (CDU/CSU): Was hat eigentlich 
zwischen 2005 und 2010 da gegolten? Da gab es 
ja diese Absichtserklärung noch gar nicht. Da gab 
es ja null, einen Anerkennungsvertrag. Das war ja 
noch dünner.  

Zeugin Christine Lambrecht: Das Gesetz.  

Matthias Hauer (CDU/CSU): Und der Anerken-
nungsvertrag. - Na gut. Ich nehme erst mal zur 
Kenntnis, dass da Sie sich jetzt - - dass Sie es 
nicht als großes Problem erachten, dass es da so 
eine dünne vertragliche Grundlage gab, und 
komme jetzt noch mal auf diesen Aktionsplan 
erst einmal zu sprechen. Den hatten Sie ja mit 
Olaf Scholz zusammen erstellt im Vorfeld des 
FISG. Und Sie hatten da ja auch schon vorhin ein 
bisschen zu ausgeführt.  

Wieso hat man da eigentlich nicht das BMWi mit 
an Bord geholt? Das betrifft ja auch einige Punkte 
der Wirtschaftsprüfung. Da sind Sie ja ein biss-
chen betroffen, auch Herr Altmaier ist da ein 
bisschen betroffen, was die Zuständigkeiten an-
geht. Wieso hat man das nicht so zu dritt ge-
macht? Wieso haben Sie das mit Herrn Scholz al-
leine gemacht? 

Zeugin Christine Lambrecht: Na, einer musste tä-
tig werden. Und wir beide waren bereit dazu. 
Und dann später ist das BMWi selbstverständlich 
im Zuge der Ressortabstimmung da mit einge-
bunden worden.  

Matthias Hauer (CDU/CSU): Wieso hat man 
Herrn Scholz - - Herr Altmaier nicht einbezogen 
oder gefragt zumindest? 

Zeugin Christine Lambrecht: Das ist wie bei vie-
len Initiativen so, wenn man merkt, dass BMF 
und BMJV da in die gleiche Richtung denken; 
das war ja auch durch öffentliche Erklärungen re-
lativ schnell klar. Deswegen haben wir beide -  

Matthias Hauer (CDU/CSU): Sie haben BMWi ja 
gar nicht gefragt. 

Zeugin Christine Lambrecht: - dann für uns ent-
schieden: Wir machen das zusammen, -  
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Matthias Hauer (CDU/CSU): Ohne Herrn Alt-
maier.  

Zeugin Christine Lambrecht: - weil eben auch 
BaFin und DPR in der öffentlichen Wahrneh-
mung auch damals Mittelpunkt - - oder, sagen 
wir mal, ziemlich im Fokus standen. Wir haben 
das so entschieden. Wir wollten handeln. Wir 
wollten etwas verändern. Und deswegen haben 
wir gesagt: Wir packen diese Gelegenheit beim 
Schopf. 

Matthias Hauer (CDU/CSU): Ja. Ich finde trotz-
dem: Wir haben ein Ressortprinzip. Und es gibt 
ja auch ein - - Es wird ja gerade die SPD nicht 
müde, das zu betonen, dass es auch Themen der 
Wirtschaftsprüfung sind, die teilweise Herrn Alt-
maier betreffen, teilweise Ihr Ministerium betref-
fen.  

Ich denke, wenn man an einer sachgerechten Lö-
sung interessiert gewesen wäre, hätte man das zu 
dritt gemacht, und dann hätte man es nicht zu 
zweit gemacht und hätte man nicht den Tag der 
Veröffentlichung dieses Aktionsplans so gewählt, 
dass er genau vor dem Tag liegt, als Herr Scholz 
vor dem Finanzausschuss zum Thema Wirecard 
befragt wird. Aber das -  

Zeugin Christine Lambrecht: Also, wenn ich 
mich richtig erinnere, -  

Matthias Hauer (CDU/CSU): - können Sie sicher-
lich hier klarstellen.  

Zeugin Christine Lambrecht: - habe ich in mei-
nen Ausführungen im Finanzausschuss im Som-
mer 2020 ganz konkret schon angekündigt, dass 
es da - - dass ich der Meinung bin, dass es neben 
der Aufarbeitung der Causa Wirecard auch Hand-
lungsbedarf gibt. Das habe ich da ausdrücklich 
schon angekündigt, auch mit einzelnen Vorschlä-
gen, wie ich mir das vorstelle. Von daher hat das 
jetzt mit diesem einen Tag - - stand das nicht im 
Zusammenhang.  

Ich habe es deutlich gemacht: Ich habe das schon 
im Finanzausschuss im Sommer 2020 ganz kon-
kret auch angekündigt. Und ich habe jetzt meine 

Kenntnis über die gestrige Sitzung nur über Be-
richterstattung, Zeitungsberichterstattung. Aber 
wenn ich das richtig gelesen habe, dann ist der 
Herr Altmaier sehr zufrieden mit dem, was auf 
dem Tisch liegt, und sieht das auch in der Zu-
ständigkeit des BMJV.  

Matthias Hauer (CDU/CSU): Also, wir streiten ja 
viel über Zuständigkeiten. Darum ging es aber bei 
meiner Frage gar nicht, sondern ich finde, wenn 
es eine sachgerechte Lösung gewesen wäre, hätte 
man einen anderen Zeitpunkt gewählt, man hätte 
auch das dritte Ministerium, was betroffen ist, 
einbezogen. Aber da haben Sie ja Ihre Position 
dargestellt. 

Die personellen Kapazitäten bei der DPR: Inwie-
weit hat das BMJV sich mit dieser Frage beschäf-
tigt, ob die das überhaupt bewerkstelligen kön-
nen, diese Prüfung, die sie durchführen? 

Zeugin Christine Lambrecht: Das erfolgt zum ei-
nen über Wirtschaftsplan, das erfolgt aber auch 
natürlich darüber, dass wir das genau beobachtet 
haben. Es gibt derzeit 15 Planstellen für Mitglie-
der der Prüfstelle, und daneben gehören noch der 
Präsident und der Vizepräsident dem an. Und ich 
habe ja schon beschrieben: Wir sind zuständig 
für die Genehmigung des Wirtschaftsplans.  

Und die DPR hat im Haushaltsjahr 2019 insge-
samt 5,978 Millionen Euro im Wege der Zuwei-
sung aus dem Enforcement-Haushalt der BaFin 
erhalten. Diese stammen aus sonstigen Mitteln. 
Und aus diesen Mitteln können ja beispielsweise 
auch - - Diese Mittel können auch genutzt wer-
den, um zusätzliche Unterstützung bei bestimm-
ten Prüfaufgaben zu beauftragen, also es ist nicht 
beschränkt die Tätigkeit der BaFin* [sic!] auf 
diese 15 Stellen, die sie haben, sondern sie 
könnten, hätten auch darüber andere 
Möglichkeiten ausschöpfen können. Also, wie 
gesagt - - Und dann sehen wir natürlich auch: 
Wird Geld zurückgegeben? Das ist immer so ein 
Maßstab dafür: Ist es auskömmlich oder nicht? 
Und da hat zum Beispiel die DPR 500 000 Euro 
an die BaFin zurückerstattet. Und das zeigt, dass 
es auskömmlich war.  
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Matthias Hauer (CDU/CSU): Wie sind denn die 
operativen Kapazitäten für die Prüfung bei Wire-
card gewesen, also Wirecard-DPR-Prüfung? 

Zeugin Christine Lambrecht: Das kann ich Ihnen 
nicht sagen. Und das hätte mir auch die DPR 
nicht gesagt, wenn ich angefragt hätte.  

Matthias Hauer (CDU/CSU): Hm. Wundert mich 
nämlich, weil auf MAT A BMJV-4.01, Blatt, 55 - 
ist schlecht lesbar -, schreibt Ihre Staatssekretärin 
Dr. Sudhof an den Dr. Kukies:  

Das Bundesministerium der Justiz 
und für Verbraucherschutz steht 
mit der DPR, einer privatrechtlich 
organisierten Einrichtung, die bei 
ihren Prüfungen grundsätzlich un-
abhängig handelt, in dieser Ange-
legenheit in Kontakt. Meines Wis-
sens ist sich die DPR der Dring-
lichkeit der Prüfung des verkürz-
ten Abschlusses der Wirecard mit 
dem Stichtag 30. Juni 2018 be-
wusst, weshalb sie die - offenbar 
sehr umfangreiche und kom-
plexe - Prüfung prioritär behan-
delt und ihre operativen Kapazitä-
ten für die Prüfung verdoppelt 
hat.  

Wie kann denn Ihre Staatssekretärin mitteilen, 
dass die DPR die operativen Kapazitäten für die 
Prüfung verdoppelt hat, wenn Sie jetzt sagen: 
„Die dürfen gar nicht mitteilen seitens der DPR, 
welche Kapazitäten da vorherrschen“? 

Zeugin Christine Lambrecht: Ich habe ja schon 
mal deutlich gemacht, dass es zu einem gewissen 
Zeitpunkt dann auch mehr Informationen gab. 
Das war im Sommer letzten Jahres. Und da ist 
das offensichtlich dann auch so geflossen.  

Ich habe Ihre Frage allerdings auch so verstan-
den, dass Sie ganz konkret wissen wollen, wie 
denn diese Prüftätigkeiten aufgebaut sind. Und 
darüber haben wir tatsächlich keine Informatio-
nen. Und wenn diese Aussage getroffen wurde, 
wie gesagt, dann ist das auch kein Verletzen der 
Verschwiegenheitspflicht. Nur, wenn wir es an-
gefragt hätten und sie hätten gewollt, dann hätten 
sie es nicht beantworten müssen.  

Matthias Hauer (CDU/CSU): Also, ich hatte kon-
kret nach den operativen Kapazitäten für die Prü-
fung gefragt.  

Zeugin Christine Lambrecht: Ja.  

Matthias Hauer (CDU/CSU): Da sagten Sie, die 
darf Ihnen nicht mitgeteilt werden. Und jetzt sag-
ten Sie: Gut, es sind später noch Informationen 
dazu gekommen. Aber dann wissen Sie ja jetzt 
Bescheid und wissen ja jetzt, wie viele Kapazitä-
ten da zur Verfügung standen.  

Zeugin Christine Lambrecht: Ich weiß nur, dass 
es verdoppelt ist, aber ich kenne die Grundan-
nahme nicht  

Matthias Hauer (CDU/CSU): Aber Sie haben ja 
auch gesagt: 15 Mitarbeiter. Also, dann von ei-
nem Mitarbeiter auf zwei wahrscheinlich. 
Oder - - 

Zeugin Christine Lambrecht: Ich weiß nicht, ob 
alle 15 bei der Wirecard-Prüfung eingebunden 
waren.  

Matthias Hauer (CDU/CSU): Mit Sicherheit 
nicht. In der Regel war es ja so, dass eine Person 
dort für jeden Fall zuständig ist. Insofern liegt der 
Schluss nahe, dass es künftig dann zwei gewesen 
sind, was jetzt auch nicht so eine mächtige Auf-
stockung darstellt. Aber gut.  

Zeugin Christine Lambrecht: Aber ich mache es 
noch mal deutlich: Es wären auch Mittel da ge-
wesen, zusätzlich Kapazitäten anzufragen, um 
diesen Aufgaben nachzukommen.  

Matthias Hauer (CDU/CSU): Ich möchte noch 
mal meine restliche Fragezeit in dieser Runde - 
dann, glaube ich, kommen wir auch durch in die-
ser Runde - - noch mal auf diese Verfahrensord-
nung zurückkommen. Und zwar bitte ich Sie, 
mal zu sagen, ob und wann das BMJV bei der 
DPR denn angemahnt hat, dass diese Verfahrens-
ordnung des Nominierungsausschusses auf die 
Homepage kommt. Die ist ja da nicht veröffent-
licht. Nie?  
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Zeugin Christine Lambrecht: Dazu kann ich 
Ihnen keine Aussage geben.  

Matthias Hauer (CDU/CSU): Hm. - Wie hat denn 
überhaupt die Korrespondenz dazu stattgefun-
den - können Sie da was zu sagen? -, zu dieser 
Verfahrensordnung?  

Zeugin Christine Lambrecht: Zu der Verfahrens-
ordnung selbst?  

Matthias Hauer (CDU/CSU): Des Nominierungs-
ausschusses.  

Zeugin Christine Lambrecht: Also, das findet 
dann immer auf - - Also, Fachebene hat da wahr-
scheinlich Kontakt gehabt. Aber, wie gesagt: 
Dazu kann ich Ihnen im Einzelnen - wer mit 
wem gesprochen hat - keine Auskunft geben.  

Matthias Hauer (CDU/CSU): Aber das BMJV 
hatte stets da auch die Informationen, wie es mit 
dem Stand und den Änderungen der Verfahrens-
ordnung des Nominierungsausschusses aussieht?  

Zeugin Christine Lambrecht: Ich habe es Ihnen ja 
vorhin beschrieben.  

Matthias Hauer (CDU/CSU): Es steht zumindest 
im Anerkennungsvertrag, dass das so sein muss. 
Denn da steht in § 2 Absatz 3:  

Die DPR setzt das BMJ über beab-
sichtigte Änderungen der Verfah-
rensordnung des Nominierungs-
ausschusses und über die Be-
schlussfassung in Kenntnis.  

Zeugin Christine Lambrecht: Und deswegen 
konnte ich Ihnen ja auch diese jeweiligen Fas-
sungen von 2005, 2012, 2016 vorhin so beschrei-
ben.  

Matthias Hauer (CDU/CSU): Ja. Das Problem ist 
nur Folgendes: Sie bekommen als BMJV Kenntnis 
von diesen Verfahrensordnungen und den jewei-
ligen aktuellen Fassungen. So. Und dann - so ist 
meine Vermutung - wird das irgendwie abgehef-
tet und nicht mehr angeguckt, weil sonst hätte 
man sich ja mit dem Inhalt beschäftigen müssen 

und hätte sich die Frage stellen müssen: Wird 
das auch eingehalten, was da drinsteht?  

Und da kommen wir dann wieder zu Herrn Ernst 
und der Feststellung, dass es ja eben nicht einge-
halten wurde. Und wenn ich jetzt die Situation 
von dem Herrn Ernst noch mal zusammenfasse, 
dann ist es ja so, dass - so habe ich Ihre Argu-
mentation jedenfalls verstanden - der Herr Ernst 
ja erst mal entgegen den Compliance-Regelungen, 
die damals gelten, aber mit dem Argument seines 
Arbeitsvertrages dieses zusätzliche Aufsichtsrats-
mandat angenommen hat, aber dann bei dessen 
Vertragsverlängerung das ja kein neues Mandat 
mehr war, weil er es ja schon hatte, und deshalb 
plötzlich kein Problem mehr. Ist das richtig zu-
sammengefasst?  

Zeugin Christine Lambrecht: Nein. Das haben Sie 
nicht richtig zusammengefasst, sondern die Ein-
schätzung war, dass diese Verfahrensordnung 
eben ab jetzt gilt, aber eben nicht rückwirkend 
auf diesen Vertrag. Deswegen ist es auch nicht 
abgeheftet worden, sondern man ist dann auf 
Herrn Ernst und die DPR im Zuge auch des 
neuen Mandats zugegangen und hat darauf hin-
gewiesen, dass man den Hebel, den man hat, 
nämlich die Verlängerung, dass man den nutzen 
wird, wenn dann nicht die Voraussetzungen ge-
nau so, wie sie in der Verfahrensordnung be-
schrieben sind - ich habe es ja vorgelesen: diese 
drei können dann genehmigt werden - - dass da-
von eine Ausnahme gemacht wird, wenn das 
nicht erfüllt ist.  

Also, es ist keineswegs so, dass das abgeheftet 
wurde, nicht mehr beachtet wurde, sondern dann 
ist darauf Wert gelegt worden seitens des BMJV, 
dass für die Zukunft man ansonsten diesen Hebel 
dann zieht.  

Matthias Hauer (CDU/CSU): Ja, gut. - 2016 mit 
der Änderung wollte man erreichen, dass Herr 
Ernst - oder besser gesagt: der Präsident, der zu 
dem Zeitpunkt Herr Ernst war - kein drittes Auf-
sichtsratsmandat neu dazu nehmen darf. Ist das 
richtig? 

Zeugin Christine Lambrecht: 2016 war die 
Rechtsauffassung, dass der Vertrag mit Herrn 



Endgültiges Stenografisches Protokoll 19/42 I

3. Untersuchungsausschuss 

Nur zur dienstlichen Verwendung 

19. Wahlperiode Deutscher Bundestag - Stenografischer Dienst Seite 56 von 60 

Ernst vorgeht und diese Verfahrensordnung des 
Nominierungsausschusses für diesen Vertrag 
nicht gilt.  

Matthias Hauer (CDU/CSU): Und den Arbeitsver-
trag kannte das BMJV damals schon?  

Zeugin Christine Lambrecht: Nein.  

Matthias Hauer (CDU/CSU): Aber es hat auch 
keine Anstalten unternommen, zu prüfen, ob 
diese Verfahrensordnung eingehalten wird. Denn 
sonst hätte man da ja damals schon Kenntnis von 
erlangt, von diesem Vorgang. Hätte man bei der 
DPR gefragt: „Haltet ihr das ein?“, dann hätten 
die ja wahrscheinlich mitgeteilt, dass wir das 
nicht einhalten können seitens der DPR, weil es 
eben gegen den Dienstvertrag von Herrn Ernst 
verstößt.  

Zeugin Christine Lambrecht: Das ist ja öffentlich 
diskutiert worden, dass es - - Diese Frage des 
Aufsichtsratsmandates war ja öffentlich, ist ja öf-
fentlich diskutiert worden.  

Matthias Hauer (CDU/CSU): Ja. Aber keiner 
kannte ja seinen Arbeitsvertrag, jedenfalls in der 
Öffentlichkeit. Das hatten wir aber vorhin schon 
diskutiert. Deshalb will ich da jetzt nicht das 
wiederholen.  

Worauf ich hinauswill, ist: 2016, mit der Ände-
rung, wollte man erreichen, in der Verfahrens-
ordnung des Nominierungsausschusses: Herr 
Ernst soll kein drittes Aufsichtsratsmandat mehr 
annehmen können. So. Dann hat er es trotzdem 
angenommen. Und das hat man dann durch die 
Vertragsverlängerung hingenommen. So.  

Sie sagen ja und stellen das so als Einschränkung 
für ihn dar, er hätte ja dann nicht mehr wechseln 
können. Aber das, was 2016 noch ein Problem 
war, wo er sowieso schon diese begünstigende 
Regelung zu den anderen Mitgliedern dort hatte 
in dem Gremium, das war dann plötzlich in der 
Folge in Ordnung. Und das ist doch das Problem 
hier.  

Zeugin Christine Lambrecht: Ich teile Ihre Be-
wertung nicht.  

Matthias Hauer (CDU/CSU): Gut. Das ist eine 
sehr knappe Antwort, die, na ja, aber wahr-
scheinlich wiedergibt ungefähr den Umfang der 
Prüfung, den das BMJV zum damaligen Zeit-
punkt und jetzt dazu vorgenommen hat. - Ich 
habe keine weiteren Fragen mehr.  

Zeugin Christine Lambrecht: Diese Einschätzung, 
auch diese Bewertung teile ich nicht.  

Vorsitzender Kay Gottschalk: Ja, vielen Dank. - 
Jetzt bin ich mal Serviceopposition und versuche 
so ein bisschen, die Fragen, die Matthias Hauer 
hatte, zu lösen, wieso denn das so war vor dieser 
Finanzausschusssitzung. Frau Ministerin, uns 
liegt laut MAT A BMJV-4.43, Blatt 54 eine E-Mail 
von Frau Sabine Sprywald an Frau Dana Tillich, 
beide BMJV, vom 7. Juli 2020 vor. Können Sie 
uns mitteilen, wer Frau Sprywald ist, und Frau 
Tillich? 

Zeugin Christine Lambrecht: Frau Sprywald ist 
die Leiterin des Leitungsstabes, und Frau Tillich 
ist - -  

Vorsitzender Kay Gottschalk: Welches Stabes? 
Des?  

Zeugin Christine Lambrecht: Des Leitungsstabes.  

Vorsitzender Kay Gottschalk: Ja.  

Zeugin Christine Lambrecht: Und Frau Tillich ist 
eine Referentin.  

Vorsitzender Kay Gottschalk: Eine Referentin. - 
Ich zitiere mal aus der Mail von Frau Sprywald - 
ich zitiere wörtlich -:  

Liebe Dana, 

im heutigen JourFixe konnte we-
gen Zeitmangel nicht wirklich nä-
her über Wirecard gesprochen 
werden. Stn erklärte, noch heute 
mit Kukies in der Angelegenheit 
sprechen zu wollen. Ministerin er-
klärte, dass am Ende klar sein 
müsse, dass es Olaf Scholz ist, der 
den Knoten durchschlägt. 

Grüße 
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Sabine  

Ich meine, das ist dann die Antwort, lieber Kol-
lege Hauer, warum es eben nicht Herr Altmaier 
sein sollte und der dabei war.  

Können Sie sich an diesen Jour fixe vom 7. Juli 
2020 noch erinnern? Und können Sie diese Notiz 
Ihrer Mitarbeiterin bestätigen? 

Zeugin Christine Lambrecht: Also, ich kann die 
Notiz nicht bestätigen, weil es ist ja eine Notiz 
meiner Mitarbeiterin, und deswegen habe ich die 
auch nicht gesehen; die war ja intern.  

Aber ich habe es ja vorhin deutlich gemacht: Olaf 
Scholz und ich, wir wollten handeln, wir woll-
ten, dass dieses System so nicht weiter bestehen 
bleibt. Und deswegen haben wir gesagt: Und des-
wegen machen wir auch einen Vorschlag, wie es 
ganz konkret anders sein soll.  

Vorsitzender Kay Gottschalk: Könnte es auch - - 
Frau Ministerin, ich unterbreche Sie da ungern. 
Das hatten Sie ja schon gesagt.  

Zeugin Christine Lambrecht: Ja, und deswegen - -  

Vorsitzender Kay Gottschalk: Könnte es nicht 
vielleicht gewesen sein, weil Olaf Scholz nun zu-
fällig Kanzlerkandidat geworden ist?  

Zeugin Christine Lambrecht: Ich habe es schon 
mal deutlich gemacht: Es ist gewesen, weil sich 
dringend Handlungsbedarf ergeben hat. Und wir 
beide waren bereit, diesen Handlungsbedarf auch 
entsprechend umzusetzen.  

Vorsitzender Kay Gottschalk: Okay. - Gut, keine 
weiteren Fragen. - Dann: Wer möchte von der 
SPD?  

Dr. Jens Zimmermann (SPD): Herr Vorsitzender, 
wir haben keine weiteren Fragen.  

Vorsitzender Kay Gottschalk: Gut, Dr. Zimmer-
mann. - Dann gucke ich zur FDP.  

Dr. Florian Toncar (FDP): Keine Fragen.  

Vorsitzender Kay Gottschalk: Fabio De Masi 
hatte noch eine. Bitte schön.  

Fabio De Masi (DIE LINKE): Ja. Verzeihung, ich 
hatte zu früh gefreut, dass ich durch wäre. Ich 
hatte noch ein, zwei Sachverhalte vergessen.  

Frau Ministerin, ich möchte Sie gerne fragen: Ist - 
Sie haben ja vorhin beschrieben auch Zuständig-
keit des Justizministeriums auch für Generalbun-
desanwalt und Ähnliches - Ihnen jemals das Un-
ternehmen Virtual Solution des Investors Herrn 
von Rintelen untergekommen? 

Zeugin Christine Lambrecht: Hm.  

Fabio De Masi (DIE LINKE): Nein, haben Sie 
keine Kenntnis.  

Zeugin Christine Lambrecht: Meiner Einschät-
zung nach: Nein.  

Fabio De Masi (DIE LINKE): Okay. Das ist rele-
vant, denn in einem Vernehmungsprotokoll des 
ehemaligen BVT-Beamten und Fluchthelfers - 
Herr Schmidbauer würde sagen: Escortservice 
oder irgendwas Ähnliches, Reisebegleiters - wird 
ausgesagt, dass Herr von Rintelen enge geschäftli-
che Beziehungen mit Herrn Marsalek unterhält. 
Und ich finde immer in ganz vielen E-Mails hier 
in meinem Ordner unter Mails von Staatssekretä-
ren und Ministern den Hinweis „SecurePIM“. 
Das ist eine Sicherheitslösung, und die stammt 
von der Firma Virtual Solution. Und mit der ar-
beitet die Bundesregierung, und auch bei Ver-
schlusssachen. Deswegen ist das, glaube ich, ein 
Sachverhalt, den sich vielleicht die Ministerien 
angucken sollten.  

Zweitens würde ich gerne noch einmal die Frage 
stellen in Bezug auf MAT A BMF-24.20, 
Blatt 350. Dort gibt es eine E-Mail-Korrespondenz 
vom 27. März 2019. Damals waren Sie noch Par-
lamentarische Staatssekretärin. Und hier wird an-
gesprochen von einer persönlichen Referentin - - 
Nein, vom persönlichen Referenten - Verzei-
hung - Heiko Mau-Linnekugel. War das Ihr per-
sönlicher Referent?  

Zeugin Christine Lambrecht: Ja.  
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Fabio De Masi (DIE LINKE): Der steht in einem 
Austausch mit dem Herrn Holle zum Beispiel aus 
dem BMF, der, wie wir gestern gehört haben, ja 
auch öfters von Spitzberg in China begleitet 
wurde, Spitzberg Partners. Der schreibt:  

Liebe Kolleginnen und Kollegen, 
… 

- die Parlamentarische Staatssekretärin Lam-
brecht - 

bittet einen Fachbeamten/eine 
Fachbeamtin, an der Sitzung der 
AG-Finanzen der CDU-CSU-Frak-
tion teilzunehmen und zum 
Thema "Wirecard" zur Verfügung 
zu stehen.  

Das war im März 2019, ungefähr der Zeitpunkt, 
als ich die erste parlamentarische Anfrage dazu 
stellte.  

Und der Hintergrund dieser Bitte war, dass die 
CDU/CSU-Fraktion das Thema Wirecard auf die 
Tagesordnung für ihre nächste Sitzung im April 
gesetzt hatte.  

Hintergrund ist die Berichterstat-
tung zum Unternehmen in der Fi-
nancial Times und weiteren Zei-
tungen.  

Können Sie etwas zu diesem Austausch sagen 
mit der CDU/CSU-Fraktion -  

Zeugin Christine Lambrecht: Nein, denn -  

Fabio De Masi (DIE LINKE): - ihres Beamten?  

Zeugin Christine Lambrecht: - meiner Erinne-
rung nach war ich da nicht zugegen.  

Fabio De Masi (DIE LINKE): Und wer hat da teil-
genommen damals? Wissen Sie das?  

Zeugin Christine Lambrecht: Also, wenn das so 
war, dann vermute ich, dass Herr Holle, wenn 
das zeitlich möglich war, teilgenommen hat, -  

Fabio De Masi (DIE LINKE): Herr Holle. Okay.  

Zeugin Christine Lambrecht: - aber kann ich 
nicht einschätzen.  

Fabio De Masi (DIE LINKE): Das hätte ich jetzt 
auch vermutet, genau. - Dann würde ich gerne 
noch fragen: Es gibt ja diesen Fonds EMIF 1A auf 
Mauritius, wo es nach meiner Kenntnis auch 
Austausch gab der Financial Intelligence Unit 
mit dem dortigen Fonds. Das ist ein Fonds, wo 
gemutmaßt wird, dass dahinter Herr Marsalek 
steht und durch überhöhte Kaufpreise für ein in-
disches Unternehmen, sage ich mal, sich etwas 
seine privaten Ersparnisse aufgebessert hat um 
einige Hundert Millionen. Und dieser Fonds, 
dessen Lizenz wurde laut „Financial Times“ ent-
zogen von den Behörden in Mauritius.  

Und meine Frage ist jetzt: Haben Sie Kenntnis 
davon, dass deutsche Strafverfolgungsbehörden 
versucht haben, das Vermögen dort mal zu ar-
restieren? Zur Staatsanwaltschaft oder Ähnliches, 
dass es dazu einen Austausch gibt mit anderen 
Behörden? 

Zeugin Christine Lambrecht: Ist mir nicht be-
wusst. Nein.  

Fabio De Masi (DIE LINKE): Okay. Das ist also 
auch kein Sachverhalt, dem sich die Bundesre-
gierung mal gewidmet hat, da vielleicht nachzu-
fragen, ob es da irgendwelche Erkenntnis gibt 
oder Ähnliches.  

Zeugin Christine Lambrecht: Also, das BMJV ist, 
wie gesagt, für den GBA zuständig. Da habe ich 
die beiden Prüfverfahren beschrieben. Aber dar-
über hinaus ist mir dieses ganz konkrete Verfah-
ren jetzt nicht - -  

Fabio De Masi (DIE LINKE): Okay. Das ist also 
nie beim Generalbundesanwalt aufgeschlagen. 
Okay.  

Zeugin Christine Lambrecht: Na ja, es wäre ja 
auch - - Die Frage ist ja auch: Ist es in der Zustän-
digkeit des GBAs?  

Fabio De Masi (DIE LINKE): Das weiß ich auch 
nicht. Wissen Sie - -  
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Zeugin Christine Lambrecht: Und das scheint 
mir eher nicht der Fall.  

Fabio De Masi (DIE LINKE): Das weiß ich auch 
nicht. Sie haben ja zu Recht darauf hingewiesen 
vorhin, dass wir natürlich bestimmte sicherheits-
relevante Bereiche nicht offenbaren, öffentlich ir-
gendwie ausbreiten können oder so. Das kann ich 
gut nachvollziehen.  

Allerdings müssen Sie wissen, dass wir bei be-
stimmten Sachverhalten - - Die kann ich zitieren, 
weil die in den Medien mittlerweile stehen. Es 
gab zum Beispiel ein Strukturermittlungsverfah-
ren des Bundeskriminalamts gegen Egisto O., ei-
nen der Fluchthelfer von Herrn Marsalek, auch 
ein ehemaliger BVT-Beamter, und zwar im Jahr 
2019 - wir haben in Österreich nachgefragt - we-
gen mutmaßlicher Zusammenarbeit mit russi-
schen Diensten.  

Und deswegen ist es sehr verwunderlich, wenn 
wir auf der anderen Seite dann immer geschildert 
bekommen, dass deutsche Sicherheitsbehörden 
noch nie von Herrn Marsalek oder so gehört ha-
ben.  

Zeugin Christine Lambrecht: Nein, nein.  

Fabio De Masi (DIE LINKE): Und das ist einfach 
für mich immer noch nicht zufriedenstellend ge-
löst. Deswegen - -  

Zeugin Christine Lambrecht: Es ist auch nicht 
zutreffend, ne? Denn, wie gesagt, ich habe ja zwei 
Verfahren beschrieben. Die haben ja betroffen 
Herrn Marsalek.  

Fabio De Masi (DIE LINKE): Ja. Aber da heißt es 
dann immer - - Also, da ging es ja zum Beispiel 
um die Frage, ob er ein V-Mann war. Dass er ein 
V-Mann war, habe ich jetzt auch nicht angenom-
men. Aber wir kriegen immer wieder gesagt: Es 
lagen keine Erkenntnisse von Sicherheitsbehör-
den vor. Wir haben einen ehemaligen deutschen 
Geheimdienstkoordinator, der sagt, er hätte ihn 
persönlich - ein über 80-jähriger Mann - wegen 
der Nowitschok-Formel getroffen, und die deut-
schen Sicherheitsbehörden haben keine Kennt-
nisse. Ich finde das verwunderlich.  

Aber gut. Werden wir im weiteren Zeitverlauf 
noch sicherlich besprechen können, weil es si-
cherlich auch neue Erkenntnisse dazu geben 
wird. Und ich kann nur sagen, dass zum Beispiel 
die Existenz dieses Strukturermittlungsverfah-
rens von der Bundesregierung auch, ja, demen-
tiert wurde. Und dann haben das Journalisten do-
kumentiert. Das heißt, diese Antwort war offen-
bar nicht richtig.  

Gut. Dann nur noch den Hinweis, weil ja die Kol-
legin Paus das bereits angesprochen hat, die 
Compliance-Regeln auch in Ministerien - - Wäre 
übrigens auch ein Thema für den Bundestag mei-
ner Meinung, also auch für Bundestagsabgeord-
nete. Es ist auch so einiges in der Debatte. Es gibt 
eine Ausarbeitung des Wissenschaftlichen Diens-
tes des Bundestages, wonach zumindest die Re-
gelungen der Bundesbank, wo es ja auch Zweit-
schriftverfahren und Ähnliches gibt, rechtlich 
unproblematisch sich auch auf Ministerien über-
tragen ließen. Und ich will einfach sehr darum 
werben, dass das vielleicht geschieht, damit wir 
ein Stück weit auch wieder Vertrauen in die In-
stitutionen herstellen können. - Vielen Dank. 
Keine weiteren Fragen.  

Zeugin Christine Lambrecht: Also, den Hinweis 
nehme ich gerne auf, denn ich habe ja beschrie-
ben: Wir sind da gerade im Prozess und wollen 
aber auch sehr zügig Lösungen finden hier, für 
das BMJV.  

Vorsitzender Kay Gottschalk: Vielen Dank. - 
Dann schaue ich noch mal ins Rund. Gibt es wei-
teren Fragebedarf an die Ministerin Lambrecht? - 
Das kann ich nicht erkennen.  

Gibt es - der guten Ordnung halber frage ich - 
noch Bedarf, in eingestufter Sitzung Themenfel-
der zu behandeln? - Auch das kann ich nicht er-
kennen. Ich stelle fest, dass keine Fraktion noch 
Fragen hat.  

Dann können wir Ihre Befragung für heute been-
den. Im Rechtssinne abgeschlossen ist Ihre Ver-
nehmung damit allerdings noch nicht. Vielmehr 
wird Ihnen noch das Protokoll Ihrer Vernehmung 
übersandt. Sie haben dann zwei Wochen Zeit, 
um etwaige Protokollierungsfehler zu monieren, 
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Ihre Aussage gegebenenfalls inhaltlich richtig-
zustellen oder zu ergänzen. Erst danach be-
schließt unser Ausschuss dann den Abschluss Ih-
rer Vernehmung.  

Frau Ministerin Lambrecht, ich darf mich ganz 
recht herzlich bei Ihnen bedanken auch für unse-
ren doch sehr sportlichen Ansatz heute, den wir 
auch noch gebracht haben, darf sogar zu relativ 
früher Stunde für unseren Ausschuss Ihnen noch 
einen schönen Resttag und einen guten Abend 
wünschen. Und ich wünsche allen unseren Zeu-
ginnen und Zeugen in dieser schwierigen Zeit: 
Bleiben Sie gesund, passen Sie auf sich auf! Und 
vielen Dank.  

Zeugin Christine Lambrecht: Vielen Dank. Und 
Ihnen noch eine erkenntnisreiche Sitzung, die ja 
wahrscheinlich dann doch noch ein paar Stun-
den dauern wird.  

Vorsitzender Kay Gottschalk: Das stimmt. 
Danke, Frau Ministerin.  

Gut. Dann haben wir hier uns eben so abge-
stimmt: Unten steht noch Presse. Wollen wir 
kurz alle noch runter und ein Statement abgeben? 
Ist der Bedarf da? Wenn nicht, dann könnte man 
das den Journalisten zumindest mitteilen, und 
wir könnten dann fortsetzen in der Befragung 
von Staatssekretär Dr. Kukies. Wie ist da so das 
Meinungsbild? Ich sehe: Alle nicken.  

(Dr. Florian Toncar (FDP): 
Nach Kukies! - Dr. h. c. 

(Univ Kyiv) Hans Michel-
bach (CDU/CSU): Nach Ku-

kies!) 

- Nach Kukies irgendwann, wenn der Mond die 
Spree dann sozusagen illuminiert. Mein Gott! 
Jetzt komme ich hier in Deutsch-Prosa-LK. Okay.  

Gut. Dann bitte ich unseren nächsten Zeugen 
Dr. Jörg Kukies zu uns in den Saal und unter-
breche natürlich die Sitzung auch kurz, weil wir 
vereinbart hatten, dass den Medien Gelegenheit 
gegeben werden soll, Bilder anzufertigen. - 
Tschüss, Frau Ministerin.  

(Unterbrechung von 
17.26 bis 17.39 Uhr) 



Anlage 

Korrektur- und Ergänzungsanmerkungen der  

Zeugin Christine Lambrecht 
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Anlass, und, wie gesagt, zweite Stufe dann: 
BaFin-Verdachtsfälle, Verlangensprüfung.

Die europäische Aufsichtsbehörde - - weil man ja 
auch fragt: Ja, aber war das denn alles wirklich so 
gelungen, wenn am Ende dann so was wie Wire-
card geschieht? Da muss man wissen, dass auch 
die europäische Aufsichtsbehörde ESMA im Jahr 
2017 ausdrücklich dieses System der Stichpro-
benprüfung durch diese DPR auf der ersten Stufe 
als vorbildlich, als Good Practice, bezeichnet hat, 
und deswegen gab es auch Forderungen nach ei-
ner grundlegenden Überarbeitung oder Reform 
dieses zweistufigen Bilanzkontrollverfahrens - - 
hat es eben auch bis zu dem jetzigen Zeitpunkt, 
wo wir ja jetzt auch eine Neuregulierung auf den 
Weg gebracht haben, nicht gegeben.  

Die DPR hat bislang über 1 500 Prüfverfahren 
durchgeführt. In circa 300 Fällen hat die DPR 
eine fehlerhafte Rechnungslegung festgestellt. 
Und in Einzelfällen hat sie auch Strafanzeigen 
bei der Staatsanwaltschaft wegen Betrugs erstat-
tet - in Einzelfällen!

Allerdings: Den Betrug der Wirecard AG hat sie 
nicht entdeckt, obwohl sie mehrfach auch mit Bi-
lanzprüfungen befasst war. Und das macht deut-
lich, dass dieses zweistufige System gerade für so 
einen Fall dann auch an die Grenzen gestoßen
ist. Ich glaube, dazu kann man auch relativ ein-
fach und klar sagen, was da auch der Hinter-
grund war. Der Hintergrund war, dass es hier mit 
mutmaßlich betrügerischen Strukturen zusam-
mengehangen hat bei Wirecard und auch mit ei-
ner mutmaßlich hohen kriminellen Energie gear-
beitet wurde. Aber da muss man ganz klar sagen: 
In diesem Fall ist dieses zweistufige System dann 
an die Grenzen gestoßen.

Und jetzt die Frage: Welche Rolle hat denn das 
Bundesjustizministerium, das BMJV, in diesem 
Fall gespielt? Warum haben wir nicht in die Prü-
fung da eingegriffen? Und wenn man diese Frage 
beantworten will, dann hilft ein Blick ins Gesetz; 
denn da kann man die Aufgabe ganz klar erken-
nen, die der Gesetzgeber - ausdrücklich der Ge-
setzgeber - dem BMJV zugewiesen hat. Und die 
Aufgaben sind: Das BMJV erkennt eine Prüfstelle 

unter bestimmten Voraussetzungen an; es geneh-
migt die Änderungen ihrer Satzung und Verfah-
rensordnung; es ist bei personellen Veränderun-
gen in der Prüfstelle zu beteiligen; und es geneh-
migt die jährlichen Wirtschaftspläne. Und dabei 
handelt das BMJV jeweils im Einvernehmen mit 
dem BMF also im Einvernehmen mit dem BMF. 
Aber - und das ist auch wichtig, um dieses Kon-
strukt und dieses Vorgehen zu verstehen - das 
BMJV ist nicht selbst Teil des Enforcement-Ge-
schehens. Es hat keine Zugriffe auf Einzelfälle. 
Denn das Konstrukt ist so angelegt gewesen, dass 
die DPR ihre Prüfungen unabhängig und - ganz 
wichtig - auch vertraulich durchführt. Und des-
wegen übt das BMJV keinerlei staatliche Aufsicht 
aus, weder eine Rechts- noch eine Fachaufsicht, 
hat kein Weisungs- und auch kein Informations-
recht - ganz klar. Das kann man kritisieren mit 
dem Wissen von heute; aber so ist das Konstrukt 
gewesen, das der Gesetzgeber einstimmig 2004 
gewählt hat. Wir sind weder Rechts- noch Fach-
aufsicht, und wir haben auch kein Weisungs-
recht. Und dann wird vielleicht auch deutlich, 
warum viele Dinge eben nicht - - wo nicht einge-
griffen wurde.  

Die DPR hat Informationspflichten, aber aus-
schließlich gegenüber der BaFin - ausschließlich!
Wenn dann diese Informationen an die BaFin ge-
geben würden, dann wäre die zweite Stufe unter 
den Voraussetzungen, die erforderlich sind, mög-
lich. 

Das BMJV hingegen darf über die Einzelheiten, 
also auch, um welches Unternehmen es sich han-
delt, eines DPR-Verfahrens gar nicht informiert 
werden; es darf nicht sein. So ist das Konstrukt 
aufgebaut. Und die Beschäftigten der DPR unter-
liegen einer umfassenden strafbewehrten Ver-
schwiegenheitspflicht. Also, selbst ein Anfragen 
würde erst mal - - Ich hätte überhaupt keine Be-
fugnis - - und würde darüber hinaus für die Mit-
arbeiter bedeuten, dass sie, wenn sie tatsächlich 
Antworten gäben, dann diese Verschwiegenheits-
pflicht verletzen würden. Und das ist auch der 
Grund, warum die DPR das BMJV nicht darüber 
informiert hat, dass seit Februar 2019 ein Prüf-
verfahren gegen Wirecard läuft. Informiert wur-
den wir, das BMJV, darüber erst im Mai 2020 
durch das BMF.  

1
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innehaben soll, außer er hatte es schon, und dann 
kann genehmigt werden, aber auch, dass auch 
kein Auswechseln mehr möglich sein soll. Das 
war in der Verfahrensordnung 2016. Jetzt kann 
man zu Recht fragen: Wieso hat Herr Ernst denn 
dann weiterhin diese Aufsichtsratsmandate ge-
habt, bzw. warum hat er dann auch noch mal 
ausgewechselt? 

Vorsitzender Kay Gottschalk: Genau. 

Zeugin Christine Lambrecht: Und da kommt es 
auf die rechtliche Bewertung an, weil es gibt 
eben einmal den Dienstvertrag, der mit Herrn 
Ernst abgeschlossen wurde, und es gibt die Ver-
fahrensordnung des Nominierungsausschusses. 
Die wird uns als BMJV auch zur Kenntnis gege-
ben. Und das ist jetzt die Situation gewesen. Und 
da, muss ich sagen, teile ich die Einschätzung 
auch meines Hauses, dass in solchen Fällen dann 
der zugrunde liegende Dienstvertrag, der ge-
schlossen wurde, vorgeht. Und da war eben die 
Möglichkeit eingeräumt, bzw. sie war nicht aus-
geschlossen. Allerdings hat man dann - Sie haben 
ja Genese auch gefragt - 

Vorsitzender Kay Gottschalk: Genau. 

Zeugin Christine Lambrecht: -, nachdem dann 
auch 2017 bekannt wurde, dass es da noch mal 
dieses Aufsichtsratsmandat gab - ich glaube, 
Metro war es -, gesagt: Also, das widerspricht so 
auch dieser Verfahrensordnung. - Und deswegen 
hat man dann klargemacht: Wir werden einer 
Verlängerung nur noch zustimmen, wenn dieser 
veränderte Vertrag dann diese Voraussetzungen 
erfüllt. Und deswegen ist ja auch bei der - - Das 
ist ja die Aufgabe des BMJ, dann den neuen Ver-
trag zu genehmigen, also die Verlängerung des 
Vertrages, aber unter den neuen Bedingungen. Da 
ist dann auch geregelt worden, dass das, was in 
der Verfahrensordnung steht, auch für den ak-
tuellen Präsidenten gilt, dass es also nicht so ist: 

as ist eine Regelung, die gilt irgendwann mal, 
wenn Herr Ernst nicht mehr hier tätig ist , son-
dern das wurde dann geändert, und das war die 
Konsequenz - - war auch gar nicht so einfach, 
wenn ich mir das so noch mal alles richtig ange-
schaut habe; aber es ist dann durchgesetzt wor-
den, ja, 2018 mit Wirkung zum 1. Januar 2019. 

Vorsitzender Kay Gottschalk: Ist die Wahrneh-
mung von mir, von uns, richtig, dass tatsächlich 
dieser beschriebene Prozess von Ihnen eben 
durch das, denke ich mal, engagierte Nachfor-
schen hier des Untersuchungsausschusses erst 
zustande gekommen ist? Oder war Ihnen das 
schon im Vorfeld bekannt geworden, was dann 
zu diesem doch, wie ich finde - das kann ich 
auch nur positiv werten - entschlossenen Han-
deln, was die Kündigung seitens DPR angeht - - 
Hat das einen Einfluss gehabt schon vorher? Oder 
sind Sie erst im Hause des BMJV durch die Ar-
beit des Untersuchungsausschusses auf diesen 
Vorgang um Herrn Ernst und das Abweichen 
oder Auseinanderfallen - muss man ja schon sa-
gen - von Dienstvertrag und entsprechender Ord-
nung des Hauses dort aufmerksam geworden? 

Zeugin Christine Lambrecht: Also, das Aufarbei-
ten dieser Genese, ja, das ist jetzt im Zusammen-
hang mit meiner Tätigkeit - nicht mit dem Unter-
suchungsausschuss, aber mit meiner Tätigkeit - 
und den ganzen Fragen, die in dem Zusammen-
hang aufgekommen sind, also: Wie ist das ganze 
Konstrukt überhaupt aufgebaut, was dürfen wir, 
wo müssen wir, wo können wir?

Vorsitzender Kay Gottschalk: Haben Sie jemals 
noch mal nachgefragt im Prozess, ich sage mal, 
dieser Genese, was die DPR dazu bewegt hat bzw. 
wer beteiligt war, diese doch abweichenden 
Klauseln innerhalb des Dienstvertrages vom Prä-
sidenten so zu fixieren, wie wir sie ja dann auf-
decken konnten? 

Zeugin Christine Lambrecht: Es gibt ja klare Ab-
läufe, wer was auch regelt, und in dem Zusam-
menhang wurde natürlich schon nachgefragt. 
Aber es ist auch offen geworden, dass Herr Ernst 
hier in diesen Fragestellungen seine Interessen 
schon sehr intensiv auch vertreten hat und deut-
lich gemacht hat, dass er auch erwartet, dass 
diese Möglichkeit für ihn gegeben ist. Das ist zu-
mindest beim Aktenstudium - ich habe mit Herrn 
Ernst nie persönlich gesprochen; von daher ist 
das alles nur, was ich eben auch so transportie-
ren kann aus Aktenstudium - - und dass er das 
transportiert hat und man offensichtlich auch 
seine Expertise sehr geschätzt hat und deswegen 
es auch, ich sage jetzt mal, so lange gedauert hat, 
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Aber wie gesagt, da ist ein langer Vorlauf gewe-
sen und auch ein Austauschen von Vorstellun-
gen, was man neben einer hauptberuflichen Tä-
tigkeit bei der Prüfstelle alles so noch bewältigen 
kann. Aber das war der Weg, zu sagen: Der Ver-
trag, okay; aber dann müssen wir eben dafür sor-
gen, dass bei der Verlängerung des Vertrages das 
auch sichergestellt ist, dass wir nicht wieder 
zwar eine Verfahrensordnung haben, die vor-

-
deres geschehen kann. - Das war der Punkt.  

Dr. Jens Zimmermann (SPD): Okay. - Sozusagen 
heißt aber im Klartext: Zuletzt hatte Herr Profes-
sor Ernst eben drei Altmandate, wenn ich das 
mal so bezeichnen darf, und das war von dieser 
Verfahrensordnung gedeckt. Was er nicht hätte 
machen können, ist, das Metro-Mandat abgeben 
und dafür irgendwas Neues einzugehen. 

Zeugin Christine Lambrecht: Genau so ist es zu-
treffend beschrieben. Also, drei schon beste-
hende Mandate sind auch durch die Verfahrens-
ordnung 2016 nach Genehmigung durch den No-
minierungsausschuss möglich, aber eben nur drei 
schon bestehende. Er hat ja 2017 Metro übernom-
men. Und bei der Verlängerung dann im Jahr 
2018 mit Wirkung 1. Juli 2019, Ende 21 - - also, 
Ende 23, da war dann klar: nur diese drei, kein 
Wechsel, kein neues Mandat.  

Dr. Jens Zimmermann (SPD): Vielen Dank. - Ich 
glaube, das ist noch mal klar geworden, wobei 
ich auch sage - und ich habe den Eindruck, da 
sind wir uns hier auch einig -: Wir haben natür-
lich zwei Ebenen. Wir haben einmal sozusagen 
einfach die Rechtslage, wie sich dieser Dienstver-
trag und die Verfahrensordnung miteinander ver-
halten. Mir scheint es aber, sozusagen auch nur 
als Erfahrungsjurist, plausibel.  

Aber der andere Punkt, das ist einmal natürlich 
unsere politische Bewertung hier. Und ich habe 
ja auch - - Sozusagen von dem, was ich gehört 
habe - das ist natürlich auch jetzt sehr fundiert -, 
gab es offenbar ja auch innerhalb der DPR ein 
bisschen Knatsch im Sinne von, dass da offenbar 
im Nominierungsausschuss man schon das Ge-
fühl hatte: Also, sozusagen, es hat ja einen Sinn, 

weshalb man das in diese Verfahrensordnung ge-
schrieben hat. Und man war, glaube ich, nicht so 
glücklich mit der Art und Weise, wie Professor 
Ernst das quasi auch gelebt hat.  

Zeugin Christine Lambrecht: Ja, das ist diese Ent-
wicklung, wie ich sie beschrieben habe: Verfah-
rensordnung 2016 geändert, dann aber, wie alle 
hier auch zu Recht darauf hingewiesen haben, 
nicht auf den bestehenden Vertrag angewandt, 
weil Vertrag eben vorgeht. Und das hat da für 
Unruhe gesorgt, auch in der DPR. Und deswegen 
gab es dann ja auch Hinterfragen und diese Ent-
wicklung, auch zu sagen: Also, wenn Herr Ernst 
das verlängert haben will, dann geht das nur un-
ter der Maßgabe, dass die Verfahrensordnung 
dann bei der Verlängerung des bestehenden Ver-
trages auch Anwendung findet. - Das war diese 
Entwicklung, also, dass bekannt geworden ist das 
Metro-Mandat und dann diese Bewegung: Also, 
jetzt müssen wir doch wirklich dann auch dafür 
sorgen, dass - -  

Dr. Jens Zimmermann (SPD): Aber das heißt 
auch: Es gab für das BMJV jetzt keine Grundlage, 
um da irgendwie einzuschreiten.  

Zeugin Christine Lambrecht: Noch mal: Diese 
Verfahrensordnung des Nominierungsausschus-
ses, die wird vom BMJV weder genehmigt noch 
im Einvernehmen mit dem BMF - - sondern die 
erfolgt durch den Nominierungsausschuss. Sie 
wird auch nicht veröffentlicht. Dann ist aller-
dings, wie gesagt, dieses zusätzliche, also dieses 
neue Mandat bekannt geworden.  

Und in dieser ganzen Gemengelage, ja, Transpa-
renzanforderungen, ist dann zu Recht, wie ich 
finde, auch bei der Verlängerung darauf gedrun-
gen worden: Jetzt muss aber dann auch dieser 
Vertrag so angepasst werden, dass er den Maßga-
ben auch gerecht wird.  

Dr. Jens Zimmermann (SPD): Das heißt aber 
auch, um das auch noch mal zusammenzufassen, 
weil wir sehr viel auch im Kontext von APAS 
und auch der DPR, aber in einer anderen Rich-
tung - oder bei der BaFin, Entschuldigung - über 
Rechts- und Fachaufsicht reden: Hier haben wir 
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Lisa Paus (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Und 
dazu gibt es jetzt noch keinen konkreten Vor-
schlag, -  

Zeugin Christine Lambrecht: Nein, nein.  

Lisa Paus (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): - wie 
man das Thema fasst. - Gut. Dann hatten Sie ja 
eben angesprochen, dass Sie eben alles, wofür 
der Generalbundesanwalt - - was der Generalbun-
desanwalt macht, dass Sie davon auch Kenntnis 
haben. Könnten Sie uns denn Ihren aktuellen 
Kenntnisstand mitteilen zu den Sachverhalten 
rund um Wirecard, die derzeit beim Generalbun-
desanwalt noch offen sind? 

Zeugin Christine Lambrecht: Es gab den Hinweis 
oder Informationen in dem Zusammenhang mit 
Wirecard. Jetzt muss ich es mir grad mal suchen, 
dass ich es dann auch wirklich ganz konkret be-
nennen kann, weil GBA ist natürlich auch immer 
sehr - -  

(Die Zeugin blättert in 
ihren Unterlagen)  

Noch einen ganz, ganz kleinen Moment. - Ja. 
Also, es gibt - - Im Referat III bei uns existiert ein 
Prüfvorgang. Da geht es um die Frage der nach-
richtendienstlichen Tätigkeit. Und dieser Prüf-
vorgang ist aber mittlerweile abgeschlossen. Er-
mittlungen haben nicht ergeben, dass sich diese 
Informationen bestätigen und damit einen An-
fangsverdacht begründen. Das ist diese nachrich-
tendienstliche Tätigkeit. 

Und es gibt einen Vorgang, noch mal einen Vor-
gang, mit einer geheimdienstlichen Tätigkeit im 
Auftrag des österreichischen Nachrichtendiens-
tes. Und da wurden Ihnen aber auch, glaube ich, 
alle Vorgänge, alle Informationen dazu dem Un-
tersuchungsausschuss vorgelegt. Ja, ich weiß: ge-
schwärzt. Aber Sie wollen auch nicht Fahn-
dungs- und Ermittlungserfolge gefährden, 
dadurch, dass dann auf dem Markt oder bei Twit-
ter darüber berichtet wird. Also, wir sind ja alle 
daran interessiert, dass wir allen Informationen 
auch sehr gewissenhaft und, wenn es geht, auch 
sehr konsequent nachgehen können. 

Deswegen: Beim einen Fall, da ging es um die 
Frage russischer Geheimdienst. Da haben Anfra-
gen, BKA usw., nichts ergeben, was diesen Ver-
dacht bestätigen würde. Deswegen ist das abge-
schlossen. Und bei der anderen Sache - habe ich 
ja beschrieben - ist das noch nicht abgeschlossen.  

Lisa Paus (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Ich habe 
keine weiteren Fragen.  

Zeugin Christine Lambrecht: Ich bitte um Ver-
ständnis, dass ich tatsächlich mehr dazu auch 
nicht sagen kann.  

Vorsitzender Kay Gottschalk: Vielen Dank. - 
Dann - -  

Lisa Paus (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Ich wäre 
dann durch.  

Vorsitzender Kay Gottschalk: Danke. - Dann 
schaue ich zur CDU/CSU. Matthias Hauer.  

Matthias Hauer (CDU/CSU): Herr Vorsitzender. - 
Frau Bundesministerin, ich bin vorhin stehen ge-
blieben bei dem § 3 des Anerkennungsvertrages 
der Zusammenarbeit zwischen der DPR und der 
BaFin. Und da ist meine erste Frage: Die Ab-
sichtserklärung, die dann 2010 erfolgt ist, ist das 
eine solche Vereinbarung nach § 3 Anerken-
nungsvertrag?  

Zeugin Christine Lambrecht: Würde ich so wer-
ten, ja.  

Matthias Hauer (CDU/CSU): Wann hat das BMJV 
Kenntnis von der Absichtserklärung erhalten?  

Zeugin Christine Lambrecht: Ich glaube, ich habe 
dazu vorhin schon Stellung genommen, dass wir 
da auf - - dass das auf Fachebene - -  

(Die Zeugin blättert in 
ihren Unterlagen)  

dass es nicht mehr rekonstruierbar ist. Dazu habe 
ich schon Stellung genommen, dass es nicht 
mehr rekonstruierbar war, wann diese genannte 
Absichtserklärung aus dem Juli, August 2010 - - 
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Matthias Hauer (CDU/CSU): Ohne Herrn Alt-
maier.  

Zeugin Christine Lambrecht: - weil eben auch 
BaFin und DPR in der öffentlichen Wahrneh-
mung auch damals Mittelpunkt - - oder, sagen 
wir mal, ziemlich im Fokus standen. Wir haben 
das so entschieden. Wir wollten handeln. Wir 
wollten etwas verändern. Und deswegen haben 
wir gesagt: Wir packen diese Gelegenheit beim 
Schopf. 

Matthias Hauer (CDU/CSU): Ja. Ich finde trotz-
dem: Wir haben ein Ressortprinzip. Und es gibt 
ja auch ein - - Es wird ja gerade die SPD nicht 
müde, das zu betonen, dass es auch Themen der 
Wirtschaftsprüfung sind, die teilweise Herrn Alt-
maier betreffen, teilweise Ihr Ministerium betref-
fen.  

Ich denke, wenn man an einer sachgerechten Lö-
sung interessiert gewesen wäre, hätte man das zu 
dritt gemacht, und dann hätte man es nicht zu 
zweit gemacht und hätte man nicht den Tag der 
Veröffentlichung dieses Aktionsplans so gewählt, 
dass er genau vor dem Tag liegt, als Herr Scholz 
vor dem Finanzausschuss zum Thema Wirecard 
befragt wird. Aber das -  

Zeugin Christine Lambrecht: Also, wenn ich 
mich richtig erinnere, -  

Matthias Hauer (CDU/CSU): - können Sie sicher-
lich hier klarstellen.  

Zeugin Christine Lambrecht: - habe ich in mei-
nen Ausführungen im Finanzausschuss im Som-
mer 2020 ganz konkret schon angekündigt, dass 
es da - - dass ich der Meinung bin, dass es neben 
der Aufarbeitung der Causa Wirecard auch Hand-
lungsbedarf gibt. Das habe ich da ausdrücklich 
schon angekündigt, auch mit einzelnen Vorschlä-
gen, wie ich mir das vorstelle. Von daher hat das 
jetzt mit diesem einen Tag - - stand das nicht im 
Zusammenhang.  

Ich habe es deutlich gemacht: Ich habe das schon 
im Finanzausschuss im Sommer 2020 ganz kon-
kret auch angekündigt. Und ich habe jetzt meine 

Kenntnis über die gestrige Sitzung nur über Be-
richterstattung, Zeitungsberichterstattung. Aber 
wenn ich das richtig gelesen habe, dann ist der 
Herr Altmaier sehr zufrieden mit dem, was auf 
dem Tisch liegt, und sieht das auch in der Zu-
ständigkeit des BMJV. 

Matthias Hauer (CDU/CSU): Also, wir streiten ja 
viel über Zuständigkeiten. Darum ging es aber bei 
meiner Frage gar nicht, sondern ich finde, wenn 
es eine sachgerechte Lösung gewesen wäre, hätte 
man einen anderen Zeitpunkt gewählt, man hätte 
auch das dritte Ministerium, was betroffen ist, 
einbezogen. Aber da haben Sie ja Ihre Position 
dargestellt. 

Die personellen Kapazitäten bei der DPR: Inwie-
weit hat das BMJV sich mit dieser Frage beschäf-
tigt, ob die das überhaupt bewerkstelligen kön-
nen, diese Prüfung, die sie durchführen?

Zeugin Christine Lambrecht: Das erfolgt zum ei-
nen über Wirtschaftsplan, das erfolgt aber auch 
natürlich darüber, dass wir das genau beobachtet 
haben. Es gibt derzeit 15 Planstellen für Mitglie-
der der Prüfstelle, und daneben gehören noch der 
Präsident und der Vizepräsident dem an. Und ich 
habe ja schon beschrieben: Wir sind zuständig 
für die Genehmigung des Wirtschaftsplans. 

Und die DPR hat im Haushaltsjahr 2019 insge-
samt 5,978 Millionen Euro im Wege der Zuwei-
sung aus dem Enforcement-Haushalt der BaFin 
erhalten. Diese stammen aus sonstigen Mitteln. 
Und aus diesen Mitteln können ja beispielsweise 
auch - - Diese Mittel können auch genutzt wer-
den, um zusätzliche Unterstützung bei bestimm-
ten Prüfaufgaben zu beauftragen, also es ist nicht 
beschränkt die Tätigkeit der BaFin [sic!] auf diese 
15 Stellen, die sie haben, sondern sie könnten, 
hätten auch darüber andere Möglichkeiten aus-
schöpfen können. Also, wie gesagt - - Und dann 
sehen wir natürlich auch: Wird Geld zurückgege-
ben? Das ist immer so ein Maßstab dafür: Ist es 
auskömmlich oder nicht? Und da hat zum Bei-
spiel die DPR 500 000 Euro an die BaFin zurück-
erstattet. Und das zeigt, dass es auskömmlich 
war.  
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